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Der Bürgermeister liebt Ju-
biläumsbesuche, bei denen
er Menschen im Alter von 90
plus zum runden Geburts-
tag gratulieren kann. Ob-
wohl die Termine gelegent-
lich etwas anstrengender
sind, findet der Rathauschef
doch immer daran Gefallen.
So kommt er doch spiele-
risch mit den ältesten Mit-
bürgern in Kontakt. S. 19
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3. Bayerisches Wasserkraftforum in Landshut:

Wasserkraft –
ja bitte!

Unverzichtbar für Energiewende 
Die Partner von „Wasserkraft – ja bitte!“ nehmen am 23. April
2015 am 3. Bayerischen Wasserkraftforum der Bayerischen
GemeindeZeitung in Landshut teil. Anfang des Jahres haben
die Wasserkraftunternehmen im Freistaat diese Initiative ins
Leben gerufen, um die Vorteile dieser alternativlosen Energie-
quelle nachvollziehbar darzustellen. „Die Wasserkraft kann
bei der Umsetzung der Energiewende einen wichtigen Beitrag
leisten. Sie ist Bayerns wichtigste zuverlässige und älteste er-
neuerbare Stromquelle. Im Gegensatz zu den schwankenden
Einspeisungen aus Sonne und Wind ist Wasserkraft verlässlich
und planbar und daher für die Energiewende ein unverzicht-
barer Partner“, unterstrich Dr. Albrecht Schleich im Namen
der Initiative „Wasserkraft – ja bitte!“.

„Die große Bedeutung der rege-
nerativen Wasserkraft in Bayern
muss noch viel stärker in das Be-
wusstsein der breiten Öffentlich-
keit gerückt werden. Dazu wollen
wir mit der Initiative „Wasserkraft
– ja bitte!“ einen Beitrag leisten,
indem wir mit allen Beteiligten
das Gespräch suchen und auch
auf unserer Internetseite über die
Vorteile der Wasserkraft anschau-
lich informieren. Wir freuen uns
deshalb, hier in Landshut mit vie-
len Partnern aus Politik und Ver-
waltung sowie Verbänden, wie 
z. B. den Fischerei- und Natur-
schutzverbänden, zu sprechen“,
betonte Schleich.

„Unsere bayerische Wasser-
kraft ist als wichtigste erneuerbare
Stromerzeugungsform im heimi-
schen Energiemix ein Juwel. Sie
leistet einen unverzichtbaren Bei-
trag zu einer zuverlässigen Strom-
versorgung und damit zur wirt-
schaftlichen Stabilität in Bayern.
Zudem ist sie klimafreundlich,
ressourcenschonend, sicher ver-
fügbar und preiswert“, so Schleich.
In Verbindung mit ökologischen
Optimierungsmaßnahmen an den
Wasserkraftwerksstandorten, bei-
spielsweise zur Fischdurchgän-
gigkeit, werden weitere erhebli-
che Verbesserungen für die Um-
welt erreicht. 

Dialogangebote vor Ort 

„Mit Repräsentanten der Mit-
glieder der Initiative zeigt „Was-
serkraft – ja bitte!“ in Landshut
Flagge und informiert in Vorträ-
gen, im Rahmen einer Ausstel-
lung und auch in persönlichen
Gesprächen über die regionalen
und lokalen sehr guten Beispiele
und Anwendungen, die den viel-
fältigen Nutzen der Wasserkraft
und ihre ökologische Umsetzung
in Bayern erlebbar machen“, 

konstatierte Schleich. Das ganze
Jahr über bieten die bayerischen
Wasserkraftunternehmen Besich-
tigungsmöglichkeiten, Tage der
Offenen Tür sowie zahlreiche
weitere interessante Aktionen an.

Auch mit ihrem Onlineangebot
bietet die Initiative der breiten Öf-
fentlichkeit Kontakt- und Infor-
mationsmöglichkeiten, um sich
über die Wasserkraft im Freistaat
zu informieren. 

Unter www.wasserkraft-ja-bitte.
com stellen die Partner der Initia-
tive ein umfangreiches und aus-
führliches Informationsangebot
zur Wasserkraft in Bayern bereit,
das kontinuierlich erweitert wird.
So stehen virtuelle Rundgänge
ebenso auf der Homepage wie In-
formationsmaterialien zum He-

(Fortsetzung auf Seite 4)KPV-Bundesvorstand und Hauptausschuss:

Finanzielle 
Spielräume nutzen

Die Besteuerung Interkommunaler Zusammenarbeit,
das Thema Qualifizierte Einwanderung sowie der Re-
formkurs CDU 2017 standen auf derAgenda der jüng-
sten Sitzung des Bundesvorstandes und Hauptaus-
schusses der Kommunalpolitischen Vereinigung der
CDU und CSU Deutschlands (KPV) in Berlin. Als Re-
ferenten konnte MdB Ingbert Liebing, KPV-Bundes-
vorsitzender und kommunalpolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, hierzu Dr. Michael
Meister MdB, Parlamentarischer Staatssekretär beim
Bundesminister für Finanzen sowie den Forschungsbe-
reichsleiter für Internationale Vergleiche und Europäi-
sche Integration im Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung der Bundesagentur für Arbeit, Prof.
Herbert Brücker, willkommen heißen.

Durch Entscheidungen des
Bundesfinanzhofes in zwei Fällen
ist es erforderlich geworden, die
gesetzlichen Regelungen der um-
satzsteuerlichen Behandlung kom-
munaler Beistandsleistungen neu
zu fassen. Vor diesem Hintergrund
fordert die KPV der CDU und
CSU Deutschlands die Bundesre-
gierung auf, umgehend die Initiati-
ve zur Änderung des Umsatzsteu-
ergesetzes zu ergreifen, um Inter-
kommunale Zusammenarbeit
steuerrechtlich nicht zu behindern.
Für die Kommunen sei eine
schnelle, eindeutige Regelung von
großer Bedeutung, um die Zukunft
der interkommunalen Zusammen-
arbeit nicht zu gefährden. 

Ziel müsse es sein, für Kommu-
nen und Wirtschaftsunternehmen
gleichermaßen eine dauerhafte und
rechtssichere Planungsgrundlage
auch unter Beachtung der EU-
rechtlichen Vorschriften zu schaf-
fen. Dabei gehe es nicht mehr nur
um die Behandlung interkommu-
naler Zweckverbände oder inter-
kommunale Zusammenarbeit im
Back-Office-Bereich. Letztlich ge-
he es auch um kommunale Ange-
bote und Leistungen wie die früh-
kindliche Betreuung oder bundes-
seitig geförderte Bereiche wie die
Umsetzung von D 115 und die Eu-
ropäische Dienstleistungsrichtlinie
mit der Einrichtung einheitlicher
Ansprechpartner.

Die KPV fordert die Bundesre-
gierung darüber hinaus auf, früh-
zeitig darauf hinzuwirken, dass
die EU-Kommission nur einen
Richtlinienvorschlag zur umsatz-
steuerlichen Behandlung der öf-
fentlichen Hand vorlegt, der die
Umsatzbesteuerung von Leistun-
gen rechtssicher regelt und die
Besteuerung der interkommuna-
len Zusammenarbeit ausschließt.

Die Anliegen der KPV

Im Einzelnen wurden folgende
Anliegen angeführt:
1. Keine Besteuerung hoheitli-
cher Leistungen: Bislang nicht-
umsatzsteuerpflichtige Leistun-
gen, wie etwa die Entsorgung von
Abwasser oder von Abfall aus
privaten Haushalten oder Lei-
stungen, die auf Grundlage öf-
fentlich-rechtlicher Vereinbarun-
gen erbracht werden, müssen
auch weiterhin von der Umsatz-
steuer befreit sein. „Wir wollen
keine Steuererhöhungen und kei-
ne steuerbedingten Gebührener-
höhungen.“
2. Absicherung der vertikalen
Zusammenarbeit zwischen Ge-
bietskörperschaften: Die vertikale
Zusammenarbeit im Zweckver-
band oder zwischen Landkreis
und kreisangehörigen Gemein-

(Fortsetzung auf Seite 4)

V. l.: MdLKlaus Adelt, Dr. Johann Keller, Geschäftsführendes Prä-
sidialmitglied des Bayerischen Landkreistags, Harald Wilhelm, Di-
rektor derVerwaltungshochschule Hof, Landrat Christian Bernrei-
ter, Deggendorf, Präsident des Bayerischen Landkreistags. 

„Kompetenzzentrum Verwaltungshochschule Hof:

Partner für Aus-
und Fortbildung
Ausstellungseröffnung beim Bayerischen Landkreistag

Der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Land-
rat Christian Bernreiter, und Direktor Harald Wil-
helm, Leiter des Fachbereichs Allgemeine Innere Ver-
waltung der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung und Rechtspflege Bayern in Hof, (kurz: Verwal-
tungshochschule Hof) eröffneten im Haus der bayeri-
schen Landkreise, dem Schaufenster der Landkreise in
der Landeshauptstadt München, die Ausstellung „Die
Verwaltungshochschule Hof - das Kompetenzzentrum
für die öffentliche Verwaltung in Bayern – Ihr Partner
fürAus- und Fortbildung“.

Die Verwaltungshochschule Hof
möchte sich bis September 2015
(Öffnungszeiten: Mo – Do: 8:00 –
16:00 Uhr, Fr: 8:00 – 12:00 Uhr) in
den Räumlichkeiten des Bayeri-
schen Landkreistags als Kompe-
tenzzentrum für die Aus- und Fort-
bildung der bayerischen inneren
Verwaltung präsentieren und emp-
fehlen. Ziel ist es u. a., den Stellen-
wert einer hochwertigen Aus- und
Fortbildung für Verwaltungsbehör-
den in Zeiten des demographi-
schen Wandels zu betonen.

Mehr als 11.000 Studierende ha-
ben seit der Errichtung der Hoch-
schule, sie feiert heuer ihr 40-jähri-
ges Bestehen, diese als Diplom-
Verwaltungswirt (FH) oder als Di-
plom-Informatiker (FH) jeweils
mit der Befähigung für die 3. Qua-
lifikationsebene verlassen. Kaum
eine bayerische Verwaltungs-
behörde, in der nicht ein Absolvent
der Hochschule tätig ist. Die Aus-
bildungsinhalte sind von allen
bayerischen Dienstherren als pra-
xisorientiert anerkannt, die Absol-
venten gelten als hervorragend
ausgebildet und universell einsetz-
bar. Dies ist auf die interdisziplinär
angelegten Studieninhalte zurück-
zuführen, die neben dem Schwer-
punkt Recht auch Grundlagen der
Wirtschafts- und Finanzlehre, der
Verwaltungslehre einschl. Psycho-
logie und Soziologie sowie IT-
Kenntnisse umfassen.

Vermittelt werden die Studien-
inhalte überwiegend von haupt-
amtlichen Hochschullehrerinnen
und -lehrern, die zumeist selbst

über langjährige Verwaltungs-
erfahrung verfügen, sowie von er-
fahrenen Fachleuten aus der Ver-
waltungspraxis. Damit wird die
Strategie der Hochschule unter-
mauert, eine praxisgerechte und
handlungsorientierte Vermittlung
von aktuellem Verwaltungswissen
zu gewährleisten. In den Diplom-
arbeiten der Studierenden werden
regelmäßig komplexe behördenin-
terne Sachverhalte wissenschaft-
lich aufbereitet und durch die Zu-
sammenarbeit mit der Hochschule
mit Lösungen oder Lösungsansät-
zen versehen.

Seit fünf Jahren bietet die Ver-
waltungshochschule Hof in Koope-
ration mit der Technischen Hoch-

schule Deggendorf ferner einen be-
rufsbegleitenden 2-jährigen Ma-
sterstudiengang „Public Manage-
ment“ für besonders geeignete Mit-
arbeiter an. Dieses Angebot findet
auch bei den bayerischen Landkrei-
sen zunehmend Akzeptanz.

Qualifizierungsoffensive

Neben diesem Weiterbildungs-
studiengang können Absolventen
aller Fachbereiche der Hochschu-
le mehrtägige Fortbildungsveran-
staltungen im Rahmen der „Qua-
lifizierungsoffensive II“ in Hof
besuchen. Bislang wurden nahe-
zu 60.000 Verwaltungsmitarbei-
ter zu den unterschiedlichsten
Themengebieten mit Bezug zur
Verwaltungspraxis fortgebildet.

Seit 2011 ist die Verwaltungs-
hochschule ferner aktiv im Be-
reich der modularen Qualifizie-
rung für die Beamten des Freistaa-

tes Bayern aller Qualifikationsebe-
nen. Diese relativ neue Form des
beruflichen Aufstiegs wird von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
wie auch den Dienstherrn zuneh-
mend angenommen, so dass auch
hier steigende Teilnehmerzahlen
zu verzeichnen sind.

Darüber hinaus bietet die Ver-
waltungshochschule Hof jährlich
zu ausgewählten Themenberei-
chen größere Tagungsveranstal-
tungen an, die die Teilnehmer
über aktuelle bzw. neue Entwick-
lungen informieren. Die Themen
waren in den letzten Jahren viel-
fältig, so z. B. Korruptionspräven-
tion und -bekämpfung, Sicher-
heits- und Polizeirecht, Kommu-
nales Haushalts- und Wirtschafts-
recht, Kommunalrecht, Perso-
nalmanagement u. v. a. Die Teil-
nahme aus dem staatlichen und
kommunalen Bereich ist diesbe-
züglich sehr rege. 
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Bürgermeister Harald Schlegel
95482 Gefrees

am 14.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Friedrich Gleitsmann
96193 Wachenroth

am 13.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dieter Möhring

97491 Aidhausen
am 13.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerald Rost

84177 Gottfrieding
am 1.5.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Martin Dannhäußer
95473 Creußen

am 9.5.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Korbinian Hillmeier
82290 Landsberied

am 13.5.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Karl Engelhard
91725 Ehingen

am 5.5.

Bürgermeister Georg Hölzl
84335 Mitterskirchen

am 8.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Hans-Peter Laschka
96268 Mitwitz

am 9.5.

Bürgermeister 
Peter Mahl

86694 Niederschönenfeld
am 9.5.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

LEP-Reform:

Eckpunkte 
und Reaktionen

Der Freistaat beabsichtigt, einen eigenen Akzent der Landespla-
nung zu setzen. Im Zuge der Reform des Landesentwicklungs-
programms LEP soll darin auf Initiative von Ministerpräsident
Horst Seehofer eine Anti-Trassen-Klausel aufgenommen werden,
derzufolge schützenswerte Gebiete vom Leitungsbau ausgenom-
men werden können. Damit bestehe die Möglichkeit, neue Strom-
trassen bei Bedarf über das LEP auszuhebeln, teilte Finanzmini-
ster Markus Söder in München mit. Bis Jahresende soll das Um-
weltministerium festlegen, welche Landschaften derart schüt-
zenswert sind, dass dort keine Stromtrasse gebaut werden darf.    

Außerdem ist geplant, den
Kommunen mehr Freiraum zu
geben, vor allem wenn es darum
geht, neue Gewerbegebiete aus-
zuweisen. An Autobahnen und
vierspurigen Straßen etwa sollen
sich Firmen einfacher ansiedeln
können. Das gilt genauso, wenn
zwei Kommunen gemeinsam ein
Gewerbegebiet ausweisen. Dann
kann Gewerbe auch auf der grü-
nen Wiese entstehen, mit Ausnah-
me von Einzelhandelsunterneh-
men wie großen Möbelmärkten. 

Söders Pläne haben bei den
kommunalen Spitzenverbänden
unterschiedliche Reaktionen  her-
vorgerufen. Der Präsident des
Bayerischen Gemeindetags, Dr.
Uwe Brandl meinte: „Wenn die
starren Vorschriften des Landes-
entwicklungsprogramms zu Gun-
sten der Gemeinden und Städte
gelockert würden, wäre das sehr
zu begrüßen. Vor allem das strikte
Anbindegebot schnürt bislang die
planerische Gestaltungsfreiheit
der Kommunen unnötig ein. Um
nicht missverstanden zu werden:
Auch wir wollen keine Zersiede-
lung der Landschaft und Einzel-
handelsgroßprojekte fernab der
Städte und Gemeinden. Aber im
Rahmen der Bauleitplanung
muss den Kommunen die Pla-
nung von Gewerbegebieten und
die Errichtung von Betrieben ge-
stattet werden. Dadurch können
auch im ländlichen Raum wirt-
schaftliche Impulse ausgelöst
werden.“ 

Brandl bot der Bayerischen
Staatsregierung an, in einen kon-
struktiven Dialog zur Fortent-
wicklung des Landesentwick-
lungsprogramms zu treten. „So
sollte am Ende ein für alle Betei-
ligten vertretbarer Kompromiss
herauskommen, der die wirt-
schaftliche Entwicklungsfähig-
keit der ländlichen Gemeinden
und Städte berücksichtigt, ohne
den berechtigten Belangen des
Landschaftsschutzes entgegenzu-
stehen.“

„Jede Änderung des Landes-
entwicklungsprogramms muss
vorsichtig geschehen. Nicht alles,
was unter dem Motto Auflocke-
rung und Flexibilität auf den er-
sten Blick bestechend erscheint,

wirkt sich auf mittlere und lange
Sicht positiv für unser Land aus“,
betonte der Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Nürn-
bergs Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly. Bayern benötige in der
Landesentwicklung überfachli-
chen Planungswillen und überört-
lichen Gestaltungswillen. Die
Herausforderungen lassen sich
nach Malys Überzeugung mit ei-
ner gut geplanten Infrastrukturpo-
litik meistern. 

Anbindegebot

Dass Flexibilität dem Land als
Ganzem nicht zwangsläufig
nutzt, zeige sich beim Anbindege-
bot, das Städten und Gemeinden
vorgebe, dass neue Siedlungen
und Gewerbegebiete in Anbin-
dung an bestehende Siedlungs-
flächen auszuweisen sind. Dies
sorge für kompakte und effiziente
Strukturen und für die Erhaltung
eines intakten Naturerbes. Bereits
jetzt sehe das Anbindegebot funk-
tionierende Ausnahmen vor, wo
dies für eine nachhaltige Ent-
wicklung notwendig erscheint.
Die Staatsregierung wolle nun
dieses Gebot ein weiteres Mal für
Gewerbe an Ausfahrten von Au-
tobahnen, vierspurigen Straßen
sowie für Tourismus- und Frei-
zeitgroßprojekte lockern. 

Wie der Städtetagschef hervor-
hob, „helfen die erweiterten Aus-
nahmen für Gewerbegebiete kei-
neswegs allen Gemeinden. Sie
begünstigen nur wenige Gemein-
den, die unmittelbar an Auto-
bahnausfahrten gelegen sind,
bringen aber keinen Impuls für
die Entwicklung einer Region im
Gesamten. Es können damit so-
gar Verschlechterungen eintreten,
wenn interkommunale Konkur-
renz um Investoren zum Verdrän-
gungswettbewerb führt. Dies geht
zu Lasten gewachsener Orte, die
nicht an der Autobahn liegen.“

Wenn sich Gewerbe an der Au-
tobahnausfahrt ansiedelt, folge
der Einzelhandel mit Filialen und
Discountern. Maly zufolge wer-
den damit Bäckern, Metzgern
und kleineren Läden in den Orts-
kernen Kunden abgejagt. 

Die Landesplanung sehe be-

reits jetzt Instrumente vor, auf die
Besonderheiten vor Ort einzuge-
hen. Das Zielabweichungsverfah-
ren ermögliche es den Städten
und Gemeinden, in begründeten
Einzelfällen eine Entscheidung
des Heimatministeriums als ober-
ste Landesplanungsbehörde her-
beizuführen. Maly: „Es ist für die
geordnete Entwicklung des Frei-
staats wichtig, dass Abweichun-
gen von Zielvorgaben zentral
vom Heimatministerium geprüft
und entschieden werden. Der
Heimatminister geht einen richti-
gen Weg, das Verfahren für struk-
turschwache Räume zu beschleu-
nigen und zu erleichtern. Damit
können besondere Verhältnisse
und Bedarfe vor Ort schnell
berücksichtigt werden.“ 

Mit Blick auf die geplante Fest-
legung von Schutzräumen,  in de-
nen keine Stromtrassen errichtet
werden dürfen, erklärte Maly:
„Der Netzausbau muss möglichst
bürger- und landschaftsverträglich
gestaltet werden. Trassenführun-
gen müssen einen angemessenen
Abstand von der Wohnbebauung
einhalten. Der bundesweite Über-
tragungsnetzausbau muss in größt-
möglicher Transparenz und im
Dialog mit dem Bürger erfolgen.
Vor der Festlegung von Schutzräu-
men sollte der Leitungsbedarf im
Licht der von der Großen Koaliti-
on beschlossenen Rahmenbedin-
gungen der Energiewende geprüft
werden.“ 

„Das aktuelle Landesentwick-
lungsprogramm verfestigt die un-
terschiedliche Entwicklung der
Ballungsgebiete und der ländli-
chen Räume. Im Interesse der
Weiterentwicklung der benachtei-
ligten Gebiete sind daher größere
Freiräume zur Ansiedlung von
Gewerbebetrieben und zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen notwen-
dig. Die Staatsregierung befindet
sich auf dem richtigen Weg, wenn
sie das Anbindegebot lockert und
den Kommunen mehr Freiräume
bei ihren Planungsentscheidun-
gen einräumt“, sagte der Präsi-
dent des Bayerischen Landkreis-
tags Landrat Christian Bernreiter,
Deggendorf. 

Der Bayerische Landkreistag
teilt die Sorge der Zersiedelung
der schönen bayerischen Land-
schaft nicht. Das darin zum Aus-
druck kommende Misstrauen ge-
gen kommunalpolitische Ent-
scheidungen hält er nicht für ge-
rechtfertigt. Der Schutz der Land-
schaft ist den Landräten seit jeher
ein besonders wichtiges Anliegen.
Deshalb besteht auch Verständnis
dafür, in sensiblen Landschaftsbe-
reichen Eingriffe z. B. durch über-
regionale Verkehrs- bzw. Lei-
tungsplanungen durch das Lan-
desentwicklungsprogramm auszu-
schließen. Dadurch dürfe jedoch
die Energiewende nicht grundsätz-
lich in Frage gestellt werden. 

Wünschenswert wäre nach
Bernreiters Worten, noch mehr
Entscheidungsbefugnisse in der
Landesentwicklung auf die Land-
ratsämter herabzuzonen. „Die
Kommunalpolitik vor Ort weiß
selbst am besten, womit sie die
regionale Wirtschaft stärken und
Arbeitsplätze schaffen kann, ohne
unverhältnismäßig in die Land-
schaft einzugreifen“, betonte der
Präsident. DK

SGK-Bundesvorstand:

Kommunale 
Rolle stärken

Der Vorstand der Bundes-SGK hat in seiner jüngsten Sitzung Be-
schlüsse zur Flüchtlingsunterbringung und Integration sowie zur
Stärkung der kommunalen Rolle in der Pflege gefasst. Zudem
wurde ein fortgeschriebenes Diskussionspapier beschlossen, das
Anforderungen aus kommunaler Sicht an den laufenden Prozess
und das Ergebnis einer Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen formuliert. 

Demnach sollen die gebiets-
körperschaftlichen Ebenen ihren
Aufgaben entsprechend ange-
messen ausgestattet, der wach-
senden Heterogenität im Land
entgegengewirkt, die kommunale
Investitionskraft gestärkt und die
Fähigkeit zum kooperativen Han-
deln von Bund, Ländern und
Kommunen verbessert werden.

Regionalisierung

Klar abgelehnt werden von den
Sozialdemokraten dabei etwaige
Steuersenkungen oder eine Re-
gionalisierung von Steuergesetz-
gebungskompetenzen, wie sie
von der Union wiederholt vorge-
bracht worden seien. Stattdessen
unterstreicht das Diskussionspa-
pier die Notwendigkeit zur Bei-
behaltung und Stärkung der staat-
lichen und kommunalen Steuer-
basis. Auch wird davon ausge-
gangen, dass die bislang aus dem
Solidaritätszuschlag stammenden
Einnahmen weiterhin für drin-
gende öffentliche Aufgaben zur
Verfügung stehen, also der „Soli“
entweder in eine neue Sonderab-
gabe mit verändertem Zweck
überführt (etwa zum Schuldenab-
bau oder für strukturpolitische
Maßnahmen und Infrastrukturin-
vestitionen) oder zumindest teil-
weise in die allgemeinen Steu-
ertarife integriert werden muss. 

Insofern aber wendet sich die
Bundes-SGK nachdrücklich „ge-
gen die aktuellen Gedankenspiele
von CDU und CSU zu einem
schrittweisen Abbau des Solida-
ritätszuschlags“. Diese Politik ge-
fährde die notwendigen Zukunft-
sinvestitionen in Infrastruktur, Bil-
dung und die Integration von Zu-
wandernden, die für die wirt-
schaftliche Entwicklung wesent-
lich wichtiger seien als eine vor al-
lem besser verdienenden Steuer-
zahlern zugutekommende Steuer-
entlastung.

Einbezogen werden in dem
Diskussionspapier schließlich
auch die Überlegungen, die Ham-
burgs Erster Bürgermeister Olaf
Schulz und Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble u.a. zu einer
Verbindung mit der im Koaliti-
onsvertrag vereinbarten kommu-
nalen Entlastung angestellt hat-
ten. Hierzu verweist die Bundes-
SGK auf Regelungen, die im Fall
einer stärkeren Bundesbeteili-
gung an den Kosten der Unter-
kunft (anstelle einer Lösung im
Rahmen der Eingliederungshilfe)
getroffen werden müssten und
betont die ungeachtet dessen not-
wendige Reform der Eingliede-
rungshilfe, um die Kostendyna-
mik in diesem zu über drei Vier-
teln von den Kommunen getra-
genen Systems zu bremsen.

Im Bereich der Pflegepolitik
wurde im Koalitionsvertrag auf
Betreiben der SPD vereinbart,
dass es in dieser Legislaturperiode

einen Prozess und mögliche erste
Schritte zur Stärkung der Rolle der
Kommunen in der Pflege geben
soll. Zwischen Bund, Ländern und
kommunalen Spitzenverbänden
soll eruiert werden, welche Schrit-
te dies beinhalten könnte und in
welchen Bereichen ein hinreichen-
der Konsens besteht. 

Im aktuellen Positionspapier
des SGK-Bundesvorstandes wird
auf diesen, vermutlich noch bis
zum Sommer andauernden Pro-
zess Bezug genommen und die
Linie der SPD-geführten Ressorts
unterstützt. Zugleich werden aber
auch die aus kommunaler Sicht
daran zu richtenden Anforderun-
gen formuliert. 

Dazu zählen unter anderem:
die Verankerung einer kom-

munalen sozialräumlichen Pfle-
gestrukturplanung im Bundes-
und Landesrecht,

die Stärkung der kommunalen
Planungsfähigkeit und Planungs-
kompetenz durch die Vorgabe und
verpflichtende Bereitstellung von
geeigneten, bundesweit vergleich-
baren, auch kleinräumigen Daten, 

die Einflussnahme der kom-
munalen Pflegeplanung auf die
Angebotsstrukturen durch ihre
verpflichtende Berücksichtigung
im Zulassungsverfahren von Ein-
richtungen,

die Ermöglichung abweichen-
der Bestimmungen zur Träger-
schaft von Pflegestützpunkten in
den Ländern zur Übertragung auf
die Kommunen,

die Einführung sog. Koopera-
tionskommunen sowie

die Finanzierungsbeteiligung
der Pflegekassen an den verschie-
denen kommunalen Aufgaben
und mitwirkenden Funktionen in
der Pflege (Planung, Beratung,
Modellversuche usw.). 

Darüber hinaus werde es dauer-
haft darum gehen, Lösungen für an
stationären und/oder ambulanten
Leistungen unterversorgte Gebiete
zu entwickeln. Die Bundes-SGK
setzt sich deshalb dafür ein, inten-
siv auch die Frage von Sicherstel-
lungsaufträgen und Gewährlei-
stungspflichten zu diskutieren.

Bekräftigt hat der Vorstand der
Bundes-SGK seine zuwande-
rungs- und integrationspolitischen
Forderungen vom vergangenen
Jahr. Im Mittelpunkt eines dazu
beschlossenen Positionspapiers
stehen die schnelle Hilfe für Städ-
te, Gemeinden und Kreise bei der
akuten Bewältigung der Flücht-
lingsaufnahme, dauerhaft wirksa-
me Anstrengungen zur Integration
der nach Deutschland kommen-
den Menschen und die Ausarbei-
tung eines konsistenten Zuwande-
rungsrechts, das das Asylrecht
wieder auf seinen Zweck als
Schutz für politisch Verfolgte kon-
zentriert und daneben einen geord-
neten und legalen Weg der Zu-
wanderung aus ökonomischen
Gründen eröffnet.

Insoweit unterstützt die Bun-
des-SGK das zuletzt von der
SPD-Bundestagsfraktion vorge-
legte Konzept für ein neues Zu-
wanderungsgesetz. In diesen
Kontext fällt auch der vorgelegte
Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung, wonach eine alters- und
stichtagsunabhängige Bleibe-
rechtsregelung für Menschen ge-
schaffen werden soll, die minde-
stens acht Jahre (Familien mit
Kindern bereits nach sechs Jah-
ren) hier leben, deren Lebensun-
terhalt überwiegend gesichert ist
und die mündliche Deutschkennt-
nisse vorweisen können. DK

Katastrophenschutz und Nachwuchsförderung:

Investitionen Bayerns
bei Ehrenamtlichen

Seit dem Doppelhaushalt 2009/10 investiert Bayern mit einem
Sonderprogramm von 40 Millionen Euro massiv in den Katastro-
phenschutz. Dies ist auch vor dem Hintergrund häufigerer Natur-
katastrophen und Großschadensereignissen wie dem Sturm „Ni-
klas“ Anfang April dringend erforderlich, erklärte Innenminister
Joachim Herrmann auf dem 9. Bayerischen Katastrophenschutz-
kongress in Weiden. Darüber hinaus will er auch die intensive
Nachwuchsförderung bei freiwilligen Hilfsorganisationen und
Feuerwehren weiter fortsetzen.

Der Innenminister hob hervor,
dass im Doppelhaushalt 2015/16
Zuschüsse von 100.000 Euro jähr-
lich zur Anschubfinanzierung und
Projektförderung für die Hilfsor-
ganisationen zur Verfügung stün-
den. Für Kampagnen des Landes-
feuerwehrverbandes Bayern gebe
es für die Nachwuchsgewinnung
bei den Freiwilligen Feuerwehren
jeweils 275.000 Euro. Seit 2009
habe der Freistaat mehr als 14 Mil-
lionen Euro für Einsatzfahrzeuge
und wichtige Ausrüstungsgegen-
stände den freiwilligen Hilfsorga-
nisationen und Feuerwehren be-
reitgestellt.

Für eine optimale Ausrüstung
zur Bekämpfung von Hochwas-
serschäden gewähre das neu ge-
schaffene „Investitionssonderpro-
gramm Hochwasser“ in 2015 rund
5,5 Millionen Euro.

Zusammenfassend erklärte In-
nenminister Herrmann, dass der
Freistaat die Gefahrenabwehr
durch Feuerwehr und Rettungs-
dienste nach Kräften unterstütze.
Hierbei seien ca.470.000 Einsatz-
kräfte beschäftigt, davon allein
450.000 ehrenamtlich. Ohne deren
Hilfe wären die Schäden an
Mensch, Eigentum und Natur noch
um ein Vielfaches höher. rm

Förderung 
strukturschwacher Regionen

Innenminister erhöht Zuwendungen für
Feuerwehrfahrzeuge und -gerätehäuser im ländlichen Raum

Bayerns Feuerwehren erhalten rückwirkend seit 1. März 20 Pro-
zent mehr Geld für ihre Fahrzeuge und Gerätehäuser. Darüber
hinaus erhalten strukturschwache Gebiete nochmals eine um fünf
Prozent höhere Förderung. Dies verkündete Innenminister Joa-
chim Herrmann gemeinsam mit dem Vorsitzenden des Landes-
feuerwehrverbandes Alfons Weinzierl.

Mit der Erhöhung der Mittel set-
ze man ein strukturpolitisches Sig-
nal für den ländlichen Raum, er-
klärte Herrmann weiter. Die Förde-
rung umfasse auch neue Fahrzeug-
typen, wie z.B. die Tragkraftsprit-
zenfahrzeug-Logistik. Dies sei so-
wohl für Löscheinsätze als auch
für den Materialtransport verwend-
bar, was sehr viel Geld spare.
Außerdem gebe es einen neuen
speziellen Fördersatz für dreiachsi-

ge Trägerfahrzeuge. Auf wieder-
holten Wunsch der Berufsfeuer-
wehren habe sein Ministerium eine
schnellere Ersatzbeschaffung für
ihre Einsatzfahrzeuge durch staatli-
che Förderung ermöglicht.

Bei den Feuerwehrgerätehäu-
sern gebe es zusätzliche Verbes-
serungen. Hier gelte der staatliche
Förderbonus von zehn Prozent
bei kommunaler Kooperation
künftig auch für die Errichtung

gemeinsamer Atemschutzwerk-
stätten und -übungsanlagen sowie
Schlauchpflege-Einrichtungen.
Für den Ersatz von Stellplätzen,
die den Unfallverhütungsvor-
schriften nicht mehr genügen, be-
stehe ein neuer Fördertatbestand.

Der Innenminister betonte, dass
bei der Überarbeitung der Feuer-
wehrzuwendungsrichtlinien in sei-
nem Hause die meisten Anliegen
des Landesfeuerwehrverbandes
und der Arbeitsgemeinschaft der
Leiter der Berufsfeuerwehren
berücksichtigt worden seien. rm
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

„Gleiche Chancen und
gleichwertige Lebensbedin-
gungen überall in Bayern sind
Verfassungsauftrag.“ Mit die-
sen Worten läutete unser Mini-
sterpräsident Horst Seehofer
im vergangenen Jahr die Um-
setzung der neuen Heimatstra-
tegie ein. Anfangs noch als aus-
geklügelter Marketing-Gag ver-
sierter Politikberater abge-
tan und belächelt, entwickeln
sich der Begriff und vor allem
das dahinterstehende Maßnahmenpaket im-
mer mehr zum deutlichen Markenzeichen der 
17. Wahlperiode (2013-2018) des Bayerischen
Landtags. 

Die Heimatstrategie basiert bekanntermaßen

auf fünf Säulen: Strukturentwicklung in ganz
Bayern, Nordbayern-Initiative, Behördenverla-
gerung, Digitale Revolution in ganz Bayern,
Kommunaler Finanzausgleich.

Als Kommunalpolitische Vereinigung be-
grüßen wir uneingeschränkt alle Einzelvorha-
ben, weil auch eine Vielzahl unserer Forderun-
gen aus den vergangenen Jahren letztlich in die
Tat umgesetzt wird. Man denke dabei nur an die
Aufstockung der Mittel und die Vereinfachung
bei der Breitbandförderung. Das neue Förder-
programm für die schnelle Datenautobahn funk-
tioniert seitdem nahezu flächendeckend.  Wichtig
war unserer Ansicht nach auch die Erweiterung
des Raumes mit besonderem Handlungsbedarf
im Zuge der Landesplanung. So können künftig
strukturpolitische Maßnahmen noch voraus-
schauender und gezielter eingesetzt werden. 

Apropos Maßnahmen: Einen echten Meilen-
stein der Strukturpolitik hat die Staatsregierung
erst kürzlich im Zuge der Behördenverlagerung
beschlossen. Mit dem umfangreichsten Regio-
nalisierungsprogramm seit Jahrzehnten verlagert

der Freistaat mehr als 50 Be-
hörden und Ämter mit insge-
samt 2.225 Arbeitsplätzen und
930 Studienplätzen in den länd-
lichen Raum. Respekt! Der für
das Gesamtkonzept zuständige
Finanz- und Heimatminister
Dr. Markus Söder darf durch-
aus auch zu Recht etwas stolz
auf das Erreichte sein. 

Doch wir als Vertreter der
kommunalen Familie denken
im Zuge der Heimatstrategie
bereits jetzt an die nächsten not-
wendigen Schritte, die beispiel-
weise auch denjenigen Kom-

munen zugutekommen sollen, die (noch) nicht von
der Behördenverlagerung profitieren konnten.

Eine bedeutende Rolle spielt in diesem Zu-
sammenhang die ebenfalls im Heimatplan auf-
geführte Fortentwicklung des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs. Kern der Aufgabe: Zum einen
die Balance innerhalb der Kommunen wahren,
zum anderen aber auch die Belange struktur-
schwacher Kommunen noch besser berücksich-
tigen. Als probate Mittel empfehlen sich dabei
unter anderem der weitere Ausbau der Stabili-
sierungshilfen zur Konsolidierung der Haushal-
te sowie eine gezielte Reform des Systems der
Schlüsselzuweisungen mit einer Anpassung der
Einwohnergewichtung. 

Wahrlich keine einfache Aufgabe, vor allem
vor dem Hintergrund auch noch ständig stei-
gender Anforderungen für die kommunale Ebe-
ne. Gerade in den Bereichen Asyl, Demografie,
Infrastruktur, Eingliederungs- und Jugendhilfe
sowie Energiewende stehen die Bezirke, Land-
kreise und Gemeinden in den kommenden Jahren
vor massiven individuellen Herausforderungen in
unterschiedlichster (finanzieller) Ausprägung.

Summa summarum lässt sich also festhalten:
Die neue Heimatstrategie der Staatsregierung
geht bislang klar in die richtige Richtung. Aus
Sicht der Kommunalpolitischen Vereinigung
müssen aber noch weitere spürbare Maßnah-
men folgen, um letztendlich das gemeinsame
Ziel von gleichwertigen Lebensbedingungen im
gesamten Freistaat Bayern zu erreichen.

Ihr Stefan Rößle
KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Stefan Rößle

Heimatstrategie 
als Markenzeichen

Unternehmerkonferenz 
der bayerischen Sparkassen 

in Nürnberg
Die UnternehmerKonferenz 2015 startet durch: Sicher agie-

ren - schnell reagieren! Unter dem Motto „Trends und Heraus-
forderungen“ stehen in diesem Jahr wieder über 30 Fachvorträ-
ge aus den Bereichen Management, Finanzen, Digitalisierung
für Unternehmer und Führungskräfte sowie Spezialthemen für
Kommunen und Landwirte auf der Agenda. Am 21. Mai 2015
erwartet die Besucher im Nürnberg Convention Center ein Tag
voller Spezialisten-Know-how.
Weitere Informationen unter: www.unternehmerkonferenz.de

Erster Bayerischer Fachtag Demenz: 

Vielfalt der Projekte 
Deutlich verbessern will Bayerns Gesundheitsministerin Melanie
Huml die Versorgung von demenzkranken Menschen im Frei-
staat. „Die stark zunehmende Zahl der Demenz-Erkrankungen
ist besorgniserregend. Wir müssen sicherstellen, dass die Betrof-
fenen auch in Zukunft eine angemessene Betreuung und Pflege er-
halten können“, erläuterte die Politikerin beim ersten Bayeri-
schen Fachtag Demenz in München.

Derzeit leben in Bayern etwa
220.000 Menschen mit einer De-
menzerkrankung. Etwa 70 Pro-
zent davon sind Frauen. Der Ge-
sundheitsreport Bayern geht für
die nächsten 20 Jahre von einem
Anstieg um mehr als 50 Prozent
auf rund 340.000 Patienten aus,
sollte in der Therapie kein Durch-
bruch erzielt werden.

Demenzstrategie

Im Rahmen der im Jahr 2013
ins Leben gerufenen Demenzstra-
tegie fördert das Bayerische Ge-
sundheitsministerium bereits eine
Vielzahl von erfolgreichen Pro-
jekten für Betroffene und An-

Betreuung und Begleitung von
Menschen mit Demenzerkran-
kung ständig gestiegen. Die de-
mographische Entwicklung zeigt,
dass der Anteil derer, die an einer
Demenz erkranken, weiterhin
stark ansteigen wird.

Das 2010 gestartete Projekt „Ti-
Pi – Tagesbetreuung in Privat-
haushalten für Demenzerkrankte“
unter der Leitung von Rosemarie
Ladwig, Sozialdienst Germering,
setzt auf bürgerschaftliches Enga-
gement: Engagierte Bürger öffnen
ihr Zuhause und betreuen und ver-
sorgen hilfe- und pflegebedürftige
demenzerkrankte Menschen als
Gäste. Menschen mit Demenzer-
krankung werden in kleinen

boten Betroffenen und ihren An-
gehörigen eine unmittelbare und
unkomplizierte Hilfe direkt vor
Ort an. Außerdem stellten sie die
Verknüpfung zu den professio-
nellen Diensten her. 

Weiterer wichtiger Baustein
des Konzeptes ist MAKS (Mobi-
lität, Alltagsorientierung, Kogniti-
ve Übungen und Spiritualität).
„Dieses eigentlich stationäre Be-
handlungskonzept, das den De-
menzverlauf oftmals verlangsa-
men kann, holen wir auf die am-
bulante Ebene, indem wir zum ei-
nen die Finanzierungsfrage erfolg-
reich gelöst haben und zum ande-
ren Fachkräften die Ausbildung
zum MAKS-Experten bezahlt ha-
ben. Dieses Wissen können sie
nun an ehrenamtliche Demenz-
helfer weiterreichen“, erklärte Zol-
ler. Eine weitere wichtige Maß-
nahme ist für ihn die Initiierung
von Seniorengenossenschaften.
Diese sollen in Kooperation mit
Fachkräften eine zuverlässige
Versorgung mit niedrigschwelli-
gen Angeboten vor Ort ermög-
lichen.

Werdenfelser Weg

Ziel des sog. Werdenfelser
Wegs ist es nach Darstellung von
Dr. Sebastian Kirsch, Amtsge-
richt Garmisch-Partenkirchen
und Josef Wassermann, Landrats-
amt Garmisch-Partenkirchen,
freiheitsentziehende Maßnahmen
(FEM) auf ein Minimum zu redu-
zieren. Dies wird erreicht, indem
pflege(-wissenschaftlich) ge-
schulte Verfahrenspfleger in das
Genehmigungsverfahren einbe-
zogen werden. Diese erstellen ei-
ne fachliche Einschätzung zur
Notwendigkeit und möglichen
Alternativen zu FEM für den
Amtsrichter, stehen für die Pfle-
geeinrichtungen und Betreuer als
Ansprechpartner zu Verfügung
und fühlen sich den Rechten und
Bedürfnissen der Bewohner ver-
pflichtet. Auf dieser Grundlage
sollen alle Beteiligten in den Pro-
zess einbezogen werden und eine
gemeinsame Übernahme von
Verantwortung aller am Verfah-
ren Beteiligter erreicht werden.

Der Werdenfelser Weg, ur-
sprünglich als Initiative in Gar-
misch-Partenkirchen entstanden,
ist Modellprojekt für gleichartige
Initiativen in anderen Landkrei-
sen in Deutschland und zu einem

gehörige. Unterstützt werden et-
wa sogenannte Demenzpaten, die
sich in ihrem Umfeld ehrenamt-
lich für eine neue Kultur im Um-
gang mit Menschen mit Demenz
einsetzen.

Das mit über 70.000 Euro ge-
förderte Bewegungsprogramm
„GESTALT-kompakt“ der Frie-
drich-Alexander-Universität Er-
langen-Nürnberg wendet sich an
ältere Menschen mit erhöhtem
Demenzrisiko. Es animiert dazu,
sich regelmäßig körperlich zu be-
wegen, um so der Krankheit vor-
zubeugen.

Hauptziel des Projekts „Men-
schen mit Demenz im Kranken-
haus“„ ist es, konkrete Hilfen für de-
mentiell erkrankte Menschen und
deren Angehörige bei einem Kran-
kenhausaufenthalt zu entwickeln
und in den Klinikalltag einzuführen.
Dazu gehören auch entsprechende
Mitarbeiterschulungen.

Darüber hinaus fördert der
Freistaat mehr als 500 niedrig-
schwellige Angebote, um die Le-
bensbedingungen der Betroffe-
nen und ihrer Familien zu verbes-
sern. Für die Förderung des Auf-
und Ausbaus von niedrigschwel-
ligen Betreuungsangeboten sowie
für Modellvorhaben zur Erpro-
bung neuer Versorgungskonzepte
und -strukturen insbesondere für
Pflegebedürftige mit Demenzer-
krankung stehen jährlich 1,7 Mil-
lionen Euro zur Verfügung.

In diesem Jahr neu gestartet ist
das vom Bayerischen Gesundheits-
und Pflegeministerium geförderte
Forschungsprojekt „Bayerischer
Demenz Survey“ der Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg. Im Rahmen dieses Pro-
jekts werden Menschen mit De-
menz sowie pflegende Angehörige
in drei bayerischen Regionen
(Dachau, Erlangen und Kronach)
befragt, um Informationen über den
Verlauf der Demenzerkrankung so-
wie über die Versorgung im häusli-
chen Umfeld zu gewinnen.

Am ersten Bayerischen Fach-
tag Demenz wurden einige
Leuchtturmprojekte vorgestellt,
die im Rahmen der Demenzstra-
tegie entstanden sind. Im Land-
kreis München beispielsweise ist
seit der Pflegereform 2008 die
Nachfrage nach Angeboten zur

Gruppen an ein oder mehreren Ta-
gen von einem Team aus einer
Gastgeberin und einer Betreuerin
in ausgewählten Privathaushalten
versorgt. „TiPi“ hat sich als mach-
bares und zusätzliches Angebot
für Menschen mit Demenz be-
währt. Das Projekt bereichert und
ergänzt die bisherigen Angebote
vor Ort. Ein großer Vorteil der
Kleingruppenbetreuung im häus-
lichen Rahmen ist für die Betrof-
fenen dabei der freundschaftliche
Umgang untereinander. 

Betreuung verbessern

Als erster Landkreis in Bayern
hat das Ostallgäu ein Demenz-
konzept entwickelt. Es trägt den
Titel „Einfach dazugehören“ und
begegnet laut Seniorenbeauftrag-
tem Alexander Zoller aktiv der
steigenden Anzahl demenzkran-
ker Menschen im Ostallgäu.
Hauptaugenmerk des einzigarti-
gen Konzeptes ist es, die Lebens-
und Betreuungsbedingungen von
demenzkranken Menschen zu
verbessern. Dafür entwickelte ei-
ne Steuerungsgruppe aus lokalen
Experten umfassende Hand-
lungsempfehlungen für die ver-
schiedensten Lebensbereiche.

Zwischen 500 und 600 Ostall-
gäuer erkranken jedes Jahr an De-
menz. Im Jahr 2026 werden es
schon 900 Neuerkrankungen
sein, wie Berechnungen des
Landkreises ergeben haben. Um
das Konzept so lebensnah wie
möglich zu entwickeln, veranstal-
tete der Landkreis 2012 einen
Workshop, um mit betroffenen
Bürgern, Angehörigen und Fach-
leuten zu erörtern, was wirklich
wichtig ist im Umgang mit De-
menz. Anschließend flossen die
Ergebnisse in die Handlungsemp-
fehlungen des Konzeptes ein. Bei
der Entwicklung des Konzeptes
war eine Steuerungsgruppe maß-
geblich mit beteiligt, die sich aus
betroffenen Angehörigen und
Vertretern unterschiedlichster
Professionen zusammensetzte.

Eine der ersten Maßnahmen
des Konzeptes war der Aufbau
von Kontaktstellen im Landkreis,
die in Kooperation mit der „All-
gäu GmbH“ errichtet wurden. Sie
dienten als Erst-Anlaufstelle und

Synonym für professionsüber-
greifende Ansätze zur Fixierungs-
reduzierung geworden. 

Der Schwerpunkt im AZURIT
Seniorenzentrum Abundus in
Fürstenzell liegt nach den Worten
von Ulrich Becker-Wirkert in der
Pflege und Betreuung von an De-
menz erkrankten Menschen nach
dem sogenannten Fürstenzeller
Konzept, das auf die besonderen
Bedürfnisse der Bewohner in den
unterschiedlichen Stadien der De-
menzerkrankung eingeht. Unter
anderem gibt es hier eine spekta-
kuläre Pflegeoase, die ihresglei-

chen sucht. Hier finden Men-
schen, die sich im Endstadium ih-
rer Erkrankung befinden, optima-
le Bedingungen.

Ein neues und innovatives Mo-
dell für die Behandlung von Men-
schen im Spätstadium der demen-
ziellen Erkrankungen ist im Ok-
tober 2012 im Seniorenzentrum
Abundus eingeführt worden: die
Pflegeoase. Die Umsetzung die-
ses Konzeptes wurde durch das
Institut für sozialpolitische und
gerontologische Studien (ISGOS
GbR) mit Sitz in Berlin wissen-
schaftlich begleitet. DK

Zukunft des Wirtschaftsstandorts Bayern: 

Sieben wirtschaftspolitische
Schwerpunkte

Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner hat im Ministerrat ih-
re zentralen wirtschaftspolitischen Schwerpunktsetzungen vorge-
stellt. Aigner: „Bayern muss sich - wie alle anderen hochindu-
strialisierten Länder auch - in den kommenden Jahren weitrei-
chenden strukturellen Herausforderungen stellen. Mit der Digita-
lisierung als zentralem Treiber werden grundlegende Verände-
rungen für Wirtschaft und Gesellschaft nicht ausbleiben. Das ist
uns längst bekannt, darauf stellen wir uns längst ein.“ 

Die Wirtschaftsministerin sieht
es als Selbstverständnis und gute
Tradition bayerischer Politik, früh-
zeitig und konsequent auf Innova-
tionsfähigkeit und Zukunftsaus-
richtung zu setzen. „Bayern ist seit
Jahren im nationalen wie interna-
tionalen Vergleich in vielen Wirt-
schaftsbereichen führend, weil wir
uns neuen Trends und zentralen
Herausforderungen nicht ver-
schließen. Unsere sieben wirt-
schaftspolitischen Schwerpunkte
sind eine erste Antwort der bayeri-
schen Wirtschafts- und Technolo-
giepolitik auf die Herausforderun-
gen der Digitalisierung.“

Leuchtturmprojekt im Bereich
der Digitalisierung wird das Zen-
trum Digitalisierung.Bayern
(ZD.B) werden. „Das ZD.B bün-
delt die Aktivitäten von Hoch-

schulen, außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, Unterneh-
men und Gründern auf dem Ge-
biet der Digitalisierung und bildet
damit eine bayernweite For-
schungs-, Kooperations- und
Gründungsplattform mit einem rä-
umlichen Zentrum in Garching. Es
wird die digitalen Kompetenzen
Bayerns in Forschung und Lehre
stärken, die Akteure aus Wirtschaft
und Wissenschaft vernetzen, die
Gründerförderung im Digitalisie-
rungsbereich unterstützen sowie
einen Ort für den öffentlichen Dis-
kurs zum Thema Digitalisierung
bieten“, so die Ministerin.

Auch die Digitalisierung des
Mittelstandes hat die Ministerin
im Blick: „Mit einem Bündel von
Maßnahmen will ich die wichtig-
sten bayerischen Wirtschaftsberei-

che beim Sprung in das digitale
Zeitalter unterstützen und vor al-
lem für unsere kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) schnel-
le, unkomplizierte und effektive
Angebote bereitstellen. Dazu wer-
de ich weitere Vorschläge unter-
breiten, denn jedes Unternehmen
benötigt eine digitale Strategie.“

Zur Schaffung einer neuen
Gründerkultur wurde neben der
gezielten Gründerförderung be-
reits im vergangenen Jahr die In-
itiative; Gründerland Bayern‘ ge-
startet. „Innovative Gründer spie-
len mit ihrer Dynamik eine be-
sondere Rolle für die Entwick-
lung der bayerischen Wirtschaft.
Wir optimieren daher die Bedin-
gungen für Start-ups in Bayern.
Hier setzen wir vor allem bei der
Vernetzung und den Finanzie-
rungsmöglichkeiten an.“ Allein
mit dem Wachstumsfonds Bayern
mit einem Volumen von 100 Mil-
lionen Euro sei deutschlandweit
ein einzigartiges Zeichen gesetzt
worden. Mit dem Existenzgrün-
derzentrum für Internet und Digi-
tale Medien ,WERK1.Bayern‘ in

zentrumsnaher Lage in München
werde gerade ein Kristallisations-
punkt für die Internet- und Me-
dienwirtschaft geschaffen.

Auch andere Bereiche wird die
Ministerin gezielt an der Digitali-
sierung ausrichten. So soll unter
anderem die bayerische Technolo-
gieförderung neu aufgestellt wer-
den. Im Rahmen einer Cluster-
Evaluierung sollen u.a. neue bran-
chen- und technologieübergreifen-
de Unternehmensnetzwerke ent-
stehen. In der Medienpolitik will
Aigner ebenfalls auf die neuen Ge-
gebenheiten reagieren: „Das heute
geltende Medienrecht entpuppt
sich teilweise als Fessel für unsere
Medienunternehmen im globalen
Wettbewerb. Wir entwickeln den
Medienrechtsrahmen für das Zeit-
alter der Digitalisierung zusam-
men mit den betroffenen Ressorts
fort und wollen mit konkreten Vor-
schlägen für das Telekommunika-
tions-, Urheber- und Datenschutz-
recht auf diese Herausforderung
antworten.“

Zusätzlich wird sich die Interna-
tionalisierungsstrategie konse-
quent an den aktuellen Trends ori-
entieren. Dabei werden weiter
neue Märkte in den Fokus genom-
men und außenwirtschaftlichen
Aktivitäten in den etablierten
Märkten vertieft. Aigner: „Mit un-
seren bayerischen Clustern und
Forschungsnetzwerken beherr-
schen wir die komplette industriel-
le Wertschöpfungskette und kön-
nen komplexe Systemlösungen
auch für zukünftige industrielle
Schwerpunkte anbieten. “

Mit den Zukunftsfelder Bayerns
setzt sich die Ministerin auch im
Zukunftsrat der bayerischen Wirt-
schaft auseinander, der von vbw-
Präsident Alfred Gaffal und TU-
Präsident Prof. Dr. Wolfgang A.
Herrmann geleitet wird. „Der Zu-
kunftsrat stellt sich insbesondere
den Fragen, welche großen tech-
nologischen Trends Bayern prä-
gen werden und welche Auswir-
kungen dies auf die Gesellschaft
hat.“ so Aigner abschließend.
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den muss auch künftig von der
Umsatzsteuer befreit bleiben.
Leistungen, die umsatzsteuerfrei
sind, wenn eine Kommune sie al-
lein erledigt, müssen auch in Zu-
kunft umsatzsteuerfrei sein, wenn
sich mehrere Kommunen zur Er-
ledigung dieser Aufgaben zusam-
menschließen und die Leistungen
nicht Dritten anbieten. Die reine
Möglichkeit des Wettbewerbes
darf nicht als Begründung für ei-
ne Umsatzsteuerpflicht gelten.
„Wir wollen keine Zwangspriva-
tisierung durch die Hintertür.“
3. Zusammenarbeit im Back-Of-
fice-Bereich als Chance: Eine
über die Zusammenarbeit bei den
nach außen gerichteten öffentli-
chen Aufgaben hinausgehende
Zusammenarbeit von Kommu-
nen und juristischen Personen des
öffentlichen Rechts im Back-Of-
fice-Bereich muss weiterhin von
der Umsatzsteuer befreit sein.
„Wir wollen mehr Zusammenar-
beit für effiziente auch kleine Ge-
bietskörperschaften statt Fusio-
nen.“
4. Steuerfreiheit kommunaler Zu-
schüsse an Vereine und öffentliche
Einrichtungen: Kommunale Zu-
schüsse an öffentliche Einrichtun-
gen wie Musikschule, Volkshoch-
schule, die Förderung von Touris-
mus, Sport, Kultur und ehrenamtli-
chem Engagement müssen auch
dann umsatzsteuerfrei bleiben,
wenn mit dem Zuschuss ein Projekt
oder ein konkreter Auftrag ausge-
führt wird. „Wir wollen, dass kom-
munale Zuschüsse zu 100 Prozent
ankommen.“
5.Wirtschaftliche Betätigung von
Kommunen: Sofern Kommunen,
kommunale Zweckverbände oder
andere juristische Personen des
öffentlichen Rechts Leistungen
im Wettbewerb mit privatwirt-
schaftlichen Unternehmen anbie-
ten, müssen diese Leistungen der
Umsatzsteuer unterliegen.

Seit langem setzt sich die Bun-
des-KPV dafür ein, die Infra-
struktur zu erhalten, auszubauen
und den heutigen Anforderungen
anzupassen. Mit dem Nachtrags-
haushalt 2015 sowie dem Gesetz
zur Förderung von Investitionen
finanzschwacher Kommunen löst
die Bundesregierung ihr Verspre-
chen ein, die finanziellen Spiel-
räume der Haushaltskonsolidie-
rung zur Stärkung der Investiti-
onskraft in Deutschland zu nut-
zen. Auf der Sitzung des Bundes-
vorstandes und des Hauptaus-
schusses wurde ein Beschluss ge-
fasst, der konkrete Vorschläge
enthält, wie sicher gestellt werden
könnte, dass das Geld auch voll-
ständig bei den Kommunen an-
kommt.

Die KPV spricht sich dafür aus,
dass der Bund bei der Umsetzung
der Investitionsinitiative mit allen
Ländern Verträge darüber ab-
schließt, dass die Mittel zusätz-
lich vollständig bei den Kommu-
nen ankommen. Eine Substitu-
tion von Landesförderung oder
gar eine Schmälerung des Kom-
munalen Finanzausgleichs dürfe
es nicht geben. Die Länder müs-
sten sich gegenüber dem Bund
verpflichten, die Verwendung der
Mittel nachvollziehbar und trans-
parent darzulegen. 

Investitionsinitiative

Die KPV begrüßt, dass von den
15 Milliarden Euro, die der Bund
in den kommenden Jahren für In-
vestitionen bereitstellen wird,
über 8,7 Milliarden Euro direkt
oder indirekt von den Kommu-
nen umgesetzt werden. Die Kom-
munen profitierten nicht nur von
den fünf Milliarden Euro zur
Stärkung ihrer Investitionskraft,
sondern auch zu über 50 Prozent
von den weiteren sieben Milliar-
den Euro der verschiedenen Pro-
gramme der Investitionsinitiative.

1,1 Milliarden Euro aus dem
Etat des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur
sollen in den Breitbandausbau in-
vestiert werden. Nach KPV-An-
sicht ist dies der nötige Schub für
den ländlichen Raum, um wenig-
stens das 50-Mbit-Ausbauziel ab-
sehbar zu erreichen.

Stärkung der
Investitionskraft

Die für das Jahr 2017 verein-
barten zusätzlichen 1,5 Milliar-
den Euro stellten einen wichtigen
Beitrag zur Stärkung der Investi-
tionskraft der Kommunen dar.
Der Verteilungsschlüssel über die
Umsatzsteuer und die Bundesbe-
teiligung an den Kosten der Un-
terkunft führe zu einer breiten
Wirkung in der kommunalen
Landschaft insgesamt. Das Son-
dervermögen in Höhe von 3,5
Milliarden Euro helfe besonders
finanzschwachen Kommunen
und könne dazu beitragen, die
Schere zwischen ärmeren und rei-
cheren Kommunen zu schließen.
Der unionsgeführten Bundesre-
gierung gelinge es mit den ge-
wählten Verteilungsschlüsseln,
dass sowohl finanzstärkere als
auch finanzschwächere Kommu-
nen und sowohl Kommunen in
Ballungsgebieten als auch im
ländlichen Raum von der Bundes-
unterstützung profitieren können.

„Wir werden uns bei den weite-
ren Beratungen des Gesetzent-
wurfes dafür einsetzen, dass mit

dem Katalog der aus dem Investi-
tions-Sondervermögen förder-
fähigen Maßnahmen im Rahmen
des verfassungsrechtlich Mögli-
chen eine größtmögliche Flexibi-
lität für die investitionsbereiten
Kommunen gewährleistet wird“,
heißt es im Beschluss des Bun-
desvorstandes und Hauptaus-
schusses.

Mit Blick auf die aktuellen Be-
funde zur Entwicklung des Fach-
kräftebedarfs in Deutschland er-
klärte KPV-Bundesvorsitzender
Ingbert Liebing: „Deutschland
braucht Einwanderung. Wir müs-
sen prüfen, ob die Regeln künftig
in einem Einwanderungsgesetz
deutlicher zu fassen sind. Dabei
können wir auf ein gutes beste-
hendes Aufenthaltsrecht aufbau-
en, aber es besteht Handlungsbe-
darf, es fortzuentwickeln.“

Wie Liebing hervorhob, ist für
die Kommunen der bevorstehen-
de Fachkräftemangel eine große
Herausforderung. Die örtliche
Wirtschaft, aber auch die Verwal-
tungen, benötigten gut ausgebil-
dete, leistungsstarke und integra-
tionswillige Menschen nicht nur
aus der europäischen Union, son-
dern auch darüber hinaus. Ziel
müsse es sein, die Einwanderung
besser zu steuern und gezielt qua-
lifizierte Menschen bedarfsge-
recht anzuwerben.

Fachkräftebedarf

Laut aktueller Studien sinkt die
Anzahl der erwerbsfähigen Per-
sonen bis 2035 um mehr als acht
Millionen. „Davon werden nicht
nur Wirtschaftsbetriebe, sondern
die meisten Landkreise und Ge-
meinden auch in ihren Verwaltun-
gen betroffen sein“, machte Lie-
bing deutlich: „Die Frage ist, wie
die Menschen, die bis dahin in
den Ruhestand gehen, ersetzt
werden können. Für mittelständi-
sche oder kleine Betriebe außer-
halb der größeren Städte ist es
schwierig, gut ausgebildete Fach-
kräfte zu bekommen, die auch
bleiben. Attraktive Arbeitsplätze
stehen zur Verfügung, aber dafür
brauchen wir integrationswillige
Einwanderer mit qualifizierter
Ausbildung. Kommunen, Kam-
mern, Wirtschaftsverbände müs-
sen gemeinsam mit der Bundes-
agentur für Arbeit den regiona-
len Fachkräftebedarf ermitteln.
Wir fordern die Bundesagentur
für Arbeit mit ihrer zentralen
Auslands- und Fachvermittlung
auf, stärker auf die regionale
Wirtschaft, die IHK und kom-
munale Verwaltung zuzugehen,
um gezielter Fachkräfte anzu-
werben und zu vermitteln“, 
so der KPV-Vorsitzende. DK

Finanzielle Spielräume...

17. Münchner Tage der Bodenordnung und Landentwicklung:

Kooperation 
und Kommunikation 

Die Vorteile von Kooperationen sind weithin bekannt. Sie ermög-
lichen Austausch, bündeln Kompetenzen und Ressourcen und op-
timieren damit Lösungen. Dies gilt gleichermaßen für die inter-
kommunale wie für die ressortübergreifende Zusammenarbeit.
Die 17. Münchener Tage der Bodenordnung und Landentwick-
lung trugen dazu bei, menschliche und strukturelle Fallstricke zu
verstehen und von Beispielen gelungener Kooperationen zu ler-
nen. Ziel war es herauszuarbeiten, welche Rahmenbedingungen
Menschen und Institutionen, Kommunen und Verwaltungen
brauchen, um erfolgreich Kooperationen eingehen zu können. 

Als Chancen politischer Zu-
sammenarbeit wertete der Vize-
Präsident des Bayerischen Land-
kreistages und Landrat des Land-
kreises Fürstenfeldbruck, Tho-
mas Karmasin, zunächst die   Un-
terstützung der Kommunen bei
wachsender Komplexität der An-
forderungen. Die projektimma-
nente Notwendigkeit von ge-
meinsamen Lösungsansätzen
(Beispiel ÖPNV) sei ebenso we-
nig von der Hand zu weisen wie
Impulse für weitere gemeindeü-
bergreifende Planungsansätze.
Als weitere Chancen nannte Kar-
masin die gemeinsame Positio-
nierung des Landkreises und der
Kommunen nach außen, einen Le-
gitimationsvorsprung durch früh-
zeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
sowie eine erleichterte Argumen-
tation, da bereits im Vorfeld ein In-
teressensausgleich stattfinde.

Komplexe Inhalte

Als Risiken führte der Landrat
die Tatsache an, dass es keine kla-
ren rechtlichen Vorgaben bei der
informellen Planung gebe. Zu-
dem nannte er komplexe Inhalte
und überschneidende Zuständig-
keiten bei Querschnittsthemen
sowie die enttäuschte Erwartung
der Öffentlichkeit bei fehlender
Umsetzung als Grenzen politi-
scher Zusammenarbeit. 

Das integrierte Klimaschutz-
konzept des Landkreises sowie
seiner Städte und Gemeinden ist
Karmasin zufolge nur ein Beispiel
für Entwicklungsprojekte im
Landkreis Fürstenfeldbruck. Ein
neues Projekt sind Workshops mit
den kommunalen Verwaltungen.
Hier gehe es um eine frühzeitige
Einbindung der Personen in den
Kommunen, die für die Umset-
zung zuständig werden. Im Fokus
stehe die Erstellung einer Struk-
tur- und Potenzialanalyse für den
Landkreis Fürstenfeldbruck und
die beteiligten Städte und Ge-
meinden. Geplant sei ein Hand-
lungsleitfaden zur Siedlungs-,
Freiraum- und Verkehrsentwick-

lung, berichtete Karmasin.
Helene Stegmann vom Bayeri-

schen Staatsministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten verwies in ihrem Beitrag
auf eine Regierungserklärung
von Staatsminister Helmut Brun-
ner im April 2012, in der darauf
hingewiesen wurde, dass gemein-
sam mit den Kommunen Zu-
kunftsperspektiven für den ländli-
chen Raum im Jahr 2030 erarbei-
tet werden. Als Diskussions-
grundlage entwarf eine ministeri-
elle Arbeitsgruppe daraufhin ein
Positionspapier, das in der Folge
in zehn Regionalkonferenzen dis-
kutiert, konkretisiert und weiter-
entwickelt wurde.

Regionalkonferenzen

Die Ergebnisse der Regional-
konferenzen wurden durch die
Abteilung Stadt- und Regional-
entwicklung der Universität Bay-
reuth und die Beratungsgenos-
senschaft KlimaKomEG unter
Leitung von Prof. Dr. Miosga
ausgewertet und mit dem Bayeri-
schen Gemeindetag abgestimmt.

Die Kernbotschaften sind:
Stärkung ländlicher Regionen

ist oberstes Gebot zur Verwirkli-
chung des Verfassungsziels der
Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse.

Ziel der Entwicklung ist es, ei-
ne hohe Wohn- und Lebensqua-
lität zu schaffen und in zumutba-
rer Entfernung Zugang zu Arbeit,
Bildung, Kultur sowie zu Ein-
richtungen und Dienstleistungen
der Daseinsvorsorge zu ermögli-
chen. 

Gewährleistung einer flächen-
deckenden Breitbandversorgung
und Mobilfunknetzabdeckung.

Ländliche Räume müssen
noch mehr zu attraktiven Bil-
dungslandschaften werden. 

Vitale und attraktive Dörfer
haben lebendige Ortskerne. Stär-
kung der Innenentwicklung. 

Ansprechende Nahversor-
gung, Kommunikationszentren
und soziale Infrastruktureinrich-
tungen erhalten bzw. wieder
schaffen. 

Ortsbildprägende Gebäude und
Ensembles erhalten. Sanfter, na-
turverträglicher und qualitätsvoller
Tourismus bringt mehr Wert-
schöpfung in ländliche Räume. 

Mobilität und Erreichbarkeit
für alle Altersgruppen sind
Schlüsselqualitäten. Neue fle-
xible Mobilitätsformen können
individuelle und öffentliche Ver-
kehrsmittel ergänzen. 

Leistungsfähige Wegenetze
stellen die Lebensadern ländli-
cher Räume dar. 

Nutzung erneuerbarer Energien
in dezentralen Strukturen und in
Bürgerhand eröffnet Möglichkei-
ten der regionalen Wertschöpfung. 

Aktiv gelebtes Brauchtum und
Traditionen, verbunden  mit Of-
fenheit für neue Kulturangebote
schaffen regionale Identitäten.

Eigeninitiative, Eigenverant-
wortung, ehrenamtliches Engage-
ment und aktive Beteiligung der
Bürger muss weiterhin gestärkt
und unterstützt werden. 

Wie Stegmann resümierte,
werde eine erfolgreiche Zu-
kunftsgestaltung nur in enger
Partnerschaft des Freistaats und
seiner Verwaltungen mit den
ländlichen Gemeinden sowie in
vertrauensvoller Zusammenarbeit

von Gemeinden in Gemeindealli-
anzen und Stadt- Land-Partner-
schaften und mit der Zivilgesell-
schaft möglich sein. Diese Quer-
schnittsorientierung erfordere ei-
ne verstärkte Zusammenarbeit al-
ler Beteiligten bei der Anwen-
dung bestehender und der Ent-
wicklung neuer Instrumente. 

Neugliederungen

Über das Zusammenwirken
von Städtebau und Landentwick-
lung informierte Hubertus Bert-
ling, Referatsleiter im Ministeri-
um für Landwirtschaft und Um-
welt des Landes Sachsen-Anhalt.
In den vergangenen 15 Jahren
wurde dort durch mehrere
Neugliederungen die Anzahl der
Städte/Gemeinden von 1.300 auf
219 reduziert. Ziel der Integrier-
ten Gemeindlichen Entwick-
lungskonzepte IGEK ist es, im
Rahmen eines ganzheitlichen An-
satzes Anpassungserfordernisse
und -strategien in allen Bereichen
der kommunalen Entwicklung
und zu allen Themenfeldern auf-
zuzeigen.

Entwicklungskonzepte

Gemeindeentwicklungskon-
zepte haben Bertling zufolge nur
dann einen Sinn, wenn der Ver-
lauf der Umsetzung und der Ziel-
erreichung regelmäßig überprüft
und dokumentiert wird. Die Kon-
zepte sollten daher Aussagen zur
beabsichtigten Form der Ver-
laufskontrolle und Evaluierung
beinhalten. In der Förderperiode
2014 bis 2020 werde die Landes-
regierung die Kommunen darü-
ber hinaus durch ein „Netzwerk
Stadt/Land“ unterstützen. Dessen
Aufgaben seien insbesondere die
Erarbeitung modellhafter lokaler
Entwicklungsstrategien sowie
die Unterstützung und Vernet-
zung von Untersuchungen,
Zweckforschungen, Erkenntnis-
sen und Informationen über den
ländlichen Raum mit dem Ziel,
die Lebens– und Arbeitsgrundla-
gen in den ländlichen Gebieten
zu verbessern.

Transparenz

Mit einem auf Transparenz und
Kommunikation angelegten Pro-
zess geht der Regionalverband
Ruhr, Essen, nach den Worten
von Martin Tönnes einen innova-
tiven und für das gesamte Land
Nordrhein-Westfalen bislang bei-
spiellosen Weg zur Neuaufstel-
lung des Regionalplans Ruhr.
Dieser Prozess werde sowohl von
den 53 Kommunen als auch von
der RVR-Verbandsversammlung,
dem Ruhrparlament als dem po-
litischen Entscheidungsgremien
mit großem Konsens getragen.

Walter Kirchler, Geschäftsfüh-
rer der NÖ.Regional.GmbH, be-
zeichnete Regionalentwicklung
als eine Querschnittsmaterie, die
viele unterschiedliche Fachberei-
che wie Raumplanung, Verkehr
und Mobilität, Landschaftspla-
nung Wirtschaftsentwicklung,
Soziologie und anderes mehr um-
fasse. Dementsprechend gebe es
zahlreiche unterschiedliche Orga-
nisationen und Ämter bzw. Abtei-
lungen, die sich mit Regionalent-
wicklung in Niederösterreich aus-
einandersetzen. 

Vier Säulen

Im Laufe der letzten Jahrzehnte
hätten sich immer mehr Organi-
sationen gebildet, so dass der Ruf
einer Neu- bzw. Umstrukturie-
rung im Bereich der Regionalent-
wicklung immer lauter geworden
sei, so Kirchler. Somit sei eine
Konzentration mit vier wesentli-

chen Säulen im Bereich der Vor-
feldorganisationen entstanden:
Ecoplus – Wirtschaft und Touris-
mus, eNu – Erneuerbare Energie
und Umweltschutz, Kulturregion
– Kultur, Creatiwirtschaft – Tra-
dition und Nö.Regional.GmbH –
Regionalentwicklung im klassi-
schen Sinn – Dorferneuerung,
Stadterneuerung, Kleinregionen,

Mobilitätsmanagment, grenzü-
berschreitende Zusammenarbeit. 

Die Neuorganisation der
NÖ.Regional erfolgte 2014, seit
Anfang 2015 ist sie operativ tätig.
Laut Kirchler ist die Zusammen-
führung der Mitarbeiter als Pro-
zess zu sehen, der noch im Lau-
fen ist, wenn auch bereits wichti-
ge Schritte erfolgt seien. DK

Junge Asylbewerber und Flüchtlinge in Bayern:

Pädagogische 
Begleitung

Über das Konzept zur Unterstützung von Lehrkräften, die in
Klassen mit Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund unterrichten, informierte Bayerns Bildungsminister Dr.
Ludwig Spaenle das Kabinett. 

„Angesichts der steigenden
Zahl an jungen Asylbewerbern
und Flüchtlingen erbringen un-
sere Lehrkräfte derzeit enorme
Leistungen, um junge Men-
schen mit ausländischen Wur-
zeln zu unterrichten und dazu
beizutragen, ihnen bestmögli-
che Chancen in Bayern zu eröff-
nen. Mit einem Fortbildungs-
und Unterstützungssystem, das

passgenaue Angebote macht,
unterstützen wir die Lehrkräfte
vor Ort bei ihrer verantwor-
tungsvollen Aufgabe“, betonte
Minister Spaenle. 

Maßnahmenbündel

Das Maßnahmenbündel für
Lehrkräfte reicht von der ersten
Starthilfe in Form von schnell

verfügbaren Informationen über
die intensive Unterstützung bei
der Einrichtung spezieller Un-
terrichtsangebote bis hin zu dif-
ferenzierten Fortbildungsange-
boten zu speziellen Fragen des
Unterrichts von jungen Migran-
ten. Außerdem können sich
Lehrkräfte in besonderen Lehr-
gängen im Fach Deutsch als
Zweitsprache weiter qualifizie-
ren. 

Unterrichtsangebote 
und Sprachförderung

Minister Spaenle verwies
auch auf die zahlreichen Unter-
richtsangebote für junge Asyl-
bewerber und Flüchtlinge wie
die Sprachförderklassen und -
kurse, die Übergangsklassen so-
wie das speziell auf Migranten
zugeschnittene berufsvorberei-
tende Modell der Berufsschu-
len. „Wir wollen erreichen, dass
die jungen Asylbewerber und
Flüchtlinge in Bayern bestmög-
lich pädagogisch begleitet wer-
den können. Die Maßnahmen
für Lehrkräfte, aber auch die
Angebote für Schülerinnen und
Schüler entwickeln wir auch in
Zukunft bedarfsgerecht weiter“,
so der Minister. 

Wasserkraft ...
(Fortsetzung von Seite 1)
runterladen, Grafiken, weiter-
führende Links und vieles mehr. 

Initiative der
Wasserkraftunternehmen

„Wasserkraft – ja bitte!“ ist ei-
ne Initiative der Wasserkraftun-
ternehmen in Bayern. Sie infor-
miert über die Bedeutung der
Wasserkraft in einer erneuerbaren
Energiewelt in Bayern und macht
den Nutzen der Wasserkraft er-
lebbar. 

Die Partner der Initiative sind
aktuell: Die Bayerische Elektrizi-
tätswerke GmbH, Augsburg, die
E.ON Kraftwerke GmbH, Lands-
hut, die Grenzkraftwerke GmbH,
Simbach, die Rhein-Main-Donau
AG, München, die SÜC Energie
und H2O GmbH, Coburg, die
VERBUND AG, Wien, die VER-
BUND Innkraftwerke GmbH, Tö-
ging, die Vereinigung Wasserkraft-
werke in Bayern e.V., München,
sowie der Verband der Bayeri-
schen Energie- und Wasserwirt-
schaft e.V. – VBEW und die Was-
serkraftwerke Passau GmbH. 
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Der schönste
Energiemix

Wir sind da, wo unsere Kunden sind

www.erdgas-schwaben.de

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom

Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

erdgas schwaben ist 
Mitglied der Regionalen 
Energieagentur Augsburg

erdgas schwaben ist 
TÜV-SÜD-geprüfte
Kundenzufriedenheit

erdgas schwaben ist 
Biogaspartner  der Deutschen 
Energie-Agentur GmbH (dena)

erdgas schwaben ist 
Gesellschafter  des energie-
 & um welt zentrums  allgäu 
gGmbH (eza!) 

erdgas schwaben ist Mitglied 
im Netzwerk der Umweltkom-
petenz KUMAS – Kompetenz-
zentrum Umwelt e.V.

erdgas schwaben 
ist Partner des 
Umweltpakt  Bayern

OB Dr. Kurt Gribl (l.) und Klaus Dietmayer, Geschäftsführer der
Stadtwerke Augsburg und von erdgas schwaben.

Energiekongress Augsburg:

1.000 wichtige Impulse
Innovationsschub für Energieversorger mit Bürgerbeteiligung

Große Herausforderungen wie die Energiewende bedürfen
vieler kluger Leute, die sich ihnen gemeinsam stellen. Neben Fach-
leuten gehören Bürgerinnen und Bürger dazu, die oft exzellente
Ideen einbringen. Vorläufiger Höhepunkt eines dreistufigen par-
tizipativen Innovationsprozesses war der Energiekongress im 
Rathaus Augsburg mit 200 Zukunftsdenkern und über 1.000 Ideen
für zukünftige Energieleitlinien.

Seit August 2014 denken der
Energiebereich der Stadtwerke
Augsburg (swa) und der regionale
Energieversorger erdgas schwa-
ben über eine Zusammenarbeit
nach. Welche Verantwortung ein
gemeinsames Energieunterneh-
men in einer Stadt und Region
übernehmen soll, wurde jetzt in 
einem intensiven Beteiligungs-
prozess in drei Stufen abgefragt.
Die Stadtwerke Augsburg (swa)
und der schwäbische Energiever-
sorger erdgas schwaben befragten
zunächst ihre Mitarbeiter und sam-
melten dann zwischen dem 21. Fe-
bruar und dem 21. März 2015 über

100 kluge und innovative Vorschlä-
ge von 300 registrierten Onlineden-
kern auf einer eigens eingerichteten
Internetplattform rund um die künf-
tige Energieversorgung in Augs-
burg und Umgebung. 

Vorläufiger Höhepunkt war nun
der Energiekongress am 21. März
im Rathaus Augsburg mit 200
Zukunftsdenkern und über 1.000
Ideen für zukünftige Energieleit-
linien.

Hierarchiefreies Denken

„Bei den politisch geforderten
Energieleitlinien geht es um die

Erwartungshaltung an ein neues
Unternehmen für die nächsten 10
bis 20 Jahre. Das sollten wir als
Gesellschaft gemeinsam beant-
worten. Deshalb wollen wir alte
Entscheidungswege verlassen und
hierarchiefreies Denken fördern“,
so Klaus Dietmayer, Geschäfts-
führer der Stadtwerke Augsburg
und erdgas schwaben. 

Auf dem Augsburger Energie-
kongress fand dieser breite Partizi-
pationsprozess dann seinen offizi-
ellen Rahmen. Ausgewählte Onli-
nedenker diskutierten gemeinsam
mit Bürgern sowie Mitarbeitern
der Energieunternehmen und
Fachleuten aus verschiedensten
Bereichen, um Grundsteine für
künftige Energieleitlinien der bei-
den Energieversorger zu legen.

Vier Themenfelder

Die Ideen und Vorschläge der
Teilnehmer widmeten sich jeweils
einem der vier Themenfelder Ener-
giedenker, Energiewender, Stadt-
Land-Vernetzer und Energiebürger.
Während es im Themenfeld „Ener-
giedenker“ beispielsweise um die
Frage ging, was Schwaben, was die
Region Augsburg attraktiv für
Start-Ups, Technologieunter-
nehmen und die Fachkräfte der
Branche macht, ging es beim The-
menfeld „Energiewender“ um
Einflussfaktoren bei einer Wende
zu nachhaltiger Energieerzeugung. 

Wie organisiert man den effi-
zienten Energietransport vom Pro-
duktionsstandort auf dem Land zu
den größten Verbrauchern in der
Stadt? Dieser Frage widmeten sich
jene Kongressteilnehmer, die sich
über Stadt-Land-Vernetzung Ge-
danken gemacht haben, während
es beim Themenbereich „Energie-
bürger“ um die Frage ging, wel-
che Verantwortung Bürger beim
Thema Energie übernehmen kön-
nen.

Energiebranche 
auf neuen Wegen

Der Energiekongress Augsburg
im vollbesetzten Goldenen Saal
des Rathauses Augsburg war die
erfolgreiche Fortführung eines ex-

trem offenen Partizipationsprozes-
ses. Als deutschlandweit erster
Kongress seiner Art spiegelte er
das starke Engagement der Ener-
giedenker, der Energiewender, der
Stadt-Land-Vernetzer und letztlich
der Energiebürger in Bayrisch
Schwaben mit seinem Zentrum
Augsburg wider. Erklärtes Ziel des
arbeitsreichen Tages war ein Er-
gebnispapier, mit dem nun weiter
gearbeitet werden kann.

Zum Kongress wurden zudem
vier renommierte Denker eingela-
den, die jeweils durch einen kur-
zen Vortrag die verschiedenen Fa-
cetten des Begriffes „Energiewen-
de“ präzisierten: Lars Thomsen
(Zukunftsforscher / future matters
AG), Patrick Mijnals (Zukunftsde-
signer), Dr. Daniel Dettling (Zu-
kunftsinstitut) und Prof. Dr. Dr.
h.c. Hans Joachim Schellnhuber
(Direktor des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung). 

Inspiriert durch die einzelnen
Vorträge und die vorab online ge-
sammelten Ideen erarbeiteten die
Kongressteilnehmer ihre Vorschlä-
ge für Energieleitlinien, die ent-
scheidend zur Zukunft der regio-
nalen Energieversorgung beitra-
gen sollen. Der Öffentlichkeit vor-
gestellt werden diese Empfehlun-
gen für Energieleitlinien voraus-
sichtlich ab Mitte April. 

Reichhaltiger Ideenpool

„Der Energiekongress hatte
Spitzenniveau. Das komplett offe-
ne Konzept mit der Einbindung
von Mitarbeitern, Bürgern und 
Energieexperten hat sich hervorra-
gend bewährt“, erklärte der Augs-
burger Oberbürgermeister Dr.
Kurt Gribl. „Das Ergebnis ist ein
ungeheuer reichhaltiger Ideen-
pool, wie unsere Energieversor-
gung in Zukunft aussehen könnte.
Ich habe den Goldenen Saal noch
nie in einer so kreativen und zu-
gleich konzentrierten Atmosphäre
erlebt. Es war beeindruckend, wie
professionell und intensiv an den
Tischen gearbeitet wurde. Für die
Stadt Augsburg bin ich stolz, dass
hier ein bundesweit einmaliger
und vorbildlicher Partizipations-
prozess entstanden ist. Jetzt gilt es,
diese Ideen zu verdichten und in
nachvollziehbare Energieleitlinien
zu formulieren. Nur so entsteht 
eine ganzheitliche Betrachtung
und eine klare Orientierung für
zukünftige unternehmerische Ent-
scheidungen.“

Allendorf:

Power-to-Gas-Anlage
in Betrieb genommen

Am Viessmann Unternehmensstammsitz im hessischen Allendorf
(Eder) wird erstmals Methan, das mithilfe eines biologischen Verfah-
rens aus regenerativem Überschussstrom (z. B. Wind- oder Sonnen-
strom) hergestellt wird, in das öffentliche Erdgasnetz eingespeist. Die
weltweit erste Anlage ihrerArt ging Anfang März in Betrieb. 

Während der vergangenen Wo-
chen wurde die dazu notwendige
Technik mit der Größe von drei
Schiffscontainern in die bestehen-
de Biomethananlage in Allendorf
integriert. Die weitere Ausbaustufe
des Systems zur Erzeugung und
Verarbeitung von maximal 400
Kubikmetern Wasserstoff pro
Stunde wurde bereits genehmigt.

Die Entwicklung von Energie-
speichern ist eine der größten Her-
ausforderungen der Energiewen-
de. Eine interessante Lösungs-
möglichkeit stellt die Technologie
Power-to-Gas dar, die jetzt bei
Viessmann angewandt wird. Mit
diesem Verfahren kann aus über-
schüssigem Wind- und Solarstrom
durch Elektrolyse aus Wasser
Wasserstoff hergestellt werden,
der direkt genutzt oder in einem
zweiten Schritt zusammen mit
Kohlendioxid aus einer Biogasan-
lage auf mikrobiologischem Wege
zu Methangas umgewandelt wird.

Das Gasnetz in Deutschland hat
mit seinen Rohrleitungen und un-
terirdischen Kavernen eine Spei-
cherkapazität von mehreren Mo-
naten. Der Energieträger kann so
über lange Zeit gespeichert und
unabhängig vom Ort der Erzeu-
gung zur Stromproduktion, der
Wärmeversorgung oder in Erd-

gasautos als klimafreundlicher 
Energieträger verwendet werden.

Während in bisherigen Power-
to-Gas-Projekten die Methanisie-
rung auf chemisch-katalytischem
Weg erfolgte, hat das Viessmann
Gruppenunternehmen Microb
Energy das jetzt in großem Maß-
stab funktionierende Verfahren
entwickelt, das eine Umwandlung
des im Gärprozess in einer Bio-
gasanlage anfallenden Kohlendio-
xids und des extern zugegebenen
Wasserstoffs zu Methan auf mi-
krobiologischem Weg ermöglicht.
Zur Gewinnung des Wasserstoffs
wird ein PEM-Elektrolyseur ein-
gesetzt, der von Carbotech – ei-
nem weiteren Viessmann Unter-
nehmen – gebaut wurde. Die bio-
logische Methanisierung zeichnet
sich durch eine hohe Flexibilität
aus und ist damit ideal geeignet,
fluktuierende Energiemengen aus
Wind- oder Sonnenkraft aufzu-
nehmen.

Die eigentliche Methanisierung
wird dabei von hochspezialisierten
Mikroorganismen durchgeführt.
Diese nehmen den in Flüssigkeit
gelösten Wasserstoff und das Koh-
lendioxid durch ihre Zellwand auf
und „verdauen“ es zu Methan –
übrig bleibt bei diesem Prozess le-
diglich noch Wasser.

In Günzburg entsteht zurzeit Bayerns modernstes Justizgebäude.
Vom Baufortschritt überzeugten sich (von links): Helmut Kaumei-
er, Leiter Kommunalkunden erdgas schwaben, Walter Henle, Di-
rektor Amtsgericht Günzburg, Markus Kraus, Bereich Hochbau,
Staatliches Bauamt Krumbach, Bernhard Graf, Obermeister In-
nung Sanitär- und Heizungstechnik Günzburg-Krumbach, Steffen
Sinner, mhc modern heat und cool GmbH und Karl-Heinz Möhle,
Gewerbekundenberater erdgas schwaben. Foto: erdgas schwaben

Erdgas-Wärmepumpe im neuen Amtsgericht Günzburg:

Heizen und Kühlen
mit einem System 

Noch ist der Rohbau eingerüstet, denn die Bauarbeiten am neuen
Günzburger Justizgebäude sind in vollem Gange. Termingerecht
wurden jetzt die beiden Erdgas-Wärmepumpen geliefert, die künftig
das barrierefreie Passivgebäude mit einer Nutzfläche von 2.850 qm
an warmen Tagen kühlen und an kalten Tagen wärmen werden.

Zu einem Besichtigungstermin
vor Ort trafen sich aktuell Walter
Henle, Direktor des Amtsgerichts
Günzburg, Markus Kraus vom
Staatlichen Bauamt Krumbach,
Bernhard Graf, Innungsobermei-
ster Sanitär- und Heizungstechnik
Günzburg-Krumbach sowie Mit-
arbeiter von erdgas schwaben, um
die Baufortschritte in Sachen Hei-
zung und Kühlung zu besprechen. 

Amtsgerichtsdirektor Walter
Henle freut sich schon heute mit
seinen rund 70 MitarbeiterInnen
in das neue Passivhausgebäude
auf dem ehemaligen SBI-Areal
an der Ecke Ichenhauser Stra-
ße/Schöblstraße einziehen zu
können. „Bauträger ist der Frei-
staat Bayern, der hier eine Vorrei-
terrolle übernimmt für zukunfts-
weisendes Bauen mit hoher Wer-
tigkeit und einem Mehrwert für
die Umwelt.“ Das neue Justizge-
bäude ist das erste vom Freistaat
erbaute Passivhaus in Bayern, das
mit einer Erdgas-Wärmepumpe
beheizt und gekühlt wird. 

Zur ausgezeichneten Energie-
effizienz wird nach Inbetriebnah-
me die moderne Erdgas-Wärme-
pumpe beitragen, die das Gebäude
beheizen oder kühlen kann. Die
Erdgas-Wärmepumpe nutzt ko-
stenlose Wärme aus der Luft und
gibt sie als Energie an den Heiz-
kreislauf ab. Als Antriebsenergie
kommt sauberes, klimaschonen-
des Erdgas zum Einsatz. Die Ab-
wärme des Motors wird ebenso
zum Heizen und für die Warm-
wasseraufbereitung genutzt. Das
bedeutet eine Einsparung von

Primärenergie und deutlich redu-
zierte CO2-Emissionen. An hei-
ßen Sommertagen dagegen kühlt
die Erdgas-Wärmepumpe das Ge-
bäudeinnere und sorgt als energie-
sparende Klimaanlage für ange-
nehme Temperaturen in den
Büros. 

Konzipiert wurde das Projekt
vom Staatlichen Bauamt Krum-
bach unter Federführung von Mar-
kus Kraus, Bereich Hochbau und
unterstützt durch erdgas schwaben
in Zusammenarbeit mit regionalen
Partnern. „Erdgas ist der optimale
Energieträger, um auch große
Verwaltungs-Gebäude klima-
schonend und kostengünstig zu
beheizen und zu kühlen“, erklärt
Karl-Heinz Möhle, Gewerbekun-
denberater erdgas schwaben.

Als Referenzobjekte für Günz-
burg dienten das Rathaus der
Marktgemeinde Bissingen und
das Kinocenter in Nördlingen, bei-
de ausgestattet mit einer Erdgas-
Wärmepumpe, ebenso wie das
Betriebsgebäude von erdgas
schwaben in Nördlingen. Die zu-
sätzlich auf dem Amtsgericht
installierte Photovoltaik-Anlage
sorgt für den eigenen Strom, vor
Ort produziert und verbraucht.

„Mit der Entscheidung für eine
Erdgas-Wärmepumpe übernimmt
das Amtsgericht Günzburg eine
Vorreiterrolle in Sachen Nachhal-
tigkeit. Es ist ein echtes Vorzeige-
projekt in Sachen Energieein-
sparung, Energieeffizienz und er-
neuerbare Energien – entsprechend
unserem erdgas schwaben-Weg“,
so Karl-Heinz Möhle.



KOMMUNALE ENERGIEPOLITIK6 GZ23. 04. 2015

Wind-  
energie

juwi Energieprojekte GmbH · Regionalbüro Bayern
Hauptstraße 3 · 91602 Dürrwangen
Tel. (0) 9856. 92 121 - 0 · bayern@juwi.de

Wir sind Ihr zuverlässiger Partner

Setzen Sie auf mehr Klimaschutz und Wertschöpfung!
Wir unterstützen Sie gerne mit unserer Kompetenz 
und langjährigen Erfahrung bei der Planung, 
Realisierung und Betrieb von Windkraftprojekten. 

Wir freuen uns auf das persönliche Gespräch 
mit Ihnen. Treten Sie mit uns in Kontakt. 

10 H-Regelung: 

Jetzt kommt es auf 
Bayerns Kommunen an

Das Rückgrat unserer künftigen Energieversorgung wird die
Windkraft sein. Dank der technischen Weiterentwicklung der
vergangenen Jahre können Binnenlandstandorte in Süd-
deutschland trotz geänderter Rahmenbedingungen erschlos-
sen und wirtschaftlich betrieben werden. Der technische Fort-
schritt ermöglicht eine kontinuierliche, kostengünstige und vor
allem klimafreundliche Stromproduktion. 

Trotz 10 H-Regelung in Bayern
– nach wie vor lohnt sich der Aus-
bau der Windenergie: Langfristig
kurbelt er die lokale Wirtschaft an,
schafft Arbeitsplätze und stärkt die
kommunalen Haushalte. Laut Be-
rechnungen der Agentur für Er-
neuerbare Energien erzielt eine
Gemeinde durchschnittlich 2,3
Millionen Euro Wertschöpfung
pro Windenergieanlage über die
gesamte Betriebszeit. Dieses Geld
bleibt in der Kommune, schafft
Planungssicherheit und eröffnet
neue finanzielle Spielräume, etwa

in den Bereichen Bildung, Infra-
struktur und Kinderbetreuung.
Das kommt einem Dauerkonjunk-
turprogramm für Bayerns Städte,
Kommunen und Gemeinden
gleich.

Die eingeführte 10 H-Regelung
stellt Kommunen wie Projektent-
wickler bei der Planung neuer
Windenergieprojekte zwar vor
große Herausforderungen, sie
muss aber nicht verhindern, dass
Bayern sein vorhandenes Windpo-
tenzial ausschöpft. Mehr denn je
kommt es nun aber auf das Enga-

gement und die Verantwortung der
Kommunen an. juwi, der Winden-
ergiespezialist mit Regionalbüro in
Dürrwangen im Landkreis Ans-
bach, unterstützt Städte und Ge-
meinden im Freistaat mit seiner
langjährigen Erfahrung dabei,
maßgeschneiderte Lösungen für
Kommunen und Bürger zu ent-
wickeln, so dass alle Beteiligten
flächendeckend von den Vorteilen
der Windkraft profitieren können.

Bürgerbeteiligung 
schafft Identifikation

Die Beteiligung von Bürgerin-
nen und Bürgern vor Ort stärkt die
Identifikation. juwi fördert diese
Form des Anlagenbetriebs, bei
dem die Bürgerinnen und Bürger
Besitzer der Anlagen sind, aus-
drücklich. In den vergangenen
Jahren hat juwi im Freistaat viele
Bürgerwindparks realisiert und
sich als einer der führenden Exper-
ten auf diesem Gebiet etabliert.
Gegenwärtig baut das Unterneh-
men im mittelfränkischen Thal-
mässing ein Bürgerwindprojekt
mit fünf Windrädern. Diese produ-
zieren künftig sauberen Strom für
über 10.000 Haushalte. Betrieben
werden sie von rund 240 Bürge-
rinnen und Bürgern größtenteils
aus den umliegenden Ortschaften. 

Kommunen werden
Windparkbetreiber

Dass auch Kommunen Wind-
parkbetreiber werden können, zei-
gen die Gemeinden Hummeltal,
Gesees und Mistelbach im Land-
kreis Bayreuth. Sie gründeten ein
gemeinsames Kommunalunter-
nehmen, beauftragten juwi mit
Planung und Bau der Anlagen und
betreiben diese seit Herbst 2014 in
Eigenregie. Die erzielten Einnah-
men aus dem Stromverkauf blei-
ben in der Gemeindekasse und
kommen so allen Bürgerinnen und
Bürgern unmittelbar zu Gute. 

Reinhard Sammer, Vorsitzender
des Kommunalunternehmens,
blickt mit Stolz auf das Projekt:
“Der Windpark im Lindenharter
Forst ist ökologisch und ökono-
misch ein Erfolg aller Einwohner.
Mit den beiden Anlagen produzie-

ren wir in den nächsten 20 Jahren
sauberen Windstrom und haben
gleichzeitig kontinuierliche Ein-
nahmen, die unseren Gemeinden
zugutekommen.“ Mit einer Ge-
samtleistung von sechs Megawatt
können die Windräder jährlich
rund 14 Millionen Kilowattstun-
den klimafreundlichen Strom pro-
duzieren.

Für juwi, das inzwischen rund
840 Windenergieanlagen an mehr
als 100 Standorten errichtet hat, ist
das Projekt ein Modell mit Zu-
kunft. „Der Zusammenschluss
mehrerer Gemeinden in einer
kommunalen Gesellschaft bietet
genauso wie Bürgerbeteiligungs-
modelle die Möglichkeit, die En-
ergiewende regional und bürger-
nah umzusetzen. Solche Projekte
können gerade in Bayern Schule
machen“, erklärt der juwi-Be-
reichsleiter Maximilian Nowak.
Seine langjährige Erfahrung bei
der Planung, Finanzierung und
Realisierung bietet das Unterneh-
men allen Städten, Kommunen
und Gemeinden in Bayern an.

Irschings Eigentümer
zeigen Stilllegung an

Gemeinsame Pressemitteilung von E.ON, HSE, Mainova und N-ERGIE

Die Eigentümer des hochmodernen Gaskraftwerks Irsching 5,
E.ON, HSE, Mainova und N-ERGIE, haben der Bundesnetzagen-
tur und dem Netzbetreiber TenneT die Stilllegung des Kraftwerks-
blockes angezeigt. Das Kraftwerk soll zum 1. April 2016 vom Netz
genommen werden.

Parallel dazu hat E.ON als allei-
nige Eigentümerin des Gaskraft-
werks Irsching 4 der Bundesnetza-
gentur die Stilllegung dieses Blocks
ab dem 1. April 2016 ebenfalls an-
gezeigt. Hintergrund ist die man-
gelnde Perspektive für einen wirt-
schaftlichen Betrieb nach dem Aus-
laufen der aktuellen vertraglichen
Regelung mit dem Netzbetreiber
im März kommenden Jahres.

Sehr hoher Wirkungsgrad

Irsching 5 hat eine Leistung von
846 Megawatt und ging im 
Jahr 2010 in Betrieb. Mit einem
Wirkungsgrad von 59,7 Prozent
gehört es zu den modernsten Gas-
kraftwerken Europas. Irsching 4
mit 550 Megawatt Leistung ging
ein Jahr später in Betrieb und ist
mit einem Wirkungsgrad von 60,4
Prozent eines der effizientesten
Gaskraftwerke weltweit. 

Irsching 4 und 5 werden seit
zwei Jahren auf Basis eines Ver-
trags zwischen dem Netzbetreiber

und den Eigentümern betrieben,
der mit der Bundesnetzagentur
verhandelt wurde. Dieser Vertrag
sieht eine Kostenteilung anhand
der Einsätze im Markt und zur Sta-
bilisierung des Stromsystems auf
Anweisung des Netzbetreibers
vor. Die zunehmenden Mengen
subventionierten Stroms aus er-
neuerbaren Energien und die nied-
rigen Großhandelspreise für Strom
lassen mittlerweile keinen Einsatz
am Markt mehr zu. 

Im gesamten Jahr 2014 hat das
Kraftwerk zu keiner Stunde Strom
für den Markt produziert. Die
Blöcke Irsching 4 und 5 kamen
daher im vergangenen Jahr aus-
schließlich dann zum Einsatz,
wenn ihre Leistung zur Stabilisie-
rung des Stromsystems gebraucht
wurde. Das ist dann der Fall, wenn
das Netz in Süddeutschland we-
gen temporärer Engpässe gestützt
werden muss. Für solche Einsätze
auf Anweisung des Netzbetreibers
erhalten die Eigentümer der Kraft-
werksblöcke eine vertraglich ver-

einbarte Vergütung. Diese reicht
gerade aus, um die entstehenden
Kosten zu decken und basiert auf
allgemeiner Regulierungspraxis. 

Nach Auslaufen des Vertrags
müssten die Gaskraftwerke ihre
Kosten vollständig am Markt ver-
dienen. Dafür gibt es jedoch vor
dem Hintergrund niedriger Groß-
handelspreise und wachsender
Einspeisung aus erneuerbaren 
Energien keine Perspektive. Um
keine roten Zahlen schreiben zu
müssen, sehen die Eigentümer
keine Alternative zu einer Stillle-
gungsanzeige. 

Systemrelevanz

Sollte der Netzbetreiber die
Stilllegung wegen Systemrelevanz
untersagen, fielen Irsching 4 und 5
unter die Reservekraftwerksver-
ordnung. Diese wurde erlassen,
um Kraftwerke am Netz zu halten,
die für die Sicherheit der Strom-
versorgung unabdingbar sind. Da-
mals ging der Gesetzgeber jedoch
davon aus, dass ausschließlich äl-
tere, bereits abgeschriebene Kraft-
werke davon betroffen sind. Diese
Verordnung erkennt wesentliche
Kostenfaktoren neuerer Anlagen,

vor allem Abschreibungen und
Kapitalkosten, nicht an und ist ei-
ne Verschlechterung im Vergleich
zur derzeitigen vertraglichen Ver-
einbarung. Ein wirtschaftlicher
Betrieb auf Basis dieser Verord-
nung ist somit nicht möglich. Die
Eigentümer wären gezwungen, ih-
re Anlagen nicht kostendeckend
zu betreiben. Deshalb behalten sie
sich für den Fall eines Wider-
spruchs gegen die Stilllegung den
Rechtsweg vor. 

Die Stilllegungsanzeigen und
der eventuell notwendige spätere
Rechtsweg im Falle einer Untersa-
gung der Stilllegung sind aus Sicht
der vier Unternehmen die „ultima
ratio“. Besser für alle Beteiligten
wäre ein rechtssicherer Rahmen,
der die tatsächlichen Kosten der
Betriebsbereitschaft und der not-
wendigen Systemeinsätze abdeckt.
Dazu müsste die Reservekraft-
werksverordnung so geändert wer-
den, dass sie auch die Kosten neue-
rer, moderner Kraftwerke abdeckt. 

Das Bundeswirtschaftsministe-
rium hat in seinem Grünbuch zum
zukünftigen Strommarktdesign
festgestellt, dass eine Kapazitätsre-
serve zwingend notwendig ist.
Dieser Feststellung müssen jetzt
politische Entscheidungen folgen.
Die aktuelle Verordnung bedarf
nicht nur einer Verlängerung, son-
dern auch einer Anpassung der un-
zureichenden Vergütungsregelung
an die veränderten Erfordernisse.
Diese sollte auf den Prinzipien der
Vergütungsregelungen der Netze
basieren und bestehende Un-
gleichbehandlungen abschaffen.
Denn wenn ein Netzbetreiber 
Netzinvestitionen tätigt, werden
für diese Abschreibungen und eine
Verzinsung anerkannt. Greift der
Netzbetreiber hingegen auf Kraft-
werke zur Sicherung der System-
stabilität zurück, werden diese Ko-
stenpositionen nicht anerkannt,
obwohl sie die gleiche Wirkung
entfalten. 

Weckruf für Gabriel

Bayerns Energieministerin Ilse
Aigner sieht in der Stilllegungsan-
zeige der Gaskraftwerke Irsching
4 und 5 einen „Weckruf für Sig-
mar Gabriel“. Aigner: „Die Ei-
gentümer der Gaskraftwerke Ir-
sching sehen keine Perspektive für
einen wirtschaftlichen Betrieb
nach dem Auslaufen der aktuellen
vertraglichen Regelung. Sie sind
deshalb zur Stilllegungsanzeige
gezwungen.“

Dieser Vorgang zeige, wie unzu-
reichend die Rahmenbedingungen
für den Betrieb konventioneller
Kraftwerke sind, sagt Aigner. „Der
Bundeswirtschaftsminister muss
jetzt sofort handeln und den wirt-
schaftlichen Betrieb solch moder-
ner und umweltfreundlicher Gas-
kraftwerke wie Irsching ermögli-
chen. Sie sind für eine sichere
Stromversorgung Bayerns unver-
zichtbar, weil sie auch Strom lie-
fern, wenn die Sonne nicht scheint
und der Wind nicht weht.“ Das
habe erste Priorität.

Beim Kraftwerksgespräch in Gundremmingen gab es interessan-
te Diskussionen (im Bild von links): Landtagsabgeordneter Dr.
Hans Reichhart, Bürgermeister Tobias Bühler, die Geschäftfüh-
rer des KGG, Gabriele Strehlau und Michael Trobitz und Dr. 
Ulrich Hartmann (Vorstandsmitglied RWE Power AG Ressort
Braunkohle, Kernenergie, Wasserkraft. Bild: -jdt-

Deutsche Qualität in Russland geschätzt:

VorAtomausstieg 
Millionen-Investitionen

Kraftwerksgespräch in Gundremmingen

Gundremmingen (jdt). Die anhaltende Bedeutung des Kernkraft-
werkes Gundremmingen für die bayerische Stromversorgung hob
beim Kraftwerksgespräch 2015 der Technische Geschäftsführer
Michael Trobitz hervor. Im Jahr 2015 würden 38 Millionen Euro in
derAnlage investiert. Hingewiesen wurde von Trobitz darauf, dass
„die Weichen gestellt werden für die Zeit nach der Stromproduk-
tion“. Ungeachtet der Veränderungen werde es aber noch lange
„keine grüne Wiese“ geben. 

Der „Block B“ werde ab 2018
keinen Strom mehr erzeugen, der
„Block C“ vier Jahre später. Auf-
merksamkeit fand der Hinweis:
Sollte sich herausstellen, dass an-
gesichts von Problemen in der
Stromversorgung Kernkraftwerke
länger benötigt werden, sei es kein
Problem das AKW Gundremmin-
gen weiter zu betreiben.

Das starke Interesse an der Ver-
anstaltung war angesichts der
kommenden Veränderungen spür-
bar. Michael Trobitz konnte auch
im Namen seiner Kollegin, der
Kaufmännischen Geschäftsführe-
rin Gabriele Strehlau Vertreter aus
Politik, Kommunen, Wirtschaft,
Kultur, Kirche und Gesundheits-
wesen begrüßen.

Geschäftsführer Trobitz stellte
fest, dass das KKWGundremmin-
gen im Jahr 2014 rund 20,5 Milli-
arden Kilowattstunden Strom pro-
duzierte, knapp 25 Prozent der
bayerischen Erzeugung. Ende des
Jahres 2014 habe in Gundremmin-
gen ein rundes Produktionsju-
biläum im Block B gefeiert wer-
den können, am 8. Dezember die
300-milliardste Kilowattstunde.
Durch den Betrieb von Block B
seien bis zu diesem Tag mehr als
240 Millionen Tonnen Kohlen-
dioxidausstoß vermieden worden.
Auf dieses Produktionsergebnis
sei man im Werk stolz.

Vorrang für Sicherheit

Weiterhin oberste Priorität ha-
be, so fuhr Trobitz fort, der siche-
re Kraftwerksbetrieb. Im laufen-
den Jahr habe es kein melde-
pflichtiges Ergebnis im Kraft-
werk gegeben. In der Umgebung
habe man ein dichtes Netz aus
Messgeräten und Probenahme-
stellen. Ein solches Messnetz der
Umgebungsüberwachung werde
auch nach dem Ende der Strom-
produktion weiter betrieben.

Hingewiesen wurde auf neue
zusätzliche Anforderungen des zu-
ständigen Bundesamtes für Strah-
lenschutz. Nahezu alle Standort-
zwischenlager in Deutschland hät-
ten zusätzliche Vorrichtungen zum
Schutz vor äußeren Einwirkungen.

Region profitiert

Herausgestellt wurde von Tro-
bitz weiterhin hohe Investitionen
in den Anlagen. Die Blöcke wür-
den selbstverständlich intensiv ge-
prüft, gewertet und modernisiert.
Eingeplant habe man jetzt dafür

einen finanziellen Aufwand von
38 Millionen Euro, überwiegend
während der Revisionen. So wür-
den  im Block C sechs Gleichrich-
ter erneuert, die wichtige Sicher-
heitssysteme der Anlage unterbre-
chungsfrei mit Strom versorgen.
Bis zum Ende der Stromerzeu-
gung sei ein „Top-Zustand“ ge-
währleistet.

Atomrecht

Für den Abbau der Anlagen sei-
en in den kommenden Jahren alle
notwendigen Planungen und auch
die Genehmigungsverfahren beim
Abschalten von Block B in Vorbe-
reitung. Am 11. Dezember 2014
sei beim Bayerischen Umweltmi-
nisterium ein atomrechtlicher 
Antrag auf Abbau nicht mehr
benötigter Anlagenteile von Block
B gestellt worden. Er bezieht sich
auf die Zeit nach der Abschaltung
von Block B Ende 2017. Für den
Abbau aller Anlagen nannte Tro-
bitz einen Zeitraum von etwa 10
bis 15 Jahren. Frühestens um das
Jahr 2040 herum sei die Entlas-
sung aus der atomrechtlichen
Überwachung denkbar.

Die Kaufmännische Geschäfts-
führerin Gabriele Strehlau infor-
mierte über die 700 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die 34  Aus-
zubildenden und rund 300 Mitar-
beiter von Partnerfirmen. Der Per-
sonalbestand beim KGG werde in
den nächsten Jahren leicht sinken,
zunächst auf etwa 535 Kräfte. Als
Auftraggeber stehe das Werk für
35 Millionen Euro im Jahr für Fir-
men der Region.

Gasturbinen-Kraftwerk...?

Starkes Interesse fand das even-
tuell in Gundremmingen diskutier-
te Gasturbinenkraftwerk. Der Ge-
meinderat habe einer Änderung
der Bauleitplanung im Dezember
zugestimmt. Bürgermeister Tobias
Bühler, Gundremmingen, ist über-
zeugt davon: „Das wäre der einzig
richtige Standort.“

Weiter im Gespräch ist die Be-
ziehung des Kernkraftwerk Gund-
remmingen mit dem russischen
Partner – Kernkraftwerk Novo-
vonezh. Geschäftsführer Michael
Trobitz und sein Vorgänger Dr.
Helmut Bläsig waren hochge-
schätzte Ehrengäste beim 50. Ju-
biläum zur Inbetriebnahme des
dortigen Blockes 1 im Jahr 1964:
„Deutsche Qualität hat einen her-
vorragenden Ruf.“
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WAS SAUST

ÜBER EINE INSEL

ZEIGT, WIE MAN

UMWELTFREUNDLICH

VORWÄRTSKOMMT?

Die Erdgastaxen auf Sylt.

Die Erdgastaxen auf Sylt verdeutlichen, wie in Zukunft der 

Hase läuft. Denn hier tanken immer mehr Taxen Erdgas. Und 

mehr und mehr andere Fahrzeuge auch. Natürlich zum großen 

Teil schon aus klimaneutralem Biogas. Genial – und nicht nur 

eine Insellösung.

 

Diese Idee der Energieversorgung Sylt ist eine von vielen, mit 

denen die über 100 in der Thüga-Gruppe organisierten Stadt-

werke die Energiewende vorantreiben. Für ein entscheidendes 

Plus für Mensch, Natur und Umwelt. Für das große Plus für alle.

 

Erfahren Sie mehr über www.energie-und-wende.de

Die Energieversorgung Sylt verbindet Energie und Umwelt für die Insel.

Thüga-Gruppe zur Einführung intelligenter Messsysteme:

Nur mit verlässlichen
Rahmenbedingungen

„In vielen Punkten stimmen wir mit dem Bundeswirtschafts-
ministerium zur Einführung von intelligenten Messsystemen
überein“, so Michael Riechel, Sprecher des Vorstands der Thü-
ga Aktiengesellschaft zum Eckpunktepapier für das Verord-
nungspaket Intelligente Netze des Bundeswirtschaftsministeri-
ums (BMWi).

Je mehr Strom ein Kunde ver-
braucht, desto eher lohnt sich
für ihn ein Messsystem. Daher
teilt die Thüga-Gruppe die An-
sicht des BMWi, mit dem Ein-
bau von Messsystemen bei
Kundengruppen mit hohem
Stromverbrauch und damit ho-
hem Effizienzpotential zu be-
ginnen. Weiter erachtet die Thü-
ga-Gruppe den verpflichtenden
Einbau von Messsystemen bei
Einspeisern von erneuerbaren
Energien (zum Beispiel Besit-
zern einer Photovoltaikanlage)
für sinnvoll. Bei Neubauten so-
wie Renovierungen sollen hin-
gegen lediglich intelligente Zäh-
ler eingebaut werden. Diese be-
sitzen im Gegensatz zu den auf-
wendigeren Messsystemen kei-
ne WAN (Weitverkehrsnetz)-
Anbindung. Sinnvoll ist auch,
dass der Haushaltskunde darü-
ber entscheiden kann, ob und
wie er die Messwerte aus sei-
nem Zähler visualisieren lässt.
Auf Wunsch können Haushalts-
kunden auch ein intelligentes
Messsystem wählen.

„Eine Preisobergrenze für den
Messstellenbetrieb von intelli-
genten Messsystemen halten
wir für nicht sachgerecht“, so

Riechel. Und auch die jetzi-
gen Bedingungen gewährleisten
dem Verteilnetzbetreiber keine
angemessene Refinanzierung
des Rollouts: Entweder, weil In-
vestitionen erst in der nächsten
Regulierungsperiode geltend
gemacht werden können, oder,
weil sie ihn einseitig mit Ko-
stenrisiken belasten. Da aber
insbesondere in der Startphase
der Einführung hohe Anlaufko-
sten entstehen, z.B. für den Auf-
bau der IT-Landschaft, fordert
die Thüga-Gruppe, dass Verteil-
netzbetreiber diese Kosten um-
gehend in die Netzentgelte ein-
rechnen können. Weiter soll der
erhöhte Aufwand bei den lau-
fenden Betriebskosten dem
Kunden verursachungsgerecht,
individuell in Rechnung gestellt
werden.

Realisierung
braucht technische
und prozessuale Klarheit

Der vorgeschlagene Zeitplan
lässt dem Verteilnetzbetreiber
grundsätzlich Freiräume, um den
Rollout möglichst effizient zu ge-
stalten. Die Messsysteme basie-
ren auf einer neuartigen Techno-
logie mit hohen technischen An-
forderungen. Daher muss vor dem
Start des Rollouts die Praxistaug-
lichkeit sichergestellt werden.
Außerdem müssen die neuen
Marktprozesse definiert sein. Um
technische und prozessuale Si-
cherheit zu bekommen, schlägt
die Thüga-Gruppe daher koordi-
nierte, umfangreiche Tests vor.

Thüga-Thesenpapier
zeigt Lösungen auf

Die Unternehmen der Thüga-
Gruppe, die in Summe etwa 5,5
Millionen Stromzähler verant-
worten, haben ein Thesenpapier
erarbeitet. Es zeigt auf, wie
Messsysteme effizient, praxis-
tauglich und kundenorientiert
eingeführt werden können. Es
hat vier Schwerpunkte: Finan-
zierung, technische und zeitli-
che Umsetzung sowie Zielgrup-
pe des Rollouts. „Unsere prakti-
schen Erfahrungen werden wir
weiterhin in den Prozess der
Verordnungsgebung einbrin-
gen“, erklärt Riechel. Gegen-
wärtig diskutiert die Thüga-
Gruppe das Thesenpapier mit
Politik und Verbänden.

Energie- und Wärmewende
dezentral umsetzen

Gemeinsamer Kongress von GdW und VKU in Berlin

Der demografische Wandel, aber auch die Folgen des Klima-
wandels stellen Kommunen, Stadtwerke und Wohnungsunter-
nehmen vor enorme Herausforderungen. Die enge Zusammen-
arbeit dieser drei Akteure im Bereich der Energiewirtschaft ge-
winnt im Zuge der Umsetzung der Beschlüsse der Energiewen-
de immer mehr an Bedeutung. In den Sparten Strom-, Gas-
und Wärmeversorgung ist es vor dem Hintergrund der Nach-
haltigkeit mehr denn je geboten, gemeinsam nach neuen, kli-
maschonenden und wirtschaftlichen Lösungen zu suchen. Vor
diesem Hintergrund luden der Spitzenverband der Wohnungs-
wirtschaft GdW und der Verband kommunaler Unternehmen
(VKU) zu einer gemeinsamen Fachkonferenz unter dem Motto
„Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen Wohnungs-
wirtschaft und Stadtwerken“ nach Berlin ein. 

Wie VKU-Präsident Ivo Gön-
ner deutlich machte, lägen beson-
ders hinsichtlich der Erzeugung
und Nutzung von Strom und
Wärme – der klassischen Domä-
ne der Stadtwerke – die Schnitt-

stellen beider Bereiche auf der
Hand: „Die Koppelung von Strom
und Wärme wird noch weiter an
Bedeutung gewinnen. Das Ener-
gieversorgungssystem wird zu-
dem dezentraler und intelligenter

und damit auch individueller. Das
erfordert einen Zuschnitt auf die
unterschiedlichen Bedarfe der
Kunden. Kommunale Unterneh-
men bieten deshalb immer vielfäl-
tigere Dienstleistungen und Ko-
operationen, insbesondere im Be-
reich der Wohnungswirtschaft,
an.“ „Wo es früher nur zentrale
Energieproduzenten und Abneh-
mer gab, wird es in Zukunft im-
mer mehr dezentrale Erzeuger 
geben, die zu einigen Zeiten den
Strom lokal an Mieter liefern, zu
anderen Zeiten Strom einspeisen“,
prognostizierte GdW-Präsident
Axel Gedaschko. 

Nach Auffassung beider Präsi-
denten wird in Zukunft die Ge-
staltung der städtischen Infra-
strukturen von besonderer Be-
deutung sein. In Deutschland leb-
ten drei Viertel der Einwohner in
urbanen Ballungsräumen, welt-
weit sei es über die Hälfte, wobei
der Anteil noch weiter steigen
wird. Nicht zuletzt der Klima-
schutz erfordere es, dass die städ-
tischen Infrastrukturen nachhaltig
und energieeffizient sind. Dies
betreffe den Nahverkehr genauso
wie Energieerzeugungskonzepte
und die Wohnungswirtschaft. 

Negative Trends überwiegen

Hans-Jürgen Cramer, Ge-
schäftsführer 3C-PreCon GmbH,
betonte, dass mit Blick auf den
Umsetzungsstand der Energie-
wende „die negativen Trends
überwiegen“. Er verwies auf den
BDI-Energiewende-Navigator
2014, demzufolge die Klima- und
Umweltverträglichkeit aufgrund
der gestiegenen Treibhausgas-
Emissionen sinkt; zudem verrin-
gerten steigende Energieverbräu-
che die Wirtschaftlichkeit. Re-
gionale Unterschiede erschwer-
ten die einheitliche Beurteilung
der Versorgungssicherheit; darü-
ber hinaus habe sich die Akzep-
tanz der Bevölkerung wie bereits
2013 auf niedrigem Niveau ein-
gependelt.

„Der Anfang der Energiewen-
de war chaotisch und ausschließ-
lich politisch getriggert. Es gab
keine praktischen Erfahrungen,
kein Projektmanagement, keine
klare Zielsetzung. Fördermecha-
nismen führten zu Unwuchten,
notwendige Förderungen un-
terblieben“, unterstrich Cramer.
Schmerzhafte Erfahrungen hätten
(zu) langsam zu einer Rejustie-
rung geführt. Nach wie vor stelle
die Energiewende ein großes Ex-
periment mit ungewissem (und
teurem) Ausgang dar. Vor diesem
Hintergrund sei es Aufgabe der
Wohnungswirtschaft, die ge-

schaffene Lage aufzunehmen und
kreativ umzusetzen, erklärte Cra-
mer. Neuartige Projektwelten er-
forderten neuartige Partner und
Vorgehensweisen. Die Energie-
produktion und –verteilung von
Strom und Wärme unter Einsatz
regenerativer Energien könne
gravierende Vorteile schaffen. 

Der Druck auf die Wohnungs-
wirtschaft wird nach Ansicht
Cramers nicht nachlassen - siehe
EnEV 2016 und kommende 2020.
Die zukünftige Mieterstruktur
werde der Thematik Strom, Wär-
me und dem Einsatz regenerativer
Energien vermehrt Aufmerksam-
keit widmen. Vernünftige Mieter-
strommodelle brächten neue Kun-
denbindung und finanzielle Vor-
teile für das Wohnungsunterneh-
men und die Mieter. Neuartige
Partnerschaften könnten in der
Lage sein, Zukunft erschließbar
zu machen.

Konsumgut 
Energieversorgung

Laut Dr. Holger Krawinkel,
Leiter Customer Experience und
Innovation MVV Energie AG,
wird die Energiewelt kleinteiliger
und dezentral; Energieversorgung
wird zum Konsumgut. Beinahe
jeder Kunde könne zum Akteur
werden und damit in den Mittel-
punkt zukünftiger Geschäftsmo-
delle treten. Es gelte, für den
Kunden einen konkreten Mehr-
wert zu bieten und neue Ge-
schäftsaktivitäten von bestehen-
der Organisation und Prozessen
zu lösen. „Konsequentes bran-
chenübergreifendes Partnering“
laute die Devise.

Wie Thomas Jebsen, Vor-
standsmitglied DKB Deutsche
Kreditbank AG, erläuterte, besitzt
die DKB über das Kompetenz-
Center Erneuerbare Energie und
dem Know-how in den einzelnen
Kundengruppen Wohnungswirt-
schaft und Daseinsvorsorge opti-
male Voraussetzungen für die Fi-
nanzierung von Kooperationsmo-
dellen. Die Finanzierung sei von
der Bonitäts- bis zur Projektfinan-
zierung individuell gestaltbar.
Vorstellbar sei die Herausrei-
chung einer Kreditrahmenverein-
barung auf Bonität der/des Ge-
sellschafters für die Realisierung
mehrerer Projekte. Möglich seien
zudem die Ablösung des Kredit-
rahmens durch Projektfinanzie-
rung sowie die Einbindung der
Bevölkerung als Gesellschafter
mittels Bürgerbeteiligungen bzw.
Bürgersparen. 

Gemeinsame Broschüre

Im Rahmen der Fachkonferenz
wurde eine gemeinsame Bro-
schüre von VKU und GdW mit
dem Titel „Stadtwerke und Woh-
nungswirtschaft – Partner für die
Energiewende vor Ort“ präsen-
tiert, in der Kooperationsmodelle
zwischen Wohnungsunterneh-
men und Stadtwerken bei der de-

zentralen Energieerzeugung vor-
gestellt und Finanzierungsmög-
lichkeiten ausgelotet werden. 

Ein Beispiel hierfür ist die Rah-
menvereinbarung zwischen der
N-ERGIE Aktiengesellschaft und
der wbg Nürnberg GmbH über
die sukzessive Fernwärmeer-
schließung der „Wohnanlage am
Nordbahnhof“ der wbg Nürnberg
GmbH. Die Umstellung von ins-
gesamt 20 Heizanlagen auf Fern-
wärme wird über den Zeitraum
2012 bis 2020 realisiert. Versorgt
werden sollen insgesamt ca.
1.000 Haushalte; die geplante ab-
gesetzte Wärmemenge beträgt ca.
9.000.000 kWh. 

Das Projekt bietet der N-ERGIE
langfristige Planungssicherheit,
da enorme Investitionen in den
Ausbau des Fernwärmenetzes
getätigt werden. Das Unterneh-
men erschließt ein komplett neu-
es Stadtgebiet mit Fernwärme.
Entlang der geplanten Fernwär-
metrasse können zusätzliche Po-
tenziale „gehoben und über einen
langfristigen Zeitraum die einzel-
nen Anlagen der wbg Nürnberg
GmbH gezielt auf Fernwärme
umgerüstet werden. DK

Zusammenschluss zum 
Bundesverband Geothermie

Augsburg. „Es wächst zusammen, was zusammengehört“, erklärt
Dr. Erwin Knapek, Vorsitzender des Wirtschaftsforums Geother-
mie e.V. (WFG) und Präsident des Bundesverbandes Geothermie
e.V. (BVG). Auf Europas größter Geothermie-Fachmesse Geo-
THERM 2015 haben die Mitglieder beiderVerbände ein klares Vo-
tum gegeben: Mit großer Mehrheit haben sie ein Zusammengehen
beschlossen.

„Wir sprechen nun seit fast zwei
Jahren mit einer Stimme. Daher ist
es nur konsequent, die Verbände-
strukturen zu vereinfachen und ei-
nen einzigen, schlagkräften Ver-
band zu formen. Ab 2016 ist aus-
schließlich der Bundesverband
Geothermie e.V. der Ansprech-
partner für Politik, Öffentlichkeit
und Unternehmen“, sagt Knapek.
Erwin Knapek ist seit 2006 Vorsit-
zender des WFG. 2013 ist er zum
Präsidenten des GtV-Bundesver-
band Geothermie e.V. – jetzt Bun-
desverband Geothermie e.V. – ge-
wählt worden. Sein Ziel, die bei-
den größten deutschen Geother-
mie-Verbände zu vereinen, wird
nun erreicht.

Konkret wird die Fusion der
Verbände durch den Wechsel der
WFG-Mitglieder in den Bundes-
verband Geothermie e.V. und die
planmäßige Auflösung des Wirt-
schaftsforums Geothermie e.V.
„Jetzt müssen wir noch Feinab-
stimmungen vornehmen. Unser
Zeitplan sieht vor, dass sich das
WFG Ende 2015 auflöst und die
Mitglieder zum BVG überwech-
seln“, sagt Knapek. 

Dr. Erwin Knapek hatte ge-
meinsam mit seinen Vorstandskol-
legen aus dem WFG und dem Prä-
sidium des BVG das Zusammen-
gehen betreut und vorangetrieben.
Knapek bedankt sich bei ihnen
ausdrücklich für die sehr gute Zu-
sammenarbeit: „Dem WFG-Vor-

stand und den Mitgliedern des Prä-
sidiums des BVG und insbesonde-
re dem Moderator des Verfahrens,
Herrn Prof. Rüdiger Schulz ge-
bührt großes Lob. Konstruktiv,
zielführend und an der Zukunft der
Branche orientiert, haben alle Be-
teiligten an den Vorbereitungen für
den Zusammenschluss mitge-
wirkt. Dafür möchte ich mich
herzlich bedanken, auch bei den
Geschäftsführern und den Mitar-
beitern von WFG und BVG.“

Aufgabenteilung

In Vorbereitung der Fusion fan-
den zahlreiche Gespräche zwi-
schen den beiden führenden Gre-
mien, den Geschäftsführern André
Deinhardt (BVG) sowie Thorsten
Weimann (WFG) und den Ge-
schäftstellen-Teams der Verbände
statt. Im Zuge dessen hatte sich der
einstige GtV-Bundesverband Geo-
thermie e.V. auch in Bundesver-
band Geothermie e.V. umbenannt.
Darüber hinaus ist die zukünftige
Aufgaben- sowie Arbeitsteilung
festgelegt worden: die Geschäfts-
stelle in Augsburg ist künftig unter
anderem für Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit sowie Landespoli-
tik-Kontakte zuständig, während
in Berlin der Fokus auf politischer
Arbeit liegt, auf der Mitgliederver-
waltung, der Wissensvermittlung
und dem Veranstaltungsmanage-
ment.
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Klima-Bündnis Jahreskonferenz in Dresden:

Kommunen diskutieren 
Versorgungssicherheit

Klimakiller Großstadt?! – Der Kampf gegen den globalen Klima-
wandel entscheidet sich vor allem in Großstädten. Sie sind für bis
zu 80 Prozent des vom Menschen verursachten Kohlendioxid-
Ausstoßes in der Welt verantwortlich. Das belegen verschiedene
Analysen, unter anderem eine Studie des Forschungsinstituts Eco-
nomist Intelligence Unit . Damit stehen Städte vor der Heraus-
forderung, nachhaltige Klimaschutzkonzepte umzusetzen, die
unter anderem eine moderne Verkehrssteuerung, Energiespar-
maßnahmen und effiziente Versorgungssysteme beinhalten. Wie
sie mit dieserVerantwortung umgehen, ist unter anderem Thema
der Klima-Bündnis Jahreskonferenz vom 22. bis 25. April 2015 in
der sächsischen Landeshauptstadt.

Dresden ist als Mitglied des Kli-
ma-Bündnisses in einem interna-
tionalen Netzwerk eingebunden,
dessen Mitglieder sich freiwillig
verpflichtet haben, ehrgeizige Kli-
maschutzziele zu erreichen. Ziel
ist, im Ergebnis der Dresdner Kli-
mabündnis-Konferenz eine Reso-
lution zu verabschieden, mit der

die Klima-Bündnis-Mitglieder
ihren Blick vor allem auf die näch-
ste UN-Klimakonferenz in Paris
Ende 2015 richten. „Dabei steht
eine klare Forderung gegenüber
der EU und der internationalen
Staatengemeinschaft im Vorder-
grund“, so Joachim Lorenz, Vor-
sitzender des Klima-Bündnis.

„Für die Mitgliedskommunen des
Klima-Bündnisses ist es enorm
wichtig, dass die Anliegen und
Potenziale der lokalen Ebene bei
der Festlegung von globalen Kli-
mazielen berücksichtigt werden.
Dazu gehört auch, Kommunalver-
treter in die Diskussion stärker
einzubinden, denn am Ende wer-
den die Maßnahmen vor Ort um-
gesetzt. In Paris müssen sich die
Regierungschefs der Welt auch
darüber einigen, welches Land
wie viel Treibhausgase künftig
vermeidet – und zu welchem
Preis.“

Teilnehmer

Rund 200 Vertreterinnen und
Vertreter europäischer Kommu-
nen sowie nationaler Regierungen,
EU-Institutionen und der Industrie
treffen sich zu ihrer Mitgliederver-
sammlung und Jahreskonferenz
in Dresden. Mit dabei sind auch
Vertreter der Amazonasregion,
die durch den Erhalt des Regen-
waldes einen großen Beitrag zum
Klimaschutz leisten. Die indige-
nen Völker sind die Bündnispart-
ner der europäischen Städte, wel-
che sich wiederum für deren Inter-
essen einsetzen. Unterstützt wer-
den etwa Projekte zur nachhaltigen
Ressourcennutzung oder zur Stär-
kung ihrer Organisationsstrukturen.

Auf politischer Ebene setzt sich
das Klima-Bündnis dafür ein,
dass indigene Vertreter in interna-
tionale Prozesse (z. B. zu Klima-
wandel und Biodiversität) einbe-
zogen werden. Gemeinsam disku-
tieren sie unter der Überschrift
„Versorgungssicherheit vor Ort
stärken“ über Möglichkeiten einer
effizienten sowie klimafreundli-
chen Energieerzeugung und -nut-
zung auf lokaler Ebene. Die Ver-
anstaltung steht gleichzeitig für
25 Jahre Klima-Bündnis, das rund
1700 Kommunen in Europa mit
den indigenen Völkern des Ama-
zonasregenwaldes im Ringen um
den Klimaschutz und den Erhalt
des Regenwaldes vereint. Dres-
den ist seit 1994 Mitglied im Kli-
ma-Bündnis.

Dresden mit
Hightech-Branchen 
als Innovationsmotor

Mit der Mitgliedschaft im Kli-
ma-Bündnis bekennt sich die Lan-
deshauptstadt Dresden zu einem
konkreten Klimaschutzziel: Bis
2030 sollen alle fünf Jahre die
Treibhausgasemissionen der Stadt
um zehn Prozent reduziert wer-
den. Die komplexe städtische Kli-
maschutzstrategie „Energie fürs
Klima. Dresden schaltet.“ zeigt,
wo Strom, Wärme und Kraftstoff
eingespart oder effizienter einge-
setzt und wo erneuerbare Energien
angewendet werden können.
„Diese Strategie zielt nicht nur
auf die Reduzierung von Treib-
hausgasen, sondern umfasst ein
gesamtstädtisches System an En-
ergie- und Kosteneffizienz für ei-
nen attraktiven Wohn- und Wirt-
schaftsstandort“, sagt Dirk Hilbert,
amtierender Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt Dresden. 

Intelligente Lösungen

Mit den Erfordernissen des Kli-
maschutzes ergeben sich für die
sächsische Wirtschaft durchaus
Potenziale. Hinter den barocken
Kulissen von Elbflorenz tüftelt 
ein Hightech-Standort mit Exzel-
lenzuniversität an intelligenten Lö-
sungen für die Herausforderungen
der Zukunft. „Als starker Wirt-
schafts- und vor allem Hightech-
Standort agiert die Stadt vor allem
in der Mikroelektronik-, Nano-
technologie- und Life Sciences-
Branche auf internationalem Spit-
zenniveau. Auf diesem fruchtba-

ren Boden entstehen zahlreiche
Ideen. Unsere Klimaschutzstrate-
gie enthält einen soliden Katalog
von Maßnahmen. Setzen wir die-
sen gemeinschaftlich um, sind
wir bis 2030 auf gutem Weg“, so
Hilbert weiter. Dresdens exzellen-
te Wissenschaftseinrichtungen
schaffen die Grundlagen für kli-
mafreundliche Energietechnolo-
gien. Unternehmen und For-
schungseinrichtungen gelingt es
immer besser, Innovationen in
Produkte umzusetzen, die am
Markt erfolgreich sind.

Dresdner Erfolgsbeispiele
für Smart Energy 
und Smart Mobility

Die sächsische Landeshaupt-
stadt verfügt auf den Fachgebieten
Energieversorgung, Mobilität und
intelligente Technologien bereits
heute über sehr gute praxiserprob-
te Ansätze. Das 2013 verabschie-
dete Integrierte Energie- und Kli-
makonzept der Stadt, kurz IEuKK,
umfasst 31 konkrete Klima-
schutzmaßnahmen. Sie betreffen
die Bereiche Wohnwärme, Indu-
striestromverbrauch und den Ver-
kehr und werden unter den Voraus-
setzungen realisiert, wirtschaftlich
machbar, sozial verträglich und
ökologisch sinnvoll zu sein.

Fernwärmenetz-Ausbau

Eine Maßnahme ist der Ausbau
des Fernwärmenetzes. Es wird
von sieben Kraftwerken des loka-
len Versorgers DREWAG – Stadt-
werke Dresden GmbH gespeist,
die gleichzeitig Strom und Wär-
me produzieren. Dank Kraft-Wär-
me-Kopplung verursacht eine Ki-
lowattstunde des Stroms ein gutes
Viertel weniger Kohlendioxid als
der bundesdeutsche Durchschnitt.
Die gleichzeitig erzeugte Wärme
speist das 500 Kilometer lange
Dresdner Fernwärmenetz. Es ver-
sorgt 120 000 Haushalte und
5700 Geschäftsgebäude mit Wär-
me zum Heizen und zur Warm-
wasserbereitung. Der seit 2010 um
etwa fünf Prozent gestiegene Fern-
wärmeabsatz entlastet damit die
städtische Treibhausgasbilanz um
jährlich rund 10 000 Tonnen.

„Eine Besonderheit ist unser
Innovationskraftwerk in Dresden-
Reick. Es verbindet sowohl fossi-
le als auch erneuerbare Energieer-
zeugungsanlagen mit der Speiche-
rung von Strom und Wärme“, er-
klärt Dr. Tilman Werner, Abtei-
lungsleiter Neue Energien der
DREWAG. Dieses Kraftwerk be-
inhaltet Sachsens ersten kommer-
ziellen Batteriespeicher, der als
Primärregelanlage für das öffentli-
che Stromnetz eingesetzt wird.
„Damit wird ein Beitrag für die
Versorgungssicherheit geleistet
und weniger Kohlendioxid emit-
tiert, da must-run-Kapazitäten
konventioneller Kraftwerke er-
setzt werden“, so Werner.

Langjährige Erfahrungen

Das Fraunhofer-Institut für Ver-
kehrs- und Infrastruktursysteme
IVI kann auf langjährige Erfah-
rungen auf dem Gebiet der wis-
senschaftlichen Begleitung des
Einsatzes von Hybrid- und Elek-
trobussen verweisen. Stand vor
wenigen Jahren noch die Hybrid-
technologie im Zentrum des In-
teresses, sind es heute vor allem
rein elektrische Antriebskonzepte,
die in den praktischen Einsatz
überführt werden. Bereits seit No-
vember 2014 läuft in Kooperation
mit der Dresdner Verkehrsbetrie-
be AG (DVB) der Praxistest eines
schnellladefähigen Elektrobusses
im Linienbetrieb – hervorgegan-
gen aus dem Projekt „Elektromo-
bilitätsdemonstration Dockingan-
wendung“ (EDDA). Mittels hoher
Ströme und einem Stromabneh-
mer auf dem Dach kann der 85
Kilowattstunden starke Lithium-
Ionen-Akku innerhalb weniger
Minuten nachgeladen werden.
Der Elektrobus ist anschließend in
der Lage, eine Distanz von 30 Ki-
lometern zu absolvieren. Durch
extrem kurzzeitige Pulsladungen

mit sehr hoher Leistung von über
500 Kilowatt an Haltestellen ließe
sich die Streckenlänge auch mit
noch kleineren, preiswerten Ener-
giespeichern nahezu beliebig er-
weitern.

Elektrobussen 
gehört die Zukunft

Prof. Matthias Klingner, Insti-
tutsleiter am Fraunhofer IVI, setzt
seit Jahren vor allem auf die Ein-
führung elektrischer Antriebstech-
nologien im ÖPNV: „Elektrobus-
sen gehört die Zukunft. Ich bin
mir sicher, dass sich diese emissi-
onslose Technologie im öffentli-
chen Personennahverkehr weit
schneller durchsetzen wird als im
automobilen Bereich.“ Um effizi-
ente Elektromobilität auch in
Dresdens Behörden besser zu eta-
blieren, arbeitet das Fraunhofer
IVI gemeinsam mit der Landes-
hauptstadt und anderen Projekt-
partnern im Rahmen des Projektes
„EmiD“ an intelligenten Disposi-
tions- und Ladesystemen.

Intelligentes 
Energiemanagement 
für Städte

An weltweit neuen Lösungen
zur intelligenten Energieerzeu-
gung sowie Energiemanagement
arbeitet auch Siemens. Auf dem
Campus der Universität Genua

im norditalienischen Savona hat
das Unternehmen gemeinsam mit
den Forschern der Hochschule
ein Stromversorgungsnetz aus
konventionellen und erneuerba-
ren Erzeugungsanlagen aufge-
baut.

Microgrid-Konzept

„Ziel war es, ein Microgrid-
Konzept für Städte zu ent-
wickeln“, sagt Dr. Bernd Koch,
General Manager Micro Grid
Energy Automation in der Sie-
mens-Division Energy Manage-
ment. „Und das Konzept ist erfol-
greich: Das autarke Microgrid in-
tegriert nicht nur die Erzeugung
von Strom und Wärme aus Pho-
tovoltaik, Gasmikroturbinen und
Concentrated Solar Power Sy-
stems. Es speichert zudem die
elektrische Energie in einem Bat-
teriespeicher, kühlt durch einen
Absorptionskühler und optimiert
die Erzeugung über ein Software-
Managementsystem auf Basis der
Lastvorhersage und der Wettervor-
hersage.“ 

Das System ist seit 2014 in Be-
trieb und ermöglicht Einsparun-
gen von 120 Tonnen CO2 im Jahr.
„Damit hat es nicht nur Mo-
dellcharakter für ein dezentrales
Energiesystem der Zukunft, son-
dern könnte auch die Blaupause
für ein künftiges Microgrid in
Dresden sein“, so Koch.

9. EUROSOLAR-Konferenz in Tübingen:

Stadtwerke mit 
Erneuerbaren Energien 
Immer mehr Stadtwerke entwickeln mit innovativen Anwen-
dungen und neuen Geschäftsmodellen die Erneuerbaren Ener-
gien zum Rückgrat der Energieversorgung. Vor diesem Hin-
tergrund veranstaltete EUROSOLAR – Europäische Vereini-
gung für Erneuerbare Energien e.V. in Kooperation mit den
Stadtwerken Tübingen GmbH die EUROSOLAR-Konferenz
„Stadtwerke mit Erneuerbaren Energien“. Über 150 Fachbe-
sucher aus Wirtschaft und Politik nutzten in Tübingen die
Möglichkeit, sich über aktuelle Entwicklungen der Energie-
wende auszutauschen. 

„In Tübingen ist der Wille da,
die Erneuerbaren Energien auszu-
bauen. Unsere Stadtwerke gehen
mit gutem Beispiel voran. Mit un-
serer städtischen Klimaschutz-
kampagne ́ Tübingen macht blau´,
haben wir gezeigt, dass die Men-
schen bereit sind, die Energiewen-
de mitzugestalten“, unterstrich der
Tübinger Oberbürgermeister Bo-
ris Palmer in seiner Begrüßung.

Peter Hofelich, Staatssekretär
im Ministerium für Wirtschaft und
Finanzen, Baden-Württemberg,
verwies auf die besonders bedeut-
same wirtschaftsnahe Forschung
im Bundesland, leiste doch gerade
sie einen unschätzbaren Beitrag
dazu, „dass nicht nur geforscht,
sondern auch produziert und damit
das Wissen in Wertschöpfung um-
gewandelt wird“. Dabei gehe es
nicht nur um den Ausbau regene-
rativer Energie, sondern auch um
die Einsparung von Energie – et-
wa durch moderne Dämmtechnik.

Kommunale Aufgabe

Wie der Vorsitzende der Deut-
schen Sektion von EUROSOLAR
e.V., Dr. Axel Berg, hervorhob,
bleibe die  Energieversorgung vor-
dringlich eine kommunale Aufga-
be. Egal ob Effizienzgewinne bei
Gebäuden oder bei der Wär-
merückgewinnung, die Nutzung
der KWK, die Modernisierung
von Verteilnetzen oder der Um-
stieg auf nachhaltige Mobilitäts-
konzepte: Diese Aufgaben könn-
ten nur auf dezentraler Ebene und
unter Beteiligung der verschiede-
nen Akteure geleistet werden. 

Als zunehmend wichtig erachtet
Berg die Transparenz der Energie-
gewinnung: „Das Dreieck aus Be-
zahlbarkeit, Versorgungssicherheit
und Umweltverträglichkeit ist um
einen wichtigen Faktor erweitert
worden: Akzeptanz.“ Die Zivilbe-
völkerung sei gut informiert und
argwöhnisch, erklärte der Vorsit-
zende, weshalb es wichtig sei, dem

Verbraucher genau darzulegen,
wie die Energie gewonnen wird
und wie umweltverträglich sie ist.

„Stadtwerke sind das Funda-
ment der Energiewende. Ihre Ko-
operation untereinander sowie mit
Projektpartnern und Kommunen
bringt uns alle voran. Wir setzen
daher bei unseren Projekten im
Bereich der Erneuerbaren Energi-
en bewusst auf Regionalität“, ver-
deutlichte der Sprecher der Ge-
schäftsführung der Stadtwerke Tü-
bingen (swt), Ortwin Wiebecke. 

Fokus auf Regionalität

Derzeit werde beispielsweise
gemeinsam mit der W-I-N-D, ei-
nem Unternehmen aus Dettingen
unter Teck, ein Windpark entlang
der A7 projektiert und damit an die
Vision des EUROSOLAR-Grün-
ders Hermann Scheer von der 
Energieallee A7 angeknüpft. Die
Stadtwerke Tübingen hätten sich
zum Ziel gesetzt, bis 2020 insge-
samt 50 % ihres gesamten Tübin-
ger Stromabsatzes aus ökologi-
schen Quellen abzudecken. Mit
gezielten Investitionen in Projekte
aus Sonnen-, Wind- und Wasser-
kraft in den vergangenen drei Jah-
ren kämen sie diesem Ziel schon
in diesem Jahr mit 46 % sehr nah.

Joachim Nitsch, zweifacher
Träger des deutschen Solarpreises,
sieht bei der Energiewende enor-
me Erfolge, aber auch Enttäu-
schungen, etwa dass der Energie-
verbrauch seit 1990 kaum zurück-
geht. Der Strom aus erneuerbarer
Energie muss sich seiner Ansicht
nach verfünffachen. Das Haupt-
problem liegt laut Nitsch nicht an
der technischen Seite der Energie-
wende, sondern an fehlender Er-
kenntnisbereitschaft der Gesell-
schaft, etwa dass weniger Güter
produziert werden sollten. Alle re-
deten von Wirtschaftswachstum,
„während wir Dinge fordern, die
dem diametral entgegenstehen“,
bemerkte Nitsch. DK

Sichere Energieversorgung zum Schutz vor Blackouts:

Brennstoffzellen
im Kommen

Nach Mobil- und Behördenfunk soll Technologie 
noch stärker zur Sicherung von kritischen Infrastrukturen

eingesetzt werden

Ob für Mobilfunksendemasten, im Polizeifunk oder als Sicher-
heitspuffer für Stromnetze generell: Die Brennstoffzellentech-
nologie wird in immer mehr Bereichen erfolgreich eingesetzt.
Das Branchen-Netzwerk Clean Power Net (CPN) will nun
dafür sorgen, dass Brennstoffzellen „Made in Germany“ künf-
tig verstärkt einem breiteren Markt zugänglich gemacht wer-
den. Zudem sollen Hersteller aus Deutschland in den kommen-
den Jahren weltweite Exportmärkte erschließen.

„Wir haben die Brennstoffzel-
le erfolgreich aus der Forschung
in die Praxis geholt“, sagt Hen-
rik Colell, Sprecher des Netz-
werks Clean Power Net zu des-
sen fünfjährigem Bestehen.
„Für die Zukunft gilt es, das
weltweite Exportpotenzial die-
ser Technologie optimal auszu-
schöpfen – indem die Branche
Produktivität und Leistung wei-
ter steigert und Kosten weiter
senkt.“

Welche Fortschritte bei der
Entwicklung von Brennstoffzel-
len möglich sind, konnten die
am Branchen-Netzwerk betei-
ligten Unternehmen im Zuge
der vorkommerziellen Markt-
vorbereitung in den vergange-
nen Jahren zeigen, die durch
das Nationale Innovationspro-

gramm Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie (NIP)
flankiert wird. Bei sicheren
Stromversorgungsanwendun-
gen beispielsweise ließ sich die
Leistungsfähigkeit von Brenn-
stoffzellen mehr als verdoppeln
und schon in dieser ersten Pha-
se konnten die Kosten halbiert
werden.

Kosten halbieren

In den nächsten fünf Jahren
sollen die Kosten nochmals hal-
biert werden. Dies ist laut CPN
notwendig, um etwa den Markt
für sichere Stromversorgungs-
lösungen in der Breite er-
schließen zu können und um 
in den verschiedensten Strom-
versorgungsapplikationen nen-
nenswerte Stückzahlen zu ge-
nerieren.

Die Brennstoffzellentechno-
logie kann bei digitalen und kri-
tischen Infrastrukturen eine si-
chere Stromversorgung gewähr-
leisten. Im Zeichen der Energie-
wende und der Digitalisierung
der Gesellschaft ist daher vor al-
lem auch dieses Thema ein be-
sonderer Katalysator für die po-
sitive Entwicklung der Branche
in Deutschland. 

Colell: „Moderne, immer stär-
ker vernetzte Gesellschaften
sind bei großräumigen und lang
andauernden Unterbrechungen

der Stromversorgung extrem 
gefährdet und verletzbar. Brenn-
stoffzellen bieten sich als effizi-
ente und zuverlässige Energie-
quellen besonders an, wenn es
darum geht, die Versorgung so-
genannter kritischer Infrastruk-
turen während eines Blackouts
zu gewährleisten.“

Chancen in
Schwellenländern

Der Markt für Brennstoffzel-
len entwickelt sich auch interna-
tional. Besonders Schwellenlän-
der wie Indien, China oder
auch verschiedene Staaten in
Afrika, die oft nur über
schlecht ausgebaute Stromnet-
ze verfügen, setzen zunehmend
auf Brennstoffzellen zur Absi-
cherung ihrer Infrastruktur.
Von diesem Auslandsgeschäft,
das große Stückzahlen und die
Chance zu weiterer Skalierung
bietet, sollen deutsche Herstel-
ler künftig noch stärker profi-
tieren. Daher steht die Export-
förderung in den kommenden
Jahren auf der Agenda des CPN
ganz oben.

Industrie und Business: 
Aufklärung und Entwicklung

Das Anwendungsspektrum
von Brennstoffzellen ist laut
CPN riesig und geht weit über
den Einsatz im digitalen Behör-
denfunk oder im Mobilfunk
hinaus. Brennstoffzellen kön-
nen ebenso erfolgreich bei IT-
Servern, in Banken, in der Ver-
kehrstechnik (Luftfahrt, Bahn-
verkehr), für Flutwarnsysteme,
in Krankenhäusern, bei der
Leit- und Steuertechnik in der
Industrieproduktion oder in der
Windpark-Messtechnik einge-
setzt werden. Neben der Siche-
rung der Energieversorgung für
kritische Infrastrukturen eignen
sich solche Brennstoffzellen-
Stromversorgungen auch für
Spitzenlasten, Minutenreserve
und virtuelle Regelkraftwerke.
„Sie können die Energiewende
sowohl in Deutschland als auch
weltweit unterstützen“, betont
Colell.
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Der Anteil der regenerativ erzeugten Energie im Netz des 
Bayernwerks liegt bei über 50 Prozent. Bis heute haben wir
mehr als 240.000 Photovoltaikanlagen in unser Netz inte -
griert. Damit betreiben wir eines der ökologischsten Netze 
in Deutschland.

www.bayernwerk.de

Netze für neue Energien.

V. l.: Georg Persigehl (reencon GmbH), Sara Landvogt (Bayern-
werk Natur), Franz Haberer (KU Gerolsbach), Birgit Cischek 
(Vorstandsvorsitzende Sparkasse Aichach-Schrobenhausen), Mar-
tin Seitz (Bürgermeister Gerolsbach), Dr. Alexander Fenzl 
(Geschäftsführer der Bayernwerk Natur), Peter Basche (Bayern-
werk Natur), Fabian Stahl (BEG), Andreas Herschmann (BEG),
Thomas Kreller (Gemeinde Gerolsbach).

Bayernwerk Natur beteiligt
sich an Windkraft Gerolsbach

Erstmalige Kooperation mit 
Kommune und Bürgerenergiegenossenschaft

Seit 2013 hat die Bayernwerk Natur gemeinsam mit ortsansässigen
Kommunen das Windkraftprojekt Gerolsbach entwickelt. Zum
Baubeginn erfolgte nun zusammen mit der Kommune Gerolsbach
und der Bürgerenergiegenossenschaft Pfaffenhofen der Spaten-
stich. Die drei Windkraftanlagen mit einer Leistung von insgesamt
7,2 MW sollen jährlich rund 16 Millionen Kilowattstunden und da-
mit sauberen Strom für circa 4.600 Haushalte liefern. Im ersten
Quartal 2016 sollen die Anlagen planmäßig in Betrieb gehen. Für
die Bayernwerk Natur ist es das erste Windparkprojekt mit einer
Bürgerbeteiligung.

„Durch das Engagement in die-
sem Projekt zeigen wir uns erneut
als Partner der Energiewende in
Bayern. Die enge und sehr part-
nerschaftliche Kooperation mit
der Kommune Gerolsbach und der
Bürgerenergiegenossenschaft
Pfaffenhofen hat dabei für alle
Parteien einen erheblichen Mehr-
wert ergeben. In dieser Konstella-
tion möchten wir auch zukünftig
verstärkt derartige Projekte in
Bayern vorantreiben“, erklärt Dr.
Alexander Fenzl, Geschäftsführer
der Bayernwerk Natur. 

Gemeinsam mit den Partnern
wurden alle Projektentwicklungs-
phasen durchschritten: von den
Voruntersuchungen über die Ge-
nehmigungsphase bis hin zur Bau-
reifmachung und der Realisierung
einer Finanzierungslösung. Bay-
ernwerk Natur stellte das Know-
how aus seinen bestehenden
Windparkengagements und die
konzernweiten Kompetenzen im
Bereich der Windkraftentwick-
lung zur Verfügung. „Mit verein-
ten Kräften schaffen wir mit dem
Projekt einen Meilenstein für Ge-
rolsbach in puncto Klimaschutz
und Energiewende”, schwärmte
Martin Seitz, Bürgermeister der
Gemeinde Gerolsbach.

In einem finalen Schritt wurden
seit Herbst 2014 Gespräche mit
der Bürgerenergiegenossenschaft
Pfaffenhofen über eine Bürgerbe-
teiligung an dem Projekt geführt
und die Kooperation damit um ei-
ne wesentliche Komponente be-
reichert. Bei Betriebsbeginn wird
die Kommune Gerolsbach 51 Pro-
zent an der Projektgesellschaft hal-
ten, die Bürgerenergiegenossen-
schaft 26 Prozent und die Bayern-
werk Natur 23 Prozent des Eigen-
kapitals. Mit dem Spatenstich er-
folgt gleichzeitig der Start des Bür-
ger-Beteiligungsmodells durch die
Bürgerenergiegenossenschaft für
den Landkreis Pfaffenhofen. 

Konkret kann sich die Bevölke-
rung ab sofort und bis 31. Mai mit
mindestens 1.000 Euro direkt an
dem Projekt beteiligen. Eine Be-
teiligungsobergrenze gibt es nicht.
Die Bürger stellen dabei als Darle-
hensgeber der Genossenschaft Ka-
pital für eine Laufzeit von 20 Jah-
ren mit einem festen Zinssatz von
drei Prozent zur Verfügung und
werden gleichzeitig Mitbesitzer
der Anlage. Die Bürger von Ge-
rolsbach erhalten eine Beteili-
gungsgarantie und werden vorran-
gig behandelt. Ab Inbetriebnahme

des Windparks wird jährlich eine
Rendite von drei Prozent und alle
fünf Jahre ein Viertel der Darle-
henssumme ausbezahlt. 

Nähere Informationen unter
www.buergerwind-gerolsbach.de

Norditalien:

Green City Energy
erwirbt Wasserkraftwerke
Green City Energy setzt seine Wasserkraftoffensive im nördlichen
Italien fort und hat von einem Projektpartner zwei neu errichtete
Kleinwasserkraftanlagen in Turin und im Raum Mailand erwor-
ben. Die beiden Anlagen mit jeweils 600 sowie 225 kWNennleistung
sollen in die festverzinsliche Anleihe „Kraftwerkspark II“ von Gre-
en City Energy integriert werden, in welche private Anleger aktuell
investieren können.

Bei der Wasserkraftanlage in
Turin handelt es sich um ein unter-
irdisches Druckleitungskraftwerk
im Zentrum der norditalienischen
Metropole. In seiner Bauart, mit
einer rund 225 Meter langen
Druckleitung und einer Kaplan-
Turbine, erinnert das Wasserkraft-
werk „Pellerina“ an das Prater-
kraftwerk in München. Die
südöstlich von Mailand gelege-
ne Anlage „Carpianello“ umfasst
zwei Wasserkraftschnecken, die
an einem Abwasserkanal errichtet
wurden.

„Italien ist ein dynamischer
Markt für Kleinwasserkraft“, sagt
Markus Vogel, Teamleiter Wasser-
kraft Italien bei Green City Ener-
gy. „Durch das Conto Energia ha-
ben wir hier ein ähnliches gesetzli-
ches Vergütungssystem wie durch
das EEG und Italien ist immerhin
der drittgrößte Wasserstromprodu-
zent der EU.“ 

Das zeigt sich auch in der
Stromerzeugung des Landes: Was-
serkraft hatte 2014 einen Anteil
von 22 Prozent an der Strompro-
duktion Italiens. Der Großteil der
Anlagen liegt dabei in den bergi-
gen und wasserreichen Nordregio-
nen Italiens. Nach dem Drucklei-
tungskraftwerk Vallesina hat Gre-
en City Energy Anfang 2015 von
einem Projektpartner zwei weitere
norditalienische Kleinwasserkraft-
anlagen erworben. 

Die beiden Kraftwerke sind Teil
der Projektgesellschaft Energetica
S.r.l., in der weitere Anlagen bzw.
Projektrechte gebündelt sind. Die
Projekte „Pellerina“ und „Carpia-
nello“ verbleiben in der Energetica
S.r.l.. Die anderen Projekte werden
herausgelöst und in andere Pro-
jektgesellschaften überführt. Die
Energetica wird als Teil des ge-
planten Nachtrags II in die aktuel-
le festverzinsliche Anleihe „Kraft-
werkspark II“ integriert. 

Schmuckstück 
im Herzen Turins

Das unterirdische Drucklei-
tungskraftwerk „Pellerina“ mit ei-
ner Nennleistung von 600 kW
liegt am Fluss Dora Riparia inmit-
ten des beliebten Sport- und Frei-
zeitparks Campo Pellerina im
Nordwesten von Turin in der Re-
gion Piemont. Das Wasser für das
Kraftwerk wird oberhalb eines be-
stehenden Sohlgefälles von 5,71
Metern seitlich entnommen und
komplett unterirdisch durch eine
rund 225 Meter lange Stahldruck-
rohrleitung mit einem Durchmes-
ser von 2,5 Metern geschleust.

Diese mündet in eine Kaplan-Tur-
bine der Bauform S mit horizonta-
ler Achse und einer mittleren Was-
serableitung von 4.600 Litern pro
Sekunde. „Der Großteil der Bau-
werke ist komplett unterirdisch.
Außer dem Einlaufbauwerk, der
Fischtreppe und dem Auslaufbau-
werk wird man im Stadtpark
nichts mehr sehen können“, erklärt
Bauleiter Prof. Ing. Maurizio Ros-
so. „Und das mitten in Turin. Das
ist schon etwas Besonderes.“ 

Die Fischdurchlässigkeit wurde
durch eine Fischtreppe aus Natur-
stein sogar deutlich verbessert, ei-
ne Wandermöglichkeit für Fische
bestand bisher nicht. Zusätzlich
wurde ein Seitenkanal restauriert
und mit einem Aus- und Einstieg
für Kanufahrer versehen, die so
nun erstmals die Staustufen des
Flusses umgehen können. Im Rah-
men der Renaturierung der Bau-
flächen mit Rasen sowie rund 140
Bäumen wird auch ein Lehrpfad zu
dem Kraftwerk und dem ökologi-
schen Umfeld errichtet. Mitte März
wurde das Kraftwerk offiziell in
Betrieb genommen und speist nun
jährlich genug grünen Strom für
rund 750 Haushalte in das Netz des
Betreibers AEDM ein.

Grundlastfähige
Wasserschnecken

Das Kleinwasserkraftwerk in
der norditalienischen Region
Lombardei liegt an dem Mailän-
der Entwässerungskanal Deviato-
re Redefossi in der Gemeinde Giu-
liano Milanese im Ortsteil Carpia-
nello, unmittelbar vor der Einmün-
dung in den Fluss Lambro. Zwei
Schnecken-Turbinen mit einer Ge-
samtnennleistung von 225 kW
wurden an zwei bestehenden Ge-
fällestufen mit einer Gesamtfall-
höhe von 3,64 Metern installiert. 

Das Wasser wird jeweils ober-
halb der Stufen über einen seitlich
angeordneten Entnahmekanal aus
dem Kanal ausgeleitet, über die
Schneckenturbine abgearbeitet
und nach der Gefällstufe über den
Rückgabekanal wieder in den Ka-
nal zurückgeleitet. Die mittlere
abgeleitete Wassermenge liegt bei
4.270 Litern pro Sekunde. „Das
Schöne hier ist: Der Entwäs-
serungskanal führt immer gleich
viel Wasser, also handelt es sich
um ein Grundlastkraftwerk“, be-
tont Dr. Paolo Mion, leitender
Bauingenieur und Geschäftsführer
von Energetica. Im April werden
die Anschlussleitungen verlegt.
Die Inbetriebnahme erfolgt vor-
aussichtlich im Mai 2015.

Bewerbungsstart 2015 für
Bürgerenergiepreis Niederbayern 

Bayernwerk und Bezirksregierung würdigen 
Impulse für die Energiezukunft

Mit Unterstützung der Regierung von Niederbayern vergibt das
Bayernwerk 2015 zum dritten Mal den mit insgesamt 10.000 Euro
dotierten „Bürgerenergiepreis“ in Niederbayern. „Die Gestaltung
der Energiezukunft ist viel mehr als nur ein technologisches Pro-
jekt. Innovation und Technologie brauchen die Akzeptanz der Ge-
sellschaft. Bürgerinnen und Bürger, die in ihrem Umfeld eigene
Impulse für die Energiezukunft setzen, sind wichtige Wegbereiter
der Energiewende“, erklärte Christoph Henzel, Leiter Kommu-
nalmanagement der Bayernwerk AG, bei der diesjährigen Auftakt-
veranstaltung an der Grundschule Arnbruck, einem der Preisträ-
ger aus dem Jahr 2013. 

„Mit dem Bürgerenergiepreis
möchten wir diesen Impulsgebern
und ihren Projekten eine Plattform
bieten“, so Christoph Henzel. „Bei
den bisherigen Wettbewerbsrunden
hat uns besonders beeindruckt, dass
sich nicht nur Erwachsene, sondern
vielfach auch Kinder und Jugendli-
che mit Engagement und Ideen-
reichtum für unsere Energiezukunft
einsetzen. Das können wir auch
hier an der Grundschule Arnbruck
sehen, die vor zwei Jahren mit dem
Projekt „Energiewende fängt bei
uns an!“ am Wettbewerb teilge-
nommen hat“, stellte er fest.

Anreiz für innovative Ideen

Regierungspräsident Heinz
Grunwald begrüßte die Zielrich-
tung des Preises: „Energiesparen
ist in aller Munde, dabei muss
noch viel passieren. Die meisten
denken beim Thema Energiespa-
ren nur an Strom. Dabei kann man
noch viel mehr machen und der
Bürgerenergiepreis ist genau der
richtige Anreiz für innovative
Ideen, die wir brauchen, um bei
der Energiewende erfolgreich sein
zu können.“ Deshalb befürworte
und begleite man das 2013 initiier-

te Projekt der Bayernwerk AG sei-
tens der Regierung gerne erneut.

Mit dem Bürgerenergiepreis
können Privatpersonen, Vereine
oder auch Schulen ausgezeichnet
werden, die mit pfiffigen und
außergewöhnlichen Ideen und
Maßnahmen einen Impuls für die
Energiezukunft geben. Die nieder-
bayerischen Kommunen rufen ihre
Bürger auf, sich bei ihnen zu be-
werben. Die Kommunen reichen
ihre Vorschläge für mögliche
Preisträger dann beim Bayernwerk
ein. Aus allen Einsendungen wählt
eine Jury drei Preisträger aus.

Der Umfang und die Größe der
Projekte sind laut Christoph Hen-
zel nicht entscheidend. Wichtig ist,
dass sich die Projekte mit den The-
men Energieeffizienz oder Ökolo-
gie befassen, Vorbildcharakter ha-
ben und dazu beitragen, die Ak-
zeptanz für die Energiewende zu
erhöhen. Eingereicht werden kön-
nen Projekte, die entweder in Pla-
nung sind, im laufenden Jahr be-
gonnen haben oder aufgrund ihrer
inhaltlichen Qualität nach wie vor
Bestand haben. 

Weitere Informationen sind ab-
rufbar unter www.bayernwerk.
de/buergerenergiepreis

Hausbesitzer legen knapp 180 Euro
für Modernisierung zurück 

Ein zu hoher Energiever-
brauch, neue gesetzliche Aufla-
gen oder einfach der Lauf der
Zeit – wer eine Immobilie be-
sitzt, hat immer etwas zu tun.
Doch Kosten und Mühe lohnen
sich, denn durch einen hohen
energetischen Gebäudestandard
lässt sich auf lange Sicht viel
Geld sparen. 

Rund ein Viertel aller Hausbe-
sitzer in Deutschland hat in den
vergangenen drei Jahren sein 
Eigenheim modernisiert. Bei den
Arbeiten führen energetische Mo-
dernisierungen das Ranking der
am häufigsten durchgeführten
Maßnahmen an. Das zeigen die
Ergebnisse des LBS-Hausbesit-
zertrends 2015, eine Umfrage der
GfK im Auftrag der LBS.

Demnach haben zwei Drittel

der Modernisierer innerhalb der
letzten drei Jahre eine oder meh-
rere Maßnahmen vorgenommen,
um die Energiebilanz ihres Hau-
ses zu verbessern. Wer sein Haus
in den vergangenen drei Jahren
modernisiert hat, investierte im
Schnitt 16.250 Euro. Für ener-
getische Maßnahmen wurden
durchschnittlich rund 12.200 Eu-
ro ausgegeben, für Umbaumaß-
nahmen etwa 10.000 Euro. 

Knapp ein Viertel der Eigentü-
mer plant in den nächsten drei
Jahren (weitere) Modernisierun-
gen. Vier von zehn Hausbesit-
zern legen regelmäßig Geld für
künftige Modernisierungsarbei-
ten zur Seite – im Schnitt rund
180 Euro im Monat. Mit Abstand
die meisten nutzen dafür einen
Bausparvertrag (28 %).
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Forschungsprojekt ePlanB
nimmt Fahrt auf

14 Pendler erhalten Elektroautos 
Acht Ladesäulen gehen am P&R-Platz in Buchloe in Betrieb

Das Forschungsprojekt ePlan B nimmt Fahrt auf: 14 Pendler sind
in den kommenden sechs Monaten mit Elektroautos klimafreund-
lich unterwegs. Tagsüber laden die Autos am Park&Ride-Platz am
Bahnhof in Buchloe, abends fahren die Pendler mit voller Batterie
wieder nach Hause. Dazu haben die Lechwerke (LEW) eine Lade-
infrastruktur aus acht Ladesäulen mit insgesamt 16 Ladepunkten
errichtet.

Ermöglicht wird der klima-
freundliche Pendlerverkehr durch
das auf drei Jahre angelegte For-
schungsprojekt ePlanB, das vom
Landkreis Ostallgäu, der Stadt
Buchloe, der Lechwerke AG
(LEW), der LEW Verteilnetz
GmbH (LVN) und der For-
schungsstelle für Energiewirt-
schaft (FfE) durchgeführt und
vom Bayerischen Wirtschaftsmi-
nisterium gefördert wird.

Hauptziel

Das Hauptziel ist, ein intelligen-
tes Lademanagement zu ent-
wickeln, das die Batterien von ge-
parkten Elektroautos dann auflädt,
wenn viel Strom aus heimischen er-
neuerbaren Energiequellen einge-
speist wird. Dadurch können Netz-
infrastrukturen effizienter genutzt
werden. Zugleich sollen Pendler
stärker für das Thema Elektromobi-
lität sensibilisiert werden.

„Der Aufbau der Ladeinfra-
struktur am Bahnhof in Buchloe
ist ein wichtiger Meilenstein, denn
nun kann der Feldtest beginnen.
Besonders wichtig bei einem sol-
chen Projekt ist die erfolgreiche

Zusammenarbeit mit unseren Part-
nern vor Ort. Deshalb bedanke ich
mich ganz herzlich bei Staatsse-
kretär Franz Josef Pschierer, Land-
rätin Maria Rita Zinnecker und Jo-
sef Schweinberger, Bürgermeister
von Buchloe, dass dieses Projekt
hier im Landkreis Ostallgäu
durchgeführt werden kann“, sagte
LEW-Vorstandsmitglied Norbert
Schürmann.

Zukunftsthema

Für Pschierer ist die Elektromo-
bilität das Zukunftsthema für die
bayerische Automobilindustrie.
„Wir werden hier mit dem neuen
Förderprogramm ‚Elektromobi-
lität und innovative Antriebstech-
nologien‘ die richtigen Anreize
schaffen. Ich bin überzeugt, dass
auch das Projekt ePlanB wertvolle
Impulse liefern wird.“ Bürgermei-
ster Schweinberger erläuterte die
Situation vor Ort: „Mehr als 500
Pendler aus dem Ostallgäu und
Teilen des Unterallgäus bis nach
Memmingen kommen täglich
nach Buchloe, um von hier aus mit
der Bahn weiterzufahren.“ Land-
rätin Maria Rita Zinnecker ist von

dem Projekt ebenfalls überzeugt:
„Der schon heute sehr hohe Anteil
erneuerbarer Energien im Ostall-
gäu gibt uns Rückenwind für zu-
kunftstaugliche Entwicklungen –
nämlich Energie dann zu nutzen,
wenn sie erzeugt wird. Nebenbei
bietet das Projekt auch Bürgern
und Unternehmen in der Region
Gelegenheit, Praxiserfahrung mit
Elektromobilität zu sammeln. Die
Erkenntnisse fließen in die Pla-
nung von Infrastrukturmaßnah-
men mit ein.“

Feldtest

Der Feldtest besteht aus vier
Phasen, in denen insgesamt 56
Pendler für jeweils sechs Monate
ein Elektroauto erhalten. Geeigne-
te Teilnehmer wurden auf Basis ei-
ner Befragung und anschließender
Fahrprofilauswertung ermittelt.
Entscheidende Kriterien waren
vor allem die Pendelhäufigkeit
und eine möglichst hohe Pendeldi-
stanz, um die zu ladende Energie-
menge zu erhöhen. Mithilfe einer
GPS-Logger-Analyse wurde das
Mobilitätsverhalten von geeigne-
ten Interessenten über mehrere
Wochen hinweg erfasst. Nach
Auswertung der Fahrprofile wur-
den die Teilnehmer für die ersten
beiden Feldtestphasen ausgewählt.
Alle Interessenten, die an der
GPS-Logger-Analyse teilnahmen,
haben im Anschluss einen Bericht

mit einer individuellen Fahrpro-
filauswertung erhalten. Daraus
wird deutlich, wie gut ein Elektro-
auto zum persönlichen Fahrprofil
passt und wie wirtschaftlich es im
Vergleich zum eigenen Fahrzeug
ist. Der Bericht enthält auch einen
Vergleich der Fahrzeuge in Bezug
auf den CO2-Ausstoß.

Referenzwerte

In der ersten Phase des Feldtests
werden die E-Autos ungesteuert
geladen. Das heißt, die Elektroau-
tos laden sofort, sobald sie an die
Ladesäule gesteckt werden. „In
dieser Phase zeichnen wir Daten
zum Fahr- und Ladeverhalten
auf“, erklärt Prof. Dr.-Ing. Wolf-
gang Mauch von der Forschungs-
stelle für Energiewirtschaft (FfE).
„Wir erfassen, wann und wie oft
an jeder Ladesäule geladen wird
und wie viel Energie insgesamt
an der P&R-Anlage bezogen
wird.“ Diese Daten liefern die
Referenzwerte für die zweite
Phase, das gesteuerte Laden. In
dieser Phase geben die Pendler
dann – entweder direkt vor Ort an
der Ladesäule oder über eine
Website – Daten zur vorgesehe-
nen Parkdauer und dem aktuellen
Batterieladezustand ein.

Fahrzeugtypen

Folgende Elektrofahrzeuge
kommen im Feldtest zum Einsatz:
jeweils zwei Fahrzeuge der Typen
Mitsubishi i-MiEV, Renault Zoe
und Smart fortwo ed sowie jeweils
drei Fahrzeuge der Typen BMW
i3, Nissan Leaf und VW E-Golf.
Die Elektroautos wurden bei Au-
tohäusern aus der Region be-
schafft. Eines der Fahrzeuge ist zur
Entwicklung der intelligenten La-
detechnik der FfE zugeordnet. Die
anderen 14 E-Autos werden an
Pendler vergeben. Die Fahrzeuge
haben Reichweiten zwischen 140
und 210 Kilometern. Die maxima-
le einfache Pendeldistanz der aus-
gewählten Projektteilnehmer liegt
bei 70 Kilometern.

Gesamtbudget

Das Gesamtbudget des For-
schungsvorhabens ePlanB liegt
bei rund 1,3 Millionen Euro. Da-
von tragen die Lechwerke rund
650.000 Euro, der Freistaat Bay-
ern fördert das Vorhaben mit
knapp 600.000 Euro, Landkreis
und Stadt Buchloe beteiligen sich
mit jeweils 36.000 Euro.

Die LEW-Gruppe ist als regio-
naler Energieversorger in Bayern
und Teilen Baden-Württembergs
tätig. LEW beschäftigt mehr als
1.700 Mitarbeiter und ist mit 
35 Wasserkraftwerken einer der
führenden Erzeuger von umwelt-
freundlicher Energie aus Wasser-
kraft in Bayern. 

Die Forschungsstelle für Ener-
giewirtschaft (FfE) ist ein bun-
desweit anerkanntes Forschungs-
institut mit einer über 60-jährigen
Tradition, das sich mit aktuellen
Fragestellungen der Energietech-
nik und Energiewirtschaft be-
schäftigt.

Start für ePlanB: Norbert Schürmann, LEW-Vorstandsmitglied,
Josef Schweinberger, 1. Bürgermeister der Stadt Buchloe, Maria
Rita Zinnecker, Landrätin des Landkreises Ostallgäu, Franz Josef
Pschierer, Staatssekretär im Bayerischen Wirtschaftsministerium,
und Prof. Dr. Wolfgang Mauch, Geschäftsführer der Forschungs-
stelle für Energiewirtschaft (von links) stellten das Forschungspro-
jekt in Buchloe vor. Bild: LEWAG

ENERCON entwickelt 
neue 4-Megawatt-Plattform
ENERCON entwickelt eine neue Windenergieanlagen-Platt-
form im 4-Megawatt-Segment. Erster Anlagentyp aus der
Plattform ist die neue E-126 EP4 für mittlere Windstandorte
(Windklasse IEC IIA) mit 4,2 MW Nennleistung und einem
Rotordurchmesser von 127 Meter. Erstmals im Rahmen einer
Messe vorgestellt wurde die neue Windenergieanlage auf der
Hannover Messe.

Die Installation des EP4-Pro-
totypen ist für Ende 2015 ge-
plant, die Markteinführung er-
folgt 2016. Weitere Anlagenva-
rianten für Schwach- und Stark-
windstandorte werden zu späte-
ren Zeitpunkten folgen.

Innovative Technologie

Die neue ENERCON 4-MW-
Plattform vereint innovative
Technologie mit intelligenter
Modulbauweise für mehr Effi-
zienz und Zuverlässigkeit“, sagt
ENERCON Geschäftsführerin
Nicole Fritsch-Nehring.

„Die systematische Weiterent-
wicklung bewährter Komponen-
ten, die verstärkte Nutzung von
Gleichteilen sowie die Standardi-
sierung der Komponenten sind
wichtige Schlüsselfaktoren des
neuen Plattformkonzepts. Das
neue Anlagendesign genügt
höchsten Qualitätsansprüchen
und überzeugt durch maximale
Effizienz, geringere Schallemissi-
on und eine Verkürzung der Pro-
jektdurchlaufzeiten dank Prozess-
optimierung in den Bereichen Pro-
duktion, Logistik und Aufbau.“ 

Perfektioniert 
für’s Binnenland

Die neue E-126 EP4 wird an
Standorten mit durchschnittli-
cher Windgeschwindigkeit von
7,5 Meter pro Sekunde in 135
Meter Nabenhöhe Jahresener-
gieerträge von 14,8 Millionen
Kilowattstunden erwirtschaften.
„Mit dieser Anlagenvariante
bieten wir unseren Kunden eine
in punkto Effizienz und Qualität
perfektionierte Maschine, wel-

che Onshore-Standorte bis weit
ins Binnenland hinein optimal
ausnutzt“, sagt Fritsch-Nehring. 

Die E-126 EP4 verfügt über
ein zweigeteiltes Rotorblatt.
Das aerodynamisch optimierte
Profil garantiert maximale Er-
träge bei minimalen Strukturla-
sten. Für geringe aerodynami-
sche Schallemissionen sorgen
serienmäßige Trailing Edge
Serrations (TES), sogenannte
Hinterkantenkämme. Ein weite-
rer revolutionärer Entwick-
lungsschritt konnte beim Gene-
ratordesign realisiert werden
mit signifikanten Verbesserun-
gen in punkto Laufruhe, Wir-
kungsgraderhöhung und niedri-
gen Schallemissionen. Die neue
E-126 EP4 wird im leistungsop-
timierten Betrieb einen Gesamt-
schallleistungspegel von nur
105 dB(A) aufweisen und damit
erhebliche Vorteile bei der Stand-
ortplanung bieten. 

Animierter Einblick
in die Technik

Auf der Hannover Messe prä-
sentierte ENERCON die E-126
EP4 in einem multimedialen
Showroom. Besucher hatten die
Gelegenheit, sich anhand von
maßstabsgetreuen Modellen
und Produktanimationen einen
umfassenden Einblick in die
Anlagentechnologie zu ver-
schaffen. Neben dem Haupt-
stand war ENERCON wieder
im Ausstellungsbereich „Job
&Career“ präsent, um Interes-
sierte über die umfangreichen
Einstiegs- und Karrieremög-
lichkeiten bei ENERCON zu in-
formieren.

Bayerisches Wirtschaftsministerium:

Projekt „Smart Operator“
ausgezeichnet

Mit intelligenter Technik im Stromnetz und in Haushalten die
Schwankungen bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energi-
en ausgleichen. Diese Idee haben RWE Deutschland und die
Lechwerke (LEW) in dem Projekt „Smart Operator – das intelli-
gente Stromnetz“ in Schwabmünchen bei Augsburg verwirklicht.
Franz Josef Pschierer, Staatssekretär im Bayerischen Wirtschafts-
ministerium, hat mit dem Regierungspräsidenten von Schwaben,
Karl Michael Scheufele, dieses besonders umfassende Smart-Grid-
Projekt im Rahmen der Messetour „Energie für Bayern“ des Wirt-
schaftsministeriums ausgezeichnet. 

LEW-Vorstandsmitglied Dr.
Markus Litpher und Dr. Arndt
Neuhaus, Vorstandsvorsitzender
der RWE Deutschland AG, nah-
men die Auszeichnung „Gestalter
der Energiewende“ auf der Augs-
burger Frühjahrsausstellung afa
entgegen. Ausgezeichnet werden
Projekte aus dem Freistaat, die
nach Ansicht des Wirtschaftsmini-
steriums die Energiewende in be-
sonderem Maß voranbringen. 

Intelligentes Ortsnetz

Das Projekt „Smart Operator –
das intelligente Stromnetz“ setzen
LEW und RWE Deutschland in
der Siedlung Wertachau um, ei-
nem Ortsteil von Schwabmün-
chen. Es ist eines der umfassends-

ten Smart-Grid-Projekte über-
haupt: Erstmalig sind intelligente
Stromzähler, verschiedene intelli-
gente Hausgeräte in Privathaus-
halten sowie innovative Netztech-
nik wie ein zentraler Batteriespei-
cher und ein regelbarer Ortsnetz-
transformator zu einem intelligen-
ten Ortsnetz, einem Smart Grid,
zusammengefasst.

Selbst lernendes System

Das Ziel ist: Den in der Siedlung
durch Fotovoltaikanlagen auf
Hausdächern erzeugten Strom
möglichst vor Ort verbrauchen
oder speichern und damit das vor-
handene Stromnetz effizienter nut-
zen. Das Gehirn des intelligenten
Stromnetzes ist der „Smart Opera-

tor“, ein für das Projekt entwickel-
ter Computer. Er kann selbststän-
dig die intelligenten Bausteine
steuern und so Stromverbrauch in
Zeiten verschieben, in denen viel
Strom aus Fotovoltaik zur Verfü-
gung steht. Bei dem Smart Opera-
tor handelt es sich um ein selbst
lernendes System: Die Steuerung
wertet den Erfolg ihrer Aktionen
aus und optimiert so ihre Hand-
lungsstrategien immer weiter. Als
erstes der bundesweit drei Smart-
Operator-Projekte von RWE
Deutschland ist das Projekt in der
Wertachau im Juli 2014 in die Pra-
xisphase gegangen.

Der richtige Weg

„Erneuerbare Energien decken
in Bayern aktuell bereits rund ein
Drittel des Energiebedarfs. Damit
erzielt der Freistaat einen Spitzen-
wert im bundesdeutschen Ver-
gleich. Insbesondere die bei uns
starke Fotovoltaik stellt uns dabei
jedoch vor die Herausforderung,
die enormen Schwankungen bei
der Erzeugung auszugleichen“,
sagte Franz Josef Pschierer. „Das
Smart-Operator-Projekt geht den
richtigen Weg: Energie dort ver-
brauchen, wo sie erzeugt wird.
Hier sehen wir in der Praxis, wie
die Lösung aussehen kann. Beein-
druckend an dem Projekt finde ich
auch, wie Unternehmen und Be-
völkerung gemeinsam die Umset-
zung der Energiewende voran-
bringen.“

Versorgungssicherheit

„Die Verteilnetze sind zu Ener-
gieeinsammlern geworden. Sie
müssen Leistungsschwankungen
im Netz, die sich aus wetterabhän-
giger, dezentraler Erzeugung erge-
ben, zuverlässig beherrschen und
gleichzeitig Versorgungssicherheit
und Wirtschaftlichkeit gewähr-
leisten“, sagte Dr. Arndt Neuhaus.
„Wir untersuchen in den Smart-
Operator-Projekten, wie der Be-

trieb der Ortsnetze durch den Ein-
satz künstlicher Intelligenz opti-
miert werden kann. Damit gehen
wir einen großen Schritt in Rich-
tung Energiezukunft.“

„Wir bringen die Energiewende
in der Region voran. Dafür erpro-
ben wir neue Technologien in der
Praxis. Das Smart-Operator-Pro-
jekt hat dabei eine Schlüsselpositi-
on: Mit großer Unterstützung der
Bürger vor Ort verbinden wir hier
eine ganze Reihe neuer Technolo-
gien zum Stromnetz der Zukunft –
in einem noch nicht da gewese-
nen Umfang“, stellte Dr. Mar-
kus Litpher, Vorstandsmitglied
der Lechwerke, fest.

Informationen zum Smart-Ope-
rator-Projekt in der Wertachau un-
ter www.lew.de/smartoperator.

Informationen zum Smart-
Operator-Gesamtprojekt von
RWE Deutschland gibt es unter
www.rwe.de/smartoperator

Von links: Karl Michael Scheufele, Regierungspräsident von
Schwaben, Dr. Arndt Neuhaus, Vorstandsvorsitzender RWE
Deutschland, Staatssekretär Franz Josef Pschierer und LEW-
Vorstandsmitglied Dr. Markus Litpher bei der Übergabe der
Auszeichung für das Projekt „Smart Operator - das intelli-
gente Stromnetz“. Bild: Wirtschaftsministerium/Bodmer

Weißenburg-Gunzenhausen und Roth-Hilpoltstein:

Unseriöse Zählerableser
N-ERGIE Kunden aus dem Raum Weißenburg-Gunzen-
hausen und Roth-Hilpoltstein berichten überAushänge bzw.
Flugblätter in ihren Häusern, in denen das Unternehmen
„Aktiv-Energy“ zu einem bestimmten Termin die „Messung
des Stroms“ ankündigt und zudem die Bewohner auffordert,
ihre Stromrechnung bereitzuhalten.

Die Ablesung von Stromzählern im Netzgebiet der N-ER-
GIE liegt ausschließlich in der Verantwortung des Netzbe-
treibers: der Main-Donau Netzgesellschaft, einem Tochter-
unternehmen der N-ERGIE Aktiengesellschaft. Die ange-
sprochenen Bewohner müssen den Mitarbeitern der Aktiv-
Energy deshalb keinen Zugang zu ihrem Stromzähler ge-
währen.

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft und die Main-Donau Netz-
gesellschaft wissen nicht, was „Aktiv-Energy“ mit dieser Aktion
plant. Naheliegend ist die Vermutung, dass es sich um den unse-
riösen Versuch der Kundenakquise handelt. 

Betroffene, die den Mitarbeitern von „Aktiv-Energy“ Zugang
zu ihrem Zähler gewähren und dabei einen Betrugsverdacht
oder den Verdacht auf Zählermanipulation hegen, empfiehlt die
N-ERGIE, sich direkt an die Polizei zu wenden.
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Energie Südbayern. 
Regionaler Partner 
der Kommunen.
Seit über 50 Jahren Energieversorger der Region.

Unsere Leistungen: 
>  Entwicklung zukunftsweisender Energielösungen
>  Intelligente Energiekonzepte für Städte und Gemeinden
>  Sichere und strukturierte Energie beschaffung und -lieferung 
>  Individuelle Beteiligungsmodelle

Gemeinsam stark. 
Kommunale 

Partnerschaften.

Bayerns Waren- und Dienstleistungsgenossenschaften:

Wichtige Triebfeder
der regionalen Wirtschaft

Situation der Energiegenossenschaften im Mittelpunkt

Die 1013 bayerischen Waren- und Dienstleistungsgenossenschaften,
die 2014 insgesamt eine solide Geschäftsentwicklung verzeichnen
konnten, machen ihren Erfolg nicht allein an betriebswirtschaftli-
chen Kennzahlen fest, sondern verstehen sich ganz grundsätzlich
als wichtige Triebfeder der regionalen Wirtschaftskreisläufe. „Wir
tragen ganz wesentlich zur wirtschaftlichen Entwicklung des Frei-
staates bei, denn wir sind in 35 Branchen und über alle Wertschöp-
fungsstufen hinweg breit aufgestellt“, stellte AlexanderBüchel, Vor-
standsmitglied beim Genossenschaftsverband Bayern (GVB), in
der Jahrespressekonferenz fest. Besonders intensiv ging er in sei-
nem Bericht auf die Situation der Energiegenossenschaften und auf
die Probleme des Milchmarktes ein.

Damit die Genossenschaften
mit ihren etwa 18.000 Mitarbei-
tern und circa 677.000 Mitgliedern
ihre Aufgaben auch dauerhaft er-
füllen und ihren Beitrag zu einer
nachhaltigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung leisten könnten, müssten
aber die Entscheidungsträger in
Land, Bund und Europa den Ord-
nungsrahmen stärker an den Be-
dürfnissen der regionalen Wirt-
schaft ausrichten. Die Bedeutung

der regionalen Wirtschaft zeige
sich unter anderem darin, dass die
Raiffeisen-Warenbetriebe im Frei-
staat ein Netz aus rund 340 Stan-
dorten bildeten. In jedem Land-
kreis gebe es durchschnittlich fünf
Standorte, die ein wesentlicher Be-
standteil der ländlichen Nahver-
sorgung seien. Im Warenhandel
werden jährlich rund 1,4 Milliar-
den Euro umgesetzt, denn jeder
bayerische Bürger gibt im Durch-

schnitt pro Jahr bei Raiffeisen-Wa-
rengenossenschaften 110 Euro
aus.

Zum vom GVB betreuten Ge-
samtbereich gehören 750 ländli-
che und 213 gewerbliche Genos-
senschaften mit vier Zentralen und
67 Kreditgenossenschaften mit
Warengeschäft. Sie haben im Be-
richtsjahr einen Gesamtumsatz
von 12,19 Milliarden Euro (+2,7
Prozent) erreicht, waren also wei-
ter auf Wachstumskurs, mussten
aber mit einem Ergebnis vor Steu-
ern von 191,68 Millionen Euro ei-
nen Ergebnisrückgang hinneh-
men, denn im Jahr zuvor waren es
noch 220,20 Millionen Euro ge-
wesen. Hauptursachen für das Mi-
nus lieferten die rückläufigen Mar-
gen der Molkereien, gesunkene
Preise für Getreide, Schmier- und
Treibstoffe sowie Überkapazitäten
im Düngerbereich. Nicht rundum

zufrieden ist der Verband mit der
Situation der 255 Energiegenos-
senschaften.

Die Umsätze dieser  Energiege-
nossenschaften stiegen zwar um
1,9 Prozent auf 454 Millionen Eu-
ro. Das Plus gab es besonders bei
den Photovoltaikgenossenschaf-
ten, nicht aber bei den Versor-
gungsgenossenschaften wegen ge-
sunkener Gaspreise. Mit ihren
rund 31.000 Mitgliedern seien
Bayerns Energiegenossenschaften
der wichtigste Akteur für eine von
den Bürgern getragene, dezentrale
Energiewende, die neben der Er-
zeugung vielfach auch die lokale
Energie- und Wärmeversorgung
sicherstellten. Zu beobachten sei,
dass sich der politische Fokus bei
der Energiewende verschiebe.
Nicht mehr die Frage, wie erneu-
erbare Energieanlagen optimal ge-
fördert und ausgebaut werden
könnten, stehe im Vordergrund,
sondern es gehe darum, wie sich
der Zubau an erneuerbaren Ener-
gien systemkompatibel in einen
Strommarkt integrieren lasse. Die-
se Entwicklung sei zwar zu be-
grüßen, aber sichergestellt sein
müsse auch, dass in der Vergan-
genheit getroffene politische Zusa-
gen, auf deren Basis Investitions-
entscheidungen vorgenommen
wurden, eingehalten werden.

Nötige Planungssicherheit

Büchel sprach sich für eine de-
zentrale, lastzentren- und bürger-
nahe Energieversorgung aus, die
aber nur gelinge, wenn sie von der
Gesellschaft in der Breite mitge-
tragen werden. Es gebe gute Grün-
de, dabei zu bleiben, die Vergü-
tung an dem in die Netze einge-
speisten Strom zu bemessen, statt
auf einen Kapazitätsmarkt mit ei-
ner neuen Vergütungssystematik
umzustellen. Eine solche Umstel-
lung würde kleine Energiegenos-

senschaften vor große Herausfor-
derungen stellen. Die Politik müs-
se eine Antwort auf die Frage fin-
den, wer zukünftig die Verantwor-
tung für die Bereitstellung von 
Energie zur richtigen Zeit, am
richtigen Ort und mit der entspre-
chenden Leistung übernehme. Die 
Energiegenossenschaften jeden-
falls bräuchten Planungssicherheit.

Trotz eines Umsatzwachstums
um 2,3 Prozent auf 3,42 Milliarden
Euro gab es wegen des rückläufi-
gen Milchpreises – er sank von 44
Cent je Kilogramm Milch im Janu-
ar 2014 auf 25 Cent im Dezember
vorigen Jahres –  eine Erlösminde-
rung um 18 Millionen Euro.
Büchel: „Die Handelspreise für
Milch sind schneller gesunken als
der Milchauszahlungspreis in Bay-
ern.“ Dabei ist die Milchwirtschaft
für Bayern von zentraler Bedeu-
tung, denn 60 Prozent der bayeri-
schen Milchmenge gehen „entlang
der Wertschöpfungskette durch
genossenschaftliche Hände“. 

Doch auch im Milchmarkt
macht der Strukturwandel nicht
halt. Gab es 1970 noch 1.035 Ge-
nossenschaften, die in Bayerns
Milchwirtschaft tätig waren, sind
es derzeit nur noch 163. Dennoch
ist der Verband für die Zukunft des
Milchmarktes positiv gestimmt,
denn trotz Russland-Embargo ge-
winne der Export in Drittländer
außerhalb der EU auch für die ge-
nossenschaftliche Milchwirtschaft
weiter an Bedeutung.

Das Raiffeisen-Warengeschäft
musste aus den schon genannten
Gründen einen Umsatzrückgang
um 3,1 Prozent auf 1,36 Milliar-
den Euro hinnehmen. Trotz rück-
läufiger Preise konnten die Vieh-
Fleisch- und Zuchtgenossenschaf-
ten ihr Geschäft leicht ausweiten.
Um im Agrarbereich die Marke
„Raiffeisen“ weiter zu schärfen,
wurde die Raiffeisen Bayern Mar-
keting eG gegründet. Gut geschla-

gen haben sich auch die Dienstlei-
stungs- und Handelsgenossen-
schaften. Auch die Geschäftslage
im Handwerk ist gut.

Sorgen bereiten dem Verband
Bestrebungen, das Rechnungswe-
sen für kleine und mittelständische
Unternehmen vom deutschen
Handelsgesetzbuch (HGB), das
vor allem dem Gläubigerschutz
verpflichtet ist, auf das eher fi-
nanzwirtschaftlichen Anlage-
entscheidungen dienende angel-
sächsische System „International 
Financial Reporting Standards
(IFRS)“ umzustellen. Dieses Sy-
stem sei vor allem für große, bör-
sennotierte Konzerne geeignet.

Alles in Allem schauen die
bayerischen Waren- und Dienstlei-
stungsgenossenschaften „mehr-
heitlich optimistisch“ in die Zu-
kunft. In Bayern seien die kon-
junkturellen Vorzeichen gut auf
Grund der niedrigen Zinsen, der
niedrigen Energiepreise, der posi-
tiven Entwicklung auf dem Ar-
beitsmarkt und des gesunkenen
Außenwertes des Euro, was dem
Export diene. Der GVB geht da-
von aus, dass das Bruttoinlands-
produkt heuer um 2,2 Prozent
wachsen wird.

Die positive Grundstimmung
wird dadurch bestätigt, dass im
Berichtsjahr 31 neue Genos-
senschaften gegründet wurden,
darunter fünf im Bereich Marke-
ting und Beratung und jeweils drei
in den Bereichen Handel sowie
Soziales und Kultur. Aber der
Großteil mit 16 Genossenschaften
entfiel auf den Energiebereich. An-
dererseits gab es auch 28 Liquidati-
onseröffnungen, sei es dass der Ge-
schäftszwecke erfüllt war, sei es,
dass die Geschäftsgrundlage entfal-
len ist. Einschließlich der Kreditin-
stitute (Volks- und Raiff-eisenban-
ken) waren 2014 im GVB 1294
Mitgliedsunternehmen erfasst ge-
genüber 1283 im Jahr zuvor. dhg.

Öffentliche Beleuchtung:

Herausforderung 
Störungsmanagement

Via Webportal und App erfasst die EVN
Beleuchtungsdefekte  in 117 Gemeinden schnell und effizient

Etwa 67.000 Lichtpunkte, verteilt auf rund 117 Gemeinden, betreut
die EVN AGin Niederösterreich –  einschließlich Betrieb, Wartung
und Instandhaltung. Ein umfangreiches Störungsmanagement ist
dafür unerlässlich, besonders die Meldung und Erfassung von De-
fekten stellt bei einem derart heterogenen Abdeckungsgebiet eine
große Herausforderung dar. Die EVN nutzt daher inzwischen ein
Webportal sowie eine App der auf Beleuchtungsverwaltung spezia-
lisierten sixData GmbH, die eigens für diese Aufgabe entwickelt
wurden: Über eine Kartenansicht kann hier jeder Nutzer schnell
und gezielt einen defekten Lichtpunkt finden und – sofern sich die-
ser in einer der von EVN betreuten Gemeinde befindet – melden. 

Die Daten lassen sich direkt in
das Verwaltungssystem luxData
übernehmen, wodurch nicht nur
eine lückenlose Zustandsdoku-
mentation jeder Laterne gegeben
ist, sondern auch detaillierte Auf-
träge für die Monteure erstellt wer-
den können. Das erleichtert die Ar-
beit für die Mitarbeiter und spart
Zeit bei der Störungsbehebung so-
wie bei deren Dokumentation.

Rund 5.000 Meldungen von
Defekten gehen jährlich bei dem
Energie- und Lichtversorger EVN
ein, die entsprechend der Service
Level Agreements mit den kom-
munalen Kunden möglichst rasch
behoben werden sollen. Basis
dafür ist die ausführliche Erfas-
sung der Störungsanzeigen aus der
Bevölkerung, allerdings gestaltete
sich dies aufgrund unterschiedli-
cher Strukturen teils schwierig. „Es
gab mehrere Wege zur Meldung,
etwa per Fax, Telefon, E-Mail oder
mündlich“, berichtet der Leiter des
EVN Lichtservice Ing. Roland
Zwazl. „Je nach Art der Benach-
richtigung wurden die Störungen in
unterschiedlichen Systemen erfasst
und mussten manuell in luxData
übertragen werden.“ 

Um hier eine einheitliche und
verlässliche Lösung zu finden,
wandte sich das Unternehmen an
den Software-Dienstleister sixDa-
ta, von dem auch das Beleuch-
tungsmanagementsystem luxData
stammt, das die EVN verwendet.
sixData integrierte ihr Störmelde-
portal, stoerung24, das eine siche-
re Verortung von Defekten ermög-
licht, in die Firmenhomepage der
EVN. 

Der Melder gibt nur die Adresse
ein und kann dann auf einer Karte
entweder die ungefähre Lage der
betroffenen Laterne anklicken
oder – falls die GIS-Daten des Be-
treibers für diese Region vorliegen
– gezielt einen Lichtpunkt an-
wählen. Anschließend bietet ein
Menü verschiedene Arten von
Fehlern zur Auswahl, alternativ

kann man auch eine eigene Be-
schreibung eingeben. Die gesam-
melten Informationen werden di-
rekt in die luxData-Datenbank
übernommen, wodurch sie sofort
für die weitere Bearbeitung zur
Verfügung stehen.

Darüber hinaus bietet der Ener-
gie- und Lichtversorger auch die
mobile Meldung per kostenloser
EVN Lichtservice-App an. So ist
es möglich, vor Ort eine Störungs-
nachricht abzusetzen und diese so-
gar durch GPS-Koordinaten oder
Fotos zu ergänzen. 

Aus den Störungsangaben in
luxData werden die Aufträge für
die Monteure erstellt. Die neuen
Erfassungswege bedeuten hier ei-
ne spürbare Arbeitserleichterung,
da die defekten Lichtpunkte nicht
mehr aufwendig im System oder
im Gelände gesucht werden müs-
sen. „Dadurch können die Mon-
teure rasch und zielsicher agieren,
so dass wir eine Effizienzsteige-
rung im Betrieb unserer Anlagen
von mehreren Manntagen pro Jahr
erwarten“, so der Leiter des EVN
Lichtservice. 

Generell hat die Kombination
aus Meldungstool und Manage-
mentsystem dazu geführt, dass bei
der EVN die Prozesse von der
Störungsnachricht bis zur Behe-
bung schneller abgearbeitet wer-
den können. „Wichtig ist uns auch
zu sehen, dass das Portal und die
App von den Kunden sehr gut an-
genommen und verstärkt genutzt
werden“, so Zwazl.

So werden Kommunen zur
Energieeffizienz-Kommune

Berlin. Kommunen, die ihren Energieverbrauch systematisch sen-
ken, können sich von der Deutschen Energie-Agentur (dena) als
Energieeffizienz-Kommune zertifizieren lassen. Eine neue Bro-
schüre zeigt jetzt auf einen Blick, welche Vorteile eine solche Zerti-
fizierung für Gemeinden, Städte und Landkreise hat und welche
Voraussetzungen hierfür erfüllt sein müssen. Die 20-seitige Publi-
kation kann unter www.energieeffiziente-kommune.de/broschue-
ren sowie im dena-Shop unter http://shop.dena.de heruntergeladen
oder als Druckexemplar bestellt werden.

Mit der Zertifizierung können
Kommunen dokumentieren, dass
sie Vorreiter in Sachen Klima-
schutz sind. Zertifizierte Gemein-
den, Städte und Landkreise wer-
den öffentlichkeitswirksam mit ei-
ner Urkunde ausgezeichnet. Sie
erhalten außerdem ein entspre-
chendes Schild für das Rathaus
und können das Logo „dena-Ener-
gieeffizienz-Kommune“ für ihre
Öffentlichkeitsarbeit nutzen. Vor-
aussetzung hierfür ist, dass sie alle
Schritte des Energie- und Klima-
schutzmanagements der dena
durchlaufen und entsprechende
Einsparmaßnahmen erfolgreich
umgesetzt haben. 

Die sachsen-anhaltische Lan-
deshauptstadt Magdeburg und die
Große Kreisstadt Remseck am
Neckar in Baden-Württemberg
wurden 2013 als erste „dena-Ener-
gieeffizienz-Kommunen“ ausge-

zeichnet. Mit der Stadt Schenefeld
und dem Kreis Steinburg in
Schleswig-Holstein gibt es weite-
re Kommunen, die die Zertifizie-
rung anstreben. Die dena unter-
stützt über 20 Gemeinden, Städte
und Landkreise in der Anwendung
des Energie- und Klimaschutzma-
nagements.

Die dena hat mit ihrem Energie-
und Klimaschutzmanagement ein
Instrument entwickelt, mit dem
Kommunen ihre Energieeffizienz
kontinuierlich verbessern kön-
nen. Es umfasst vier Handlungs-
felder: Gebäude, Stromnutzung,
Verkehr und Energiesysteme. Ge-
meinden, Städte und Landkreise
können damit eigene Energieeffi-
zienz- und Klimaschutzmaßnah-
men konzipieren und durch-
führen. Das Projekt wird vom
Bundeswirtschaftsministerium
und E.ON SE gefördert.
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Landrätin Tanja Schweigerbetankt das Elektrofahrzeug des Land-
kreises an der landkreiseigenen Stromtankstelle (von links: Hans-
Peter Landsmann, Geschäftsführer und Inhaber von Auto Lands-
mann; Helmut Bayer, Bereichsleiter Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit Mitsubishi Motors Deutschland, Rüdiger Wartheman, Mana-
ger Sales Region 2 & 4, Mitsubishi Motors Deutschland.

Das neue Dienstfahrzeug der Stadtreiniger ist zu 100 % elektrisch
unterwegs und wurde vollständig über Werbung finanziert. 
Bürgermeister Dr. Adolf Bauer (4.v.r.) übernahm im Namen der
Stadtreiniger das Fahrzeug. V.l: Raimund Pajong (Riedel & Kai-
ser), Wolfgang Kleiner (Werkleiter Stadtreiniger und Umwelt- und
Kommunalreferent), Christian Strohalm (Betriebsleiter Stadt-
reiniger), Holger Röll und Frank Teichmann (beide Autohaus 
Ehrlich Würzburg). Bild: Penning-Lother

Stellvertretend für neun Standorte von swa Carsharing: Stadtwer-
ke-Geschäftsführer Dr. Walter Casazza (rechts) und derVorstands-
vorsitzende derStadtsparkasse Augsburg, Rolf Settelmeier, nehmen
den Stellplatz vorderHauptstelle derStadtsparkasse in derHalder-
straße in Betrieb. Bild: Thomas Hosemann

Regensburg:

Erste landkreiseigene
Stromtankstelle in Betrieb
Regensburg. (RL) Der Landkreis Regensburg will beispielge-
bend vorausgehen, die Öffentlichkeit für die Energiewende
und den Klimaschutz vor Ort sensibilisieren und ein Zeichen
zum Aufbruch setzen. Deshalb übergab Landrätin Tanja
Schweiger der Öffentlichkeit die erste landkreiseigene Strom-
tankstelle.

„Wir wollen die Elektromobi-
lität voranbringen und freuen
uns über die Spende der E-La-
desäule mit zwei Anschlüssen
für E-Fahrzeuge. Ich sehe die
Inbetriebnahme der Tanksäule
als einen Schritt, um die Akzep-
tanz von E-Autos in der Region
zu steigern und Mobilität um-
weltfreundlicher zu machen.
Viele kleine Schritte bringen
uns auch an unser Ziel“, betonte
die Landrätin. Sie bedankte sich
besonders bei Hans-Peter Lands-
mann, Geschäftsführer Auto-
Landsmann, Regensburg, und
den Vertretern der Firma Mitsub-
ishi, die dem Landkreis die La-
desäule zum Geschenk machten. 

Ladestation 
rund um die Uhr zugänglich

Ab sofort können hier nicht nur
die beiden landkreiseigenen Elek-
troautos betankt werden, sondern
auch alle Fahrer von Elektrofahr-
zeugen können die Ladestation
auf dem Parkdeck des Landrats-
amtes kostenlos nutzen. Sie ist
rund um die Uhr zugänglich. Ak-
tiviert wird die Ladesäule mit
einer „TheNewMotion“-Karte.
Diese kann während der Öff-
nungszeiten des Landratsamtes
kostenlos am Empfang ausgelie-
hen werden. E-Auto-Besitzer
können sich aber auch direkt eine
Karte im Internet bestellen und
diese an der Tankstelle beim
Landratsamt oder bei anderen E-
Tankstellen mit dem TheNew-
Motion-System (europaweit ca.
12.500 Ladestationen) nutzen.

Deutliches Zeichen

Kurt Sigl, Präsident des Bun-
desverbandes eMobilität mit
Sitz in Berlin dankte der Land-
rätin, dass sie mit der Eröffnung
der Ladesäule ein deutliches
Zeichen zum Thema Elektro-
mobilität gesetzt habe. „Bayern
hat momentan die Rote Laterne

im Hinblick auf die Energiepo-
litik. Der Freistaat hat im Jahr
2013 rund 1800 Fahrzeuge an-
geschafft, davon zwei Plug-In-
Hybride und ein einziges Elek-
trofahrzeug“, führte Sigl weiter
aus. 

Appell an die Politik

Er forderte die Politik auf,
endlich hinter dieser Energie-
form zu stehen, die als einzige
die Zukunft unserer Gesell-
schaft sein kann. Im Optimalfall
sollte der Strom regenerativ er-
zeugt werden. Der Öffentliche
Nahverkehr könnte hier eine
Lanze brechen und nach und
nach auf E-Mobilität umstellen,
das Potential der Einsparung
wäre enorm. So würde der Ein-
satz von 11.000 Elektrobussen
den CO2-Ausstoß von einer
Million Kraftfahrzeugen ein-
sparen und dies würde sich auch
noch rechnen. Weiter gab er an,
dass eine Million Elektrofahr-
zeuge nur einen Mehrverbrauch
von 0,3 Prozent Strom in
Deutschland ausmachen. 

Viele Zweit-und
Drittfahrzeuge

Mit Blick auf Bedenken über
eine eingeschränkte Reichweite
der Elektrofahrzeuge verwies
Sigl darauf, dass es sehr viele
Zweit- und Drittfahrzeuge gebe
und diese meist nur für Kurz-
strecken verwendet werden.
„Die Fahrzeuge müssten ja so-
wieso eigentlich „Steh“zeuge
heißen, die meiste Zeit stünden
sie“, verdeutlichte Kurt Sigl. 

Weitere Auskünfte zum Thema
Energie und Umweltschutz gibt
das Sachgebiet Wirtschaftsförde-
rung, Energie und Klimaschutz im
Landratsamt Regensburg, Martin
König, 0941/4009-262, und Maria
Politzka, 0941/4009-373 oder per
E-Mail wirtschaft@landratsamt-
regensburg.de

Würzburg:

Neues Dienstfahrzeug mit 
grüner Technik dank Sponsoren
Nicht in der Farbe Orange, sondern in Grün ist das neue
Dienstfahrzeug der Würzburger Stadtreiniger unterwegs.
Grün deswegen, da es ein „grünes Fahrzeug“ ist. Es wird zu
100 % elektrisch betrieben und damit CO2-frei. Zudem ist es
kostenneutral unterwegs, denn es wurde vollständig über Wer-
bung finanziert. Insgesamt sind 39 Unternehmen auf dem
Fahrzeug präsent.

Das Elektro-Fahrzeug wird
täglich für dienstliche Fahrten
des Teamleiters für Straßenrei-
nigung und Winterdienst in der
Innenstadt eingesetzt. 

Saubere Stadt

Den Kauf des Renault Kangoo
Z.E. Maxi hat die Firma Riedel &
Kaiser OHG aus Deggendorf für
die Stadtreiniger übernommen,
ebenso die Logoaufbereitung und
Anbringung, sowie die gesamte
kaufmännische Entwicklung.
Raimund Pajong, Projektleiter
Deutschland der Firma Riedel &
Kaiser aus Deggendorf, betonte
sein Engagement in Würzburg
mit einem Lob: „Würzburg ist
immer sauber!“

Bürgermeister Dr. Adolf Bau-
er übernahm den neuen Wagen
der Stadtreiniger und wies dar-
auf hin, dass Elektromobile wie
der neue Kombi der Stadtreini-
ger, an öffentlichen Ladestatio-
nen wie im Betriebshof der
Stadtreiniger oder in der Markt-
garage geladen werden können.

Kostenneutralität

Wolfgang Kleiner, Kommu-
nal- und Umweltreferent und
Werkleiter der Stadtreiniger,
dankte noch einmal ausdrück-
lich der Firma Riedel & Kaiser,
aber auch den weiteren Sponso-
ren, die ermöglichen, dass der
Wagen kostenneutral für die Ge-
bührenzahler unterwegs ist.

Augsburg teilt:
swa Carsharing

Teilen ist in Mode. Nicht nur im Internet in sozialen Netzwerken
wird eifrig geteilt, auch Autos werden immer weniger besessen,
sondern geteilt. Das ist nun auch in Augsburg möglich. Mit swa
Carsharing stellen die Stadtwerke Augsburg 25 Autos unter-
schiedlicher Klassen an neun Standorten bereit. Einfach bei swa
Carsharing einmalig anmelden, ein Fahrzeug über die Smartpho-
ne-App, das Internet oder per Telefonanruf buchen, das Auto am
gewünschten Standort mit der persönlichen Kundenkarte entrie-
geln und los geht es.

Wenn es um Mobilität in
Augsburg geht, sind die Stadt-
werke die Spezialisten: Mit
Bussen und Straßenbahnen so-
wieso, aber auch mit eMobilität
und Fahrradverleih. Jetzt erwei-
tern die swa ihr Mobilitätsange-
bot durch Autos, genauer: Car-
sharing für alle. So steht je nach
Fahrzweck stets das richtige
Verkehrsmittel zur Verfügung.

Ergänzung zu
Bus und Straßenbahn

„Damit schließen wir die Mo-
bilitätskette in Augsburg“, sagt
swa Geschäftsführer Dr. Walter
Casazza. Die „geteilten“ Autos
sieht er nicht als Konkurrenz,
sondern als Ergänzung zu Bus
und Tram. „Wir wollen in Augs-
burg ein Komplettpaket für die
Mobilität für alle anbieten“, so
Casazza. „Je nach Strecke und
Zweck der Fahrt kann flexibel
ein Verkehrsmittel gewählt wer-
den.“ Das hilft auch den Indivi-
dualverkehr und damit den
Parkdruck in der Stadt zu ver-
ringern und ist gut für die Um-
welt. Und preiswerter als ein ei-
genes Auto ist es auch. Schließ-
lich wird ein Auto im Durch-
schnitt lediglich eine Stunde 
am Tag tatsächlich gefahren.
„Wenn sich viele die Autos tei-
len, sind die Fahrzeuge besser
ausgelastet“, so Casazza.

Ebenso wie ein Leihfahrrad-
System ist Carsharing heute ein
selbstverständliches Mobilitäts-
angebot in einer modernen Groß-
stadt. Schließlich belegen alle
Untersuchungen zum Mobi-
litätsverhalten, dass das eigene
Auto als Statussymbol immer
mehr an Bedeutung verlieren
wird. Wichtig ist vielmehr von
A nach B zu kommen, je nach
Strecke und Fahrzweck mit dem
Verkehrsmittel, das dafür am
besten geeignet erscheint. 

Für jeden Zweck
das passende Fahrzeug

Deshalb werden bei swa
Carsharing unterschiedliche
Fahrzeugtypen angeboten, vom
Kleinstwagen über Mittelklasse
und einen Neun-Sitzer bis zum
Sprinter für Transporte und
Umzüge. Der eGolf und der
BMW i3 runden als Elektroau-
tos das Angebot ab.

Die swa sind der erste lokale
ÖPNV-Betreiber in Deutsch-
land, der seinen Kunden und al-
len Bürgern ein eigenes Carsha-
ring anbietet. Im Gegensatz zur
Autovermietung wird beim Car-
sharing ein einmaliger Rah-
menvertrag vom Kunden abge-

schlossen und die Fahrzeuge
können spontan und kurzfristig
gemietet werden, mit stunden-
genauer Abrechnung. Die Vor-
teile für den Nutzer liegen auf
der Hand: Er spart sich Kosten
für ein eigenes Auto und dessen
Unterhalt, an den Standorten
entfällt durch reservierte Park-
plätze die Stellplatzsuche und
für jeden Zweck kann der pas-
sende Fahrzeugtyp gewählt
werden.

Feste Stationen

Ausgeliehen werden können
die Autos an festen Stationen.
Geplant sind in der Einfüh-
rungsphase 25 Fahrzeuge an
neun Standorten im Bereich von
Mobilitätsknotenpunkten ent-
lang der Straßenbahnlinien.
Schließlich soll der Wechsel
zwischen Bus, Straßenbahn,
Leihfahrrad und Auto einfach
und bequem sein. An der Sta-
tion wird das Auto abgeholt und
muss am Ende auch wieder dort
abgestellt werden. 

Einfache Handhabung

Nach einer einmaligen An-
meldung mit Vertragsabschluss
im swa Kundenzentrum ist das
swa Carsharing denkbar ein-
fach: Die jeweilige Buchung er-
folgt über das Internet, eine
Smartphone-App oder durch ei-
nen Telefonanruf. Im Internet
und auf der App sind aktuell
verfügbare Autos mit Standor-
ten aufgeführt. Mit der Kunden-
karte wird das Auto im gebuch-
ten Zeitraum geöffnet, der
Schlüssel mit der persönlichen
PIN aus einer Sperrvorrichtung
entsichert und los geht es. Am
Ende wird das Auto wieder an
dem Standort abgestellt und mit
der persönlichen Kundenkarte
verriegelt.

Neben einer einmaligen An-
meldegebühr und einer Kaution
wird eine monatliche Grundge-
bühr von sieben Euro fällig. Die
Abrechnung richtet sich nach
dem Fahrzeugtyp und ist zeit-
und kilometerabhängig – inklu-
sive Sprit und aller Nebenko-
sten.

Für Abo-Kunden des öffentli-
chen Nahverkehrs in Augsburg
gibt es Vergünstigungen, ebenso
wird eine preiswertere Partner-
karte angeboten. Interessant ist
swa Carsharing auch für Ver-
eine oder Firmen, für die es spe-
zielle Angebote gibt. Aber auch
Gewerbeparks oder Wohnan-
lagen wollen die Stadtwerke
mit ihrem Carsharing-Angebot
ansprechen.

Der Landkreis Bamberg
macht „elektro-mobil“

Stromladesäule am Landratsamt Bamberg 
in Betrieb genommen

Ab sofort können Elektro-
fahrzeuge auch am Landratsamt
Bamberg betankt werden, denn
hier wurde jetzt eine neue Lade-
säule in Betrieb genommen.
Diese hat zwei Ladepunkte mit
einer installierten Leistung von
je 11 KW. Der Landkreis stellt
zudem zwei kostenlose Park-
plätze für die Lademöglichkeit
von Elektrofahrzeugen zur Ver-
fügung. 

Landrat Johann Kalb: „Die
Kommunen haben bei der Um-
setzung der Energiewende eine
Vorbildfunktion. Dazu gehört
auch die Förderung der Elektro-
mobilität.“ Die Kosten für die
Ladesäule sowie deren An-
schluss betrugen jeweils 2.000
Euro.

Ladeinfrastruktur

Die Bundesregie-
rung hat sich das Ziel
gesetzt, dass bis zum
Jahr 2020 eine Mil-
lion Elektrofahrzeu-
ge auf deutschen
Straßen unterwegs
sind. Um dieses Ziel
erreichen zu kön-
nen, bedarf es einer
e n t s p r e c h e n d e n
Ladeinfrastruktur.
Denn nur wenn La-
demögl ichke i ten
vorhanden sind, wird
die Elektromobilität
angenommen und
sich durchsetzen.

Als Beitrag zu ei-
ner nachhaltigen und
umweltfreundlichen
Mobilität, in der auch
der Landkreis Bam-
berg als Kommune
eine Vorreiterfunk-
tion einnimmt, hat
Landrat Johann Kalb
daher jetzt die erste
Ladesäule des Land-

kreises Bamberg in Betrieb ge-
nommen: „Ziel des Landkreises
ist eine flächendeckende Lade-
infrastruktur bis Ende des Jah-
res aufzubauen. Wünschenswert
wäre, dass in jeder Gemeinde
des Landkreises eine Ladesta-
tion zur Verfügung stehen wür-
de.“ Prädestinierte Standorte
wären hierbei Hotels, Gaststät-
ten, Krankenhäuser, Einkaufs-
märkte oder Gemeinden, die an
der Autobahnachse A70/A73
liegen. 

Bewusstseinsänderung

„Damit sich die Elektrofahr-

zeuge auf breiter Front durch-
setzen, muss sich das Bewusst-
sein der Bürgerinnen und Bür-
ger noch ändern“, glaubt Robert
Martin, Klimaschutzbeauftrag-
ter des Landkreises Bamberg.
Viele fühlen sich in der Freiheit
eingeschränkt, wenn sie mit ei-
nem E-Fahrzeug nur eine Reich-
weite von 100 bis 150 km ha-
ben. „Aber sind wir mal ehr-
lich“, so Martin weiter. „wie oft
fahren wir an einem Tag mehr
als 100 Kilometer?“. Das heißt,
gerade im Zweitwagenbereich
würde sich die Anschaffung ei-
nes E-Fahrzeuges als sinnvoll
erweisen.

Landrat Johann Kalb „betankt“ ein Elek-
troauto des Landkreises Bamberg.
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LEW INNOVATIONSPREIS
 KLIMA UND ENERGIE.
Die Auszeichnung für innovative Projekte aus   
den Bereichen Klimaschutz und Energieeffi zienz.
Dotiert mit insgesamt 45.000 Euro.

Mehr Infos und Teilnahmeunterlagen unter  
www.lew.de/innovationspreis

Dem Frühling
mühelos entgegenradeln

E-Bikes warten auf erste Genussradler in der Tourist-Information Schweinfurt 360°

Der kalendarische Frühling hat begonnen. Passend dazu gibt es,
nun schon in der 6. Saison, sechs E-Bikes in der Tourist-Informati-
on Schweinfurt 360° zu mieten. Als Partnerbetrieb konnte wieder
der lokal ansässige Fahrradhersteller Winora Group gewonnen
werden. Ergänzt wird das Angebot durch Kooperationen mit zahl-
reichen Partnerbetrieben der Region: so ist ein lückenloses Aufla-
denetz für die E-Power garantiert. Das Jugendgästehaus als zweite
Ausleihstation bietet zusätzlich zwei E-Bikes an.

Die Natur erfahren, die Sehens-
würdigkeiten erkunden und die
schönsten Aussichtspunkte nahezu
anstrengungsfrei mit dem Pede-
lec erobern - dank des vorbildlich 
ausgebauten Radwegenetzes, mit
mehr als 1.000 Kilometern rund
um Schweinfurt, kann die Ge-
nussseite des Fahrradfahrens für
18 Euro am Tag in der Region
Schweinfurt erlebt werden. 

Tagesausflüge mal anders!

Neben dem reinen Verleih der
E-Bikes bietet die Tourist-Infor-
mation Schweinfurt 360° auch
wieder attraktive Tagespauschalen
an. So gibt es in Zusammenar-
beit mit dem Jugendgästehaus
Schweinfurt das Angebot „E-Bike
und Fitnessfrühstück“. Der Tou-
rentipp „Auf Rückerts Spuren“
führt von Schweinfurt Richtung
Haßberge mit verschiedenen
Stopps unterwegs, und bei der et-
was anspruchsvolleren „Erlebnis-
tour in den Steigerwald“ wird über
Gerolzhofen nach Handthal und
über Falkenstein wieder zurück
nach Schweinfurt geradelt. 

Auch die Zwei-Tages Tour inkl.
Übernachtung „Der-Wern-Rad-

weg mit dem E-Bike“ ist ein ech-
ter Geheimtipp für aktive Natur-
liebhaber. Die Tour führt von
Schweinfurt über Werneck und
Arnstein durch das landschaft-
lich reizvolle Werntal bis nach
Gemünden. Die gesamte Tour
von rund 63 Kilometern wird in
zwei Etappen mit Übernachtung
empfohlen, so dass unterwegs
ausreichend Zeit für Sehenswer-
tes, Kulturelles und Kulinarisches
bleibt. 

„Am Main entlang bis Wipfeld“:
Die Tour führt von Schweinfurt
über Bergrheinfeld nach Garstadt
in den idyllischen Weinort Wip-
feld. Nach einem typisch fränki-
schen Mittagessen in der Anker-
Stube bleibt Zeit den historischen
Marktplatz, das Literaturhaus oder
die Pfarrkirche zu besichtigen. Nur
wenige Fähren überqueren noch
heute den Main. 

So ist es ein besonderes Erlebnis,
auf der Fähre nach St. Ludwig/
Stammheim überzusetzen. Auch
hier bietet sich ein Abstecher nach
Stammheim an mit dem histori-
schen Rathaus, dem Museum für
Zeitgeschichte sowie den größten
Bocksbeutel der Welt inmitten der
Weinberge. Vorbei am Kloster St.

Ludwig geht es über Hirschfeld,
Heidenfeld, Röthlein nach Grafen-
rheinfeld. In der Eisdiele Endres
wartet eine wohlverdiente Eisü-
berraschung, bevor sich das Rad
ein letztes Mal Richtung Schwein-
furt in Bewegung setzt. 

Die „Genießertour bei Kräuter,
Kraut und Rüben“ gibt einen faszi-
nierenden Einblick in den tradi-
tionellen Heil- und Gewürzkräu-
teranbau in Schwebheim und

Gochsheim. Mit dem E-Bike be-
gibt sich der Gast auf Kräutersu-
che z.B. u.a. im Apothekergarten
Schonungen. Auf der weiteren
Route im Schweinfurter Mainbo-
gen geht es an Kräuterpavillons
vorbei. Am Ende des Tages steht
ein saisonales Kräutermenü in der
Alten Schreibstube Sennfeld auf
dem Programm. 

Zu jeder Tour erhält der Gast
eine ausführliche Beschreibung
sowie eine Tourenkarte und zu-
sätzliche Informationen zur Ver-
fügung. Ausführliches Kartenma-
terial für eigene Touren gibt es in
der Tourist-Information sowie
über das Radportal im Internet
unter www.schweinfurt360.de.
Alle Angebote sind auch als Gut-
schein erhältlich.

Sonnenbatterie setzt
neue Maßstäbe

Wildpoldsried. Mit der neuen Version der Sonnenbatterie eco
kommt ein enorm langlebiges Solarstrom-Speichersystem auf den
Markt. Es erreicht 10.000 Ladezyklen und macht Haushalte damit
fit für die Zukunft. Durch die lange Lebensdauer sinken die Kosten
für eine gespeicherte Kilowattstunde Strom erheblich. Die Sonnen-
batterie eco setzt neue Maßstäbe für die Leistungsfähigkeit und die
Wirtschaftlichkeit von Stromspeichern. Mit 10.000 Ladezyklen ist
sie enorm ausdauernd und bietet Kunden somit eine langfristige Si-
cherheit für ihre Investition. Durch die lange Nutzungsdauersinken
außerdem die Kosten für eine gespeicherte Kilowattstunde Strom.
Je nach Größe der Sonnenbatterie können sie nun zwischen rund
17 und 24 Cent/kWh liegen. 

„Die Sonnenbatterie eco ist be-
reits für ihre herausragende Wirt-
schaftlichkeit bekannt. Mit der
neuen Version unseres Erfolgsmo-
dells ergänzen wir diesen Punkt
nun um eine extrem lange Lebens-
dauer“, sagte Sonnenbatterie-Ge-
schäftsführer Christoph Oster-
mann. „Dadurch wird die Sonnen-
batterie eco noch wirtschaftlicher
und ist schon jetzt für künftige An-
forderungen gerüstet. Diese Wei-
terentwicklung kostet die Kunden
keinen Cent mehr, da der Preis pro
Kilowattstunde Nutzkapazität un-
verändert bleibt.“

Dezentrale Speichersysteme
wie die Sonnenbatterie sind be-
reits heute ein aktiver Bestandteil
der Energiewende. Sie ermögli-
chen PV-Anlagenbesitzern, den
erzeugten Strom maximal selbst
zu nutzen und teuren Strombezug
aus dem Netz zu vermeiden.

Erhöhte Anforderungen

Künftig werden Speichersyste-
me jedoch immer mehr Aufgaben
übernehmen, die über das bloße
Speichern von Solarstrom hinaus-
gehen. So möchte eine wachsende
Zahl von Kunden ihre Wärme-
und Stromerzeugung in die eigene
Hand nehmen und ihre Photovol-
taik-Anlage plus Speicher mit ei-
nem Mikro-BHKW verbinden.
Als netzdienliches Speichersystem
lässt sich die Sonnenbatterie
außerdem für die Teilnahme am
Strommarkt nutzen. 

Zum Beispiel können Sonnen-
batterie-Besitzer schon heute Teil
eines virtuellen Kraftwerks wer-
den und so zusätzliche Erlöse er-
zielen. All diese Anwendungen
stellen erhöhte Anforderungen an
die Ausdauer von Stromspeichern,
welche die neue Sonnenbatterie
eco problemlos erfüllt.

Hinter den 10.000 Ladezyk-
len steckt ein komplexes Zusam-
menspiel aus Batterietechnik, Sy-
stemdesign und Software. Basis
sind speziell für die Sonnenbatte-
rie konfigurierte Batteriemodule
mit der extrem robusten Forteli-
on™–Batterietechnologie des ja-
panischen Markenherstellers Sony.
Das Systemdesign der Sonnenbat-
terie und die proprietäre Software
sorgen dafür, dass die Batteriezel-
len optimal genutzt werden. Auf
die Batteriezellen wird außerdem
eine Garantie von bis zu 10 Jahren
gewährt, was den Kunden zusätz-
liche Sicherheit bietet.

Die neue Sonnenbatterie eco
lässt sich flexibel ab einer Größe
von 4 kWh in 2-kWh-Schritten bis
auf 16 kWh an die individuellen
Bedürfnisse des jeweiligen Haus-

halts anpassen. Dank der Entlade-
tiefe von 100 Prozent ist die ge-
samte Ladekapazität der Batterie
nutzbar. Wie die vorhergehende
Generation auch, erfüllt die neue
Sonnenbatterie eco die Anforde-
rungen des „Sicherheitsleitfadens
für Li-Ionen-Hausspeicher“ und
beweist somit ihre herausragende
Sicherheit und Qualität.

Die Produktion der neuen Son-
nenbatterie eco ist bereits ange-
laufen. Sie ist ab sofort verfüg-
bar. Die Sonnenbatterie eco wird
über die regionalen Sonnenbatte-
rie-Center deutschlandweit ver-
kauft.

Effiziente Biogasproduktion
nach der EEG-Novelle 2014
Die jüngste Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetz hat den Zu-
bau von neuen Biogasanlagen stark eingedämmt. Umso größer ist
das Interesse an Technologien zur Verbesserung der Effizienz bei
der Biogasproduktion. Individuelle Konzepte zur Abwärmenut-
zung und ein optimales Gärrestmanagement stellen zwei mögliche
Ansatzpunkte dar. 

Etwa 40 Besucher waren der
Einladung des Fachverbandes
Biogas und Fraunhofer UM-
SICHT nach Sulzbach-Rosenberg
gefolgt und informierten sich vor
Ort über neue Biogastechnologi-
en. Sonja Wiesgickl, Organisatorin
des Praxistages von Fraunhofer
UMSICHT beschrieb bei der Be-
grüßung der Teilnehmer die Situa-
tion: „Strom aus Biogas ist ein we-
sentlicher Baustein des deutschen
Energiemix. Jedoch findet derzeit
nach dem Boom der vergange-
nen Jahre eine Konsolidierung der
Biogasbranche statt.“ Markus
Bäuml vom Fachverband Biogas
ergänzte: „Zukünftig werden wir
unsere bestehenden Anlagen noch
effizienter nutzen müssen. Der
technologische Fortschritt und
kompetente Beratung werden den
Betreibern helfen ihre Anlagen
noch wirtschaftlicher zu betreiben.“

Nachhaltiges
Gärrestmanagement 

Mit der Zahl der Biogasanlagen
sind auch die Mengen an Gärre-
sten stetig gestiegen. Gerade in
Regionen mit hoher Viehdichte
kann es zu Überdüngung kommen
– der sinnvolle Einsatz der Gärre-
ste wird dann zur Herausforde-
rung. Einen Lösungsansatz bieten
Konzepte zum optimalen Gär-
restmanagement. Andreas Weger
von Fraunhofer UMSICHT stellte
mit dem thermo-katalytischen Re-
forming (TCR®-Verfahren) eine
Möglichkeit vor, mit den Rück-
ständen nachhaltig umzugehen.
Mit dem TCR®-Verfahren werden
die Gärreste in drei hochwertige
Konversionsprodukte Öl, Gas und
Biokohle umgewandelt. Mit der
Biokohle kann dann wiederum
möglichen Nährstoffüberschüssen
vorgebeugt werden, indem der

Stickstoffanteil im flüssigen Gär-
rest um 30 bis 50 Prozent reduziert
wird.

Eine weitere Option den Betrieb
von Biogasanlagen wirtschaftli-
cher zu gestalten besteht in indivi-
duellen Wärmekonzepten für Bio-
gasanlagenstandorte. Denn bei der
Produktion von Strom aus Biogas
fällt zusätzlich zu elektrischer En-
ergie auch Wärme an. Fehlt ein
Fernwärmenetz, wird diese bis-
lang oft ungenutzt an die Umge-
bung abgegeben. Um dem entge-
genzuwirken können mobile Lat-
entwärmespeicher eingesetzt wer-
den, wie Marco Deckert von
Fraunhofer UMSICHT erläuterte.
Die Wärme wird dann zwei Mal
pro Tag von der Anlage zum Ab-
nehmer transportiert. Deckert prä-
sentierte ein ganzheitliches Kon-
zept mit passendem Business Ca-
se der die Wirtschaftlichkeit des
Verfahrens unterstreicht. Beim
Rundgang durch das Technikum
von Fraunhofer UMSICHT konn-
ten die Teilnehmer einen mobilen
Wärmespeicher begutachten, der
bereits erfolgreich in der Praxis
eingesetzt wird.

Mittlerweile stagniert die Zahl
der Biogasanlagen in Deutschland
bei etwa 8000. In der Vergangen-
heit gab es zunehmend Kritik an
der Energieform, selbst Befürwor-
ter der Energiewende äußerten
sich negativ. So wurde beispiels-
weise manchen Gebieten eine zu-
nehmende Vermaisung attestiert.
Zudem flammte die „Teller-Tank-
Diskussion“ immer wieder aufs
Neue auf. Nach der letzten Novel-
lierung des EEG ist ein weiterer
Zubau von neuen Anlagen nicht
oder nur sehr eingeschränkt zu er-
warten. Jedoch gibt es nennens-
werte Potenziale, die Wirtschaft-
lichkeit von Biogasanlagen zu er-
höhen.

Deutschlands Bibliotheken helfen beim Energiesparen:

Leihen statt kaufen
Die Stadtbücherei Würzburg nimmt seit dem Oktober2013 an dem
Projekt „Energiesparpaket für Bibliotheken“ in Zusammenarbeit
mit dem UBA und der No-Energy-Stiftung für Klimaschutz und
Ressourceneffizienz erfolgreich teil. In der Stadtbücherei im Fal-
kenhaus können neun Pakete jeweils zwei Wochen lang ausgeliehen
werden. In den Stadtteilbüchereien in Heidingsfeld, am Heuchelhof,
in Lengfeld und in Versbach gibt es jeweils ein Paket. Bisher wurde
das „Energiesparpaket für Bibliotheken“ 223 mal ausgeliehen.

Das Umweltbundesamt (UBA)
stellt Bibliotheken mittlerweile
mehr als 1.200 Energiesparpakete
bundesweit zur Verfügung. Die
Energiesparpakete können kosten-
los ausgeliehen werden. Damit
lässt sich zum Beispiel der Strom-
verbrauch durch Leerläufe bzw.
den Stand-by-Modus erkennen
und verringern. 

„Die effektivste Strompreis-
bremse setzt beim Stromsparen
an! In vielen Haushalten lässt sich
durch einfache Maßnahmen
Strom sparen, zum Teil in Höhe ei-
nes dreistelligen Euro-Betrags pro
Jahr“, erklärt das Umweltbundes-
amt. „Mit dem Energiesparpaket
helfen Bibliotheken den Nutzerin-
nen und Nutzern den aktuellen
Stromverbrauch und mögliche
Einsparpotentiale zu ermitteln.“
Elektrogeräte wie Computer, Ra-
dios oder DVD-Spieler haben ei-
nes gemeinsam. Sie verbrauchen
auch dann Energie, wenn sie ihre
eigentliche Funktion nicht erfül-
len: im Leerlauf, dem sogenannten
Standby-Modus.

Diese unnötige Energievergeu-
dung verursacht in deutschen Pri-
vathaushalten und Büros jährlich
Kosten von mindestens fünf bis
sechs Mrd. Euro. Vor allem ältere
Geräte wie Kühlschränke, Wasch-
maschinen und Trockner verbrau-
chen meist unverhältnismäßig viel
Strom. Daraus lässt sich allerdings
nicht schließen, dass neue Geräte
grundsätzlich sparsam mit Energie
umgehen. Die Unterschiede zwi-
schen den Modellen sind zum Teil
recht groß. Der Energiekostenmo-
nitor, ein Gerät zum Strommessen,

bietet hierfür eine Lösung.
Das UBA stellt Bibliotheken

deshalb die „Energiesparpakete“
zur Verfügung. Diese können in-
teressierte Bibliotheksnutzer aus-
leihen und damit die häuslichen
„Stromfresser“ entlarven.

Das Paket enthält neben dem
hochwertigem Strom-Messgerät
und einem Verlängerungskabel
mit Ein-/Ausschalter eine ausführ-
liche Bedienungsanleitung, wich-
tige Informationen zum Energie-
sparen und einen Aufsteller zum
Bewerben des Angebotes. Das
kleine Messgerät zeigt - zwischen
Steckdose und dem zu untersu-
chendem Gerät gesteckt - den
Stromverbrauch eines Elektro-
gerätes an. So sieht man, ob die
Waschmaschine zum Beispiel
auch im ausgeschalteten Zustand
Strom zieht. Mit dem Messgerät
lassen sich auch die jährlichen Be-
triebskosten des Kühlschranks er-
mitteln, was eine gute Entschei-
dungshilfe für eine eventuelle
Neuanschaffung schafft.

Im Angebot der Bibliothek fin-
den sich auch weitere Medien zu
den Themen Energiesparen und
Klimaschutz. Die No-Energy-Stif-
tung für Klimaschutz und Res-
sourceneffizienz publiziert Strom-
spartipps unter www.Stromwen.de,
der aktuelle Tipp passend zum
Projekt lautet „Leihen statt Kau-
fen“. Als Alternative zum Kauf
trägt auch die Ausleihe von
Büchern in Bibliotheken aktiv
zum Klimaschutz bei - ein Buch
kann von vielen Menschen gele-
sen werden. Das spart Ressourcen
und schont den Geldbeutel.
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Modernste Technik zur ökologischen
Restwasserkraftnutzung

Rhein-Main-Donau AG nimmt fischfreundliche Wasserkraftschnecke 
Neuses an der Regnitz offiziell in Betrieb 

Vor kurzem wurde das neue Restwasserkraftwerk „Wasserkraft-
schnecke Neuses“ nach der ökumenischen Weihe durch Pfarrer
Daniel Schuster vom Eggolsheimer katholischen Pfarramt St. Mar-
tin und Vikarin Brigitte Müller vom Forchheimer evangelischen
Pfarramt St. Johannis offiziell seiner Bestimmung übergeben. Der
Staatssekretär im Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft
und Medien, Energie und Technologie Franz Josef Pschierer nahm
die 60. Wasserkraftanlage der Rhein-Main-Donau AG zusammen
mit dem Forchheimer Landrat Dr. Hermann Ulm und dem Eg-
golsheimer 1. Bürgermeister Claus Schwarzmann offiziell in Be-
trieb.

Dr. Albrecht Schleich, Vorstand
der Rhein-Main-Donau AG, und
Karl-Heinz Straßer, Leiter Wasser-
kraft Deutschland Mitte der E.ON
Kraftwerke GmbH, „assistierten“
tatkräftig beim Druck auf den
blauen Knopf, wodurch das Ab-
sperrschütz nach oben gefahren
wurde, so dass das Regnitzwasser
in die Wasserkraftschnecke ein-
strömen konnte und die geregelte
umweltfreundliche Stromerzeu-
gung begann. 

„Wir freuen uns, dass wir ge-
meinsam mit unserem Projektlei-
ter E.ON Kraftwerke nach rund
10-monatiger Bauzeit heute dieses
hochmoderne Restwasserkraft-
werk an der Regnitz offiziell in
Betrieb nehmen können“, begrüß-
te Dr. Albrecht Schleich, Vorstand
der Rhein-Main-Donau AG, die
zahlreichen Gäste aus Politik,
Wirtschaft, Behörden und Medien.
„Als Bauherr haben wir rund 1,4
Millionen Euro in das Projekt in-
vestiert, davon etwa ein Viertel

(rund 350.000 Euro) in ökolo-
gische Optimierungsmaßnahmen
und ein fischökologisch optimier-
tes Auslaufbauwerk, weshalb die
entsprechenden Planungen mehr-
fach angepasst wurden“, erläuterte
Schleich. „Diese Planungsände-
rungen und auch teilweise schwie-
rige Witterungs- und Bodenver-
hältnisse schoben den Inbetrieb-
nahmetermin auf das Frühjahr
2015“, fuhr Schleich fort und er-
gänzte: „Wir danken allen Betei-
ligten für das gelungene Ergebnis
und vor allem die unfallfreie Aus-
führung des Projekts, das von den
Mitarbeitern unseres Betriebsfüh-
rers, der E.ON Kraftwerke GmbH,
namentlich dem Projektleiter
Alexander Bubeliny, in hervorra-
gender Weise gemeistert wurde.
Unser herzlicher Dank gebührt vor
allem auch den zuständigen Äm-
tern und Behörden sowie der Fi-
scherei und unseren Partnern für
die konstruktive Mithilfe und posi-
tive Begleitung, um dieses Mu-

sterbeispiel für die Vereinbarkeit
von Ökologie und Ökonomie bei
der Nutzung der regenerativen
Wasserkraft zu verwirklichen. An
unseren Kraftwerken an Regnitz
und Main gehen Stromerzeugung
aus Wasserkraft, Gewässerökolo-
gie und Fischschutz Hand in
Hand.“ 

Staatssekretär Franz Josef
Pschierer hob in seiner Festanspra-
che die Bedeutung der Wasserkraft
für den Freistaat Bayern hervor.
„Trotz aller Ausbauerfolge bei der
Photovoltaik und der Windkraft
bildet die Wasserkraft in Bayern
mit derzeit rund 13 Milliarden Ki-
lowattstunden pro Jahr nach wie
vor das Rückgrat der regenerati-
ven Stromerzeugung im Frei-
staat.“ Insbesondere unter der
Berücksichtigung der Umwelt-
und Klimafreundlichkeit, der per-
manenten Verfügbarkeit rund um
die Uhr, der Grundlast-und Spei-
cherfähigkeit sowie der Regelbar-
keit bilde die Wasserkraft eine der
tragenden Säulen in der Bayeri-
schen Energiewende. Daher sei es
umso mehr zu begrüßen, dass die
Rhein-Main-Donau AG nun das
fischfreundliche Wasserkraftpro-
jekt Neuses in die Tat umgesetzt
habe. 

Landrat Dr. Hermann Ulm be-
glückwünschte die Rhein-Main-
Donau AG, E.ON und die weiteren
Beteiligten zu dem gelungenen
Projekt: „Mit 12 Kraftwerken in
unserem Landkreis Forchheim hat
die Wasserkraft eine lange Tra-
dition und liefert mit der neuen
Wasserkraftschnecke Neuses als 
13. Anlage einen unverzichtbaren
Beitrag für die Energiewende. Ich
wünsche der Anlage störungsfrei-
en Betrieb und freue mich über
den gelungenen Beitrag zur Stei-
gerung der regenerativen Stromer-
zeugung in Bayern.“

Wichtiger Mosaikstein

Bürgermeister Claus Schwarz-
mann erklärte: „Dass die Eggols-
heimer Bürgerinnen und Bürger
zumindest rechnerisch zu gut elf
Prozent aus diesem neuen und zu-
dem fischfreundlichen Wasser-
kraftwerk umweltfreundlich und
Klima schonend versorgt werden
könnten, macht uns schon ein we-
nig stolz. Die Wasserkraftschne-
cke Neuses mit ihrer Jahresstrom-
erzeugung von rund 1,14 Millio-
nen Kilowattstunden ist ein wich-
tiger ökologischer Mosaikstein für
das Projekt Energiewende.“ 

„Wenn das Restwasserkraft-
werk Neuses mit einer Ausbaulei-
stung von 130 Kilowatt nun seinen
umweltfreundlichen Stromerzeu-
gungsbetrieb aufnimmt, profitie-
ren Menschen und Fische bzw.
Wasserlebewesen gleichermaßen“,
freute sich Karl-Heinz Straßer, Lei-
ter Wasserkraft Deutschland Mitte
der E.ON Kraftwerke GmbH, und
erläuterte: „Mit dem innovativen
Restwasserkraftwerk Neuses kön-
nen wir die zusätzlichen Wasser-
mengen, die unser flussabwärts
gelegenes Kraftwerk Hirschaid
aus gewässerökologischen Grün-
den auf Höhe des Wehrs Neuses in
die Regnitz abzugeben hat, künftig
durch die Wasserkraftschnecke
sinnvoll zur regenerativen Strom-
erzeugung nutzen und gleichzeitig
optimierte Wandermöglichkeiten
für die Fischpopulation zu Verfü-
gung stellen. Die Regnitz wird
ökologisch aufgewertet und die
geringere regenerative Stromer-
zeugung in Hirschaid kann durch
die 1,14 Millionen Kilowattstun-
den Jahreserzeugung der Wasser-
kraftschnecke weitgehend ausge-
glichen werden.“

Straßer bedankte sich für das ge-
lungene Werk: „Wir dürfen uns an
dieser Stelle insbesondere auch bei
den bauausführenden Firmen un-
ter Federführung der Baufirma

Knoll sowie dem Planungsbüro
Lahmeyer Hydro sehr herzlich für
die konstruktive Zusammenarbeit
und die unfallfreie Durchführung
des Projekts bedanken!“ 

Anspruchsvolle Baustelle
unter der Wasseroberfläche

Auf unserer Baustelle im Indu-
striegebiet des Markts Eggolsheim
waren recht komplexe und an-
spruchsvolle Herausforderungen
zu meistern. Zum einen wurde im
Auftrag und auf Kosten des Was-
ser- und Schifffahrtsamts (WSA)
Nürnberg die bestehende linke
Uferbefestigung, die sogenannte
Wehrwange, komplett durch eine
26 Meter lange Stahlspundwand
(ca. 36 Tonnen Stahl) mit einem
Betonkopfbalken im Oberwasser
erneuert und weiter flussabwärts
eine neue Möglichkeit zum Um-
setzen von Sportbooten für Was-
serwanderer geschaffen. Zum an-
deren musste in die bestehende
feste Wehrschwelle eine Öffnung
gesägt werden, in die die fertig
vormontierte Wasserkraftschnecke
in einem Stück eingehoben wurde.

Um diese Arbeiten trocken aus-
führen zu können, musste der
Bauplatz entsprechend hochwas-
sersicher vorbereitet werden: Im
Oberwasserbereich wurde zusätz-
lich eine rund 12 Meter lange
Spundwand aus 14 Stahlelemen-
ten (ca. 17 Tonnen Stahl) und etwa
42 sogenannten Big-Bags (mit ei-
nem Sand-Kiesgemisch befüllte
Kunststoffsäcke von jeweils 1,6
Tonnen > insgesamt 70 Tonnen)
eingebaut. Im Unterwasserbereich
erreichte die zur Böschungssiche-
rung notwendige Spundwand eine
Länge von rund 20 Meter (ca. 28
Tonnen Stahl). Sie wurde nach
Abschluss der Arbeiten wieder
komplett ausgebaut. 

Die Zufahrt zum Bauplatz wur-
de über eine eigens errichtete frei-
tragende Behelfsbrücke sicherge-
stellt, die nach Abschluss aller Ar-
beiten komplett zurückgebaut
wurde. Sie überspannte mit 10,4
Meter Länge und 5,0 Meter Breite
das bestehende Umgehungsge-
wässer für die Fische um die
Wehranlage des WSA. Die Trag-
fähigkeit der mobilen Pionier-
brücke erlaubte auch die Zufahrt z.
B. eines 250-Tonnen-Schwerlast-
krans ohne Flurschäden. 

Highlight war die Anlieferung
und Montage der 20 Tonnen
schweren, in einem Stahltrog vor-
montierte Wasserkraftschnecke,
die laut Hersteller Andritz schon
eines der größeren Teile dieser Art
ist. Zwei große Autokräne hoben
synchron den 18,4 Meter langen
und 3,4 Meter breiten stählernen
Riesen vom Spezialtransporter in
die schräge Betonwanne. Diese
war in eine neue Öffnung gebaut
worden, die in die bestehende fes-
te Wehrschwelle mit Betonsägen
und Baggermeißel ausgebrochen
worden war. 

Im Rahmen der gesamten
Bautätigkeiten waren im Schnitt
sechs Mitarbeiter dauerhaft vor
Ort im Einsatz. Zur Vorbereitung
des gesamten 6.000 Quadratmeter
großen Baubereichs und der nach
ökologischen Vorgaben der Fi-
scherei ausgestalteten Flächen wa-
ren zwei 25-Tonnen-Kettenbagger
im Einsatz; ein etwa 50 Meter ho-
her Turmdrehkran mit einem 40-
Meter-Ausleger stand im Unter-
wasserbereich in der Baugrube.
Den Abtransport von rund 20.000
Tonnen Aushub und rund 1.200
Tonnen Abbruchmaterial erledig-
ten 600 Sattelzugladungen. 

Zum Antransport der 3.500
Tonnen Wasserbausteine für den
Auslaufbereich und die neuen
Uferbefestigungen waren rund
200 Sattelzugladungen notwen-
dig. Und 90 Betonmischerfuhren
brachten die 550 Kubikmeter Ma-
terial für das Betriebsgebäude und
den Betontrog zur Aufnahme der
stählernen Schnecke. Für die Ar-
mierung des Betons wurden 55
Tonnen Baustahl eingebaut. 

Insgesamt wurden etwa 11.000
Arbeitsstunden unfallfrei und oh-
ne verletzungsbedingte Ausfälle
geleistet.

Beim Knopfdruck zum Start der Anlage legten der Staatsse-
kretär im Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft und
Medien, Energie und Technologie Franz Josef Pschierer
(Mitte) sowie Forchheims Landrat Dr. Hermann Ulm (links), 
Eggolsheims 1. Bürgermeister Claus Schwarzmann (rechts),
Regierungsvizepräsidentin Petra Platzgummer-Martin von
der Regierung Oberfranken (2.v.r.) und Dr. Albrecht Schleich
(2.v.l.), Vorstand der Rhein-Main-Donau AG, persönlich Hand
an. Bild: Jan Kiver, Rhein-Main-Donau AG

Restwasserkraftwerk
„Wasserkraftschnecke Neuses“

an der Regnitz 
Im April 2015 nahm die Rhein-Main-Donau AG ihr Rest-
wasserkraftwerk „Wasserkraftschnecke Neuses“ offiziell in
Betrieb. Mit der Betriebsführung ist die E.ON Kraftwerke
GmbH betraut, die auch die Projektleitung für den Bau der
Anlage innehatte. Das 1,4-Millionen-Euro-Projekt ist ein
Musterbeispiel für die Vereinbarkeit von Ökologie und
Ökonomie bei der Nutzung der regenerativen Wasserkraft.
Im Auftrag und auf Kosten des Wasser- und Schifffahrt-
samts Nürnberg wurde parallel die bestehende linke (west-
liche) Uferbefestigung, die sogenannte Wehrwange, kom-
plett erneuert sowie eine neue Möglichkeit zum Umsetzen
von Sportbooten für Wasserwanderer geschaffen. 

Die Wasserkraftschnecke Neuses ist die 60. Wasserkraft-
anlage der Rhein-Main-Donau AG. Die Neuseser Anlage arbei-
tet nach dem umgekehrten Prinzip einer Archimedischen
Schraube. Sie nutzt eine Fallhöhe von rund fünf Metern zur
umweltfreundlichen Stromerzeugung aus der Kraft der Regnitz
und hat eine Ausbauleistung von 130 Kilowatt. Durch ihre Bau-
art gilt die Wasserkraftschnecke als besonders fischfreundliche
Technik zur ökologischen, energetischen Nutzung von Rest-
wasserabgaben.

Bei einem kontinuierlichen Wasserdurchfluss von etwa 3,5
Kubikmetern pro Sekunde (rund 23 Badewannenfüllungen pro
Sekunde) kann die Neuseser Anlage rund um die Uhr an 365
Tagen im Jahr regenerativen Strom erzeugen, so dass das Re-
gelarbeitsvermögen pro Jahr bei ca. 1,14 Millionen Kilowatt-
stunden (kWh) liegt. Diese Strommenge reicht aus, den Strom-
bedarf von knapp 350 bayerischen Durchschnittshaushalten
oder fast 720 Menschen ein Jahr lang umwelt- und kli-
mafreundlich aus Wasserkraft zu decken. Rein rechnerisch
könnten also gut elf Prozent der 6.374 Bürgerinnen und Bürger
in der Marktgemeinde Eggolsheim mit einer Jahresproduktion
aus der Wasserkraftschnecke sicher und umweltfreundlich mit
Strom versorgt werden. Im Vergleich zum deutschen Energie-
mix (695 g CO2 pro kWh) entlastet die Wasserkraftschnecke
Neuses das Klima insgesamt um fast 800.000 Kilogramm Koh-
lendioxid (CO2). 

Ökologische Vorgaben

Menschen und Fische bzw. Wasserlebewesen profitieren von
der Neuseser Anlage. Die zusätzlichen Wassermengen, die das
flussabwärts gelegene Kraftwerk Hirschaid der E.ON Kraft-
werke GmbH aus gewässerökologischen Gründen auf Höhe
des Wehrs Neuses in die Regnitz abzugeben hat, können durch
die Wasserkraftschnecke Neuses sinnvoll zur regenerativen
Stromerzeugung genutzt werden, ohne die Fischpopulation zu
beeinträchtigen.

Der Wasserauslauf aus der Wasserkraftschnecke wurde nach
ökologischen Vorgaben der Fischerei und in Absprache mit der
Fischereifachberatung Oberfranken so gestaltet, dass das beste-
hende Umgehungsgerinne auch in Zukunft optimal seinen
Zweck als Fischwanderhilfe erfüllt. Dazu wurde ein rund 100
Meter langer Auslaufbereich angelegt, der sich von 3,5 Meter
direkt am Fuß der Wasserkraftschnecke auf 1,5 Meter bei der
Einmündung in die Regnitz verjüngt. Die Wassertiefe verrin-
gert sich im selben Maße von 1,5 Meter am Fuß der Schnecke
bis 20 cm bei der Regnitzeinmündung.

Zwischen Regnitz und Auslaufbauwerk erstreckt sich jetzt
ein 95 Meter langer Damm, der auf 75 Meter Länge von Wasser
überströmt ist. Dadurch lässt sich die Strömungsenergie des ab-
laufenden Wassers soweit verringern, dass bei der Einmündung
in die Regnitz keine für Fische verlockende Strömung entsteht,
die die Fische in Richtung Schnecke locken könnte. Die Reg-
nitz ist durch die entstandene Auslaufgestaltung der Wasser-
kraftschnecke ökologisch deutlich aufgewertet worden und die
geringere Stromerzeugung in Hirschaid kann weitgehend aus-
geglichen werden. Allein in die ökologischen Maßnahmen in-
vestierte die Rhein-Main-Donau AG ein Viertel (rund 350.000
Euro) der Gesamtkosten von rund 1,4 Millionen Euro. 

Die Wasserkraftschnecke Neuses wird – wie auch die zwei
anderen Regnitz- und 29 Mainkraftwerke der Rhein-Main-Do-
nau AG – von E.ON betrieben und von der rund um die Uhr be-
setzten Warte des RMD-Pumpspeicherkraftwerks Langenpro-
zelten im Spessart aus überwacht und gesteuert.

Neue Fischwanderhilfe beim Innkraftwerk Gars:

Verbesserte Lebensbedingungen
für Fisch & Co.

Die VERBUND Innkraftwerke GmbH hat den Betrieb der neuen
Fischwanderhilfe beim Innkraftwerk Gars gestartet. Die Arbeiten
an dem naturnahen Umgehungsbach dauerten rund 10 Monate
und benötigten über 10.000 Arbeitsstunden. Die Fischwanderhilfe
hat eine Länge von 680 Metern und bietet den heimischen Fischen
wie Huchen, Äschen, Barben und Nasen aber auch anderen Was-
serlebewesen die Möglichkeit, das Kraftwerk Gars zu umwandern.
Die Investition dafür belief sich auf insgesamt 1,8 Mio. Euro.

Auf der Basis einer europäi-
schen Wasserrahmenrichtlinie sol-
len alle prioritären Fließgewässer
in der Europäischen Union durch-
gängig gemacht werden. Damit
Querbauwerke, wie Wehre und
Kraftwerke, für Fische und ande-
ren Wasser-Lebewesen passierbar
gemacht werden können, bedarf es
sogenannter Fischwanderhilfen,
die entweder technisch und/oder
naturnah ausgeführt werden kön-
nen.

Fischwanderhilfe ist
neuer Lebensraum

Die in Gars jetzt neu ausgeführ-
te Fischwanderhilfe überbrückt ei-
ne gesamte Kraftwerks-Fallhöhe
von 7,5 Meter und besteht aus
rund 480 Meter sehr naturnah ge-
stalteter freien Fließstrecke und
200 Meter Raubettgerinne. Die
Höhendifferenz zwischen den
6 Meter breiten Steinsatzriegeln
umfasst rund 10 bis 15 cm. In die-
sem naturähnlichen Bach fließen
im Minimum 800 Litern pro Se-
kunde, in den abflussstarken
Sommermonaten gehen bis zu
2.000 Liter pro Sekunde durch
die Wanderhilfe. 

Neben der Herstellung der
Durchgängigkeit für Wander-
fischarten wurde mit den vorgese-
henen Maßnahmen auch die Er-
stellung eines strukturreichen und
ökologisch vielfältigen Systems
angestrebt. Etwa 20.000 Kubik-
meter natürliche Inn-Sedimente
wurden dem Fluss als Geschiebe/
Kiesbank im Unterwasser des
Kraftwerks wieder zugeführt. Im
Betrieb erhalten die Wasserlebe-
wesen Nahrung, Standorte zur
Fortpflanzung und Rückzugsräu-
me während eines Hochwassers.
Diese Maßnahmen haben die
Stützung und den Erhalt der

Fischpopulation im Inn zum Ziel.
Das Konzept der Fischwander-

hilfe beim Kraftwerk Gars wurde
wie bei allen anderen Maßnahmen
im Vorfeld mit der Naturschutz-
behörde, dem Wasserwirtschafts-
amt Rosenheim, dem örtlichen Fi-
schereiverein und der Fachbera-
tung für Fischerei abgestimmt. 

Öffentlich zugänglich

Die neue Fischwanderhilfe ist
auch ab sofort für die Öffentlich-
keit zugänglich, da sich entlang
des gesamten Baches ein Betriebs-
weg erstreckt: Über die im Spät-
herbst ergänzte Fußgängerbrücke
sowie das Einlaufbauwerk im
Oberwasser kann der Fischpass
sogar überquert werden.

Künftig wird ein kleiner Info-
point für Interessierte über die vor
Ort herrschende Gewässerflora
und -fauna Auskunft geben, mit
Informationen über die wandern-
den Fische und die vorherrschende
Vegetation.

Flexible Wasserkraft 

Die Fischwanderhilfe Gars ist
bereits die dritte Maßnahme von
VERBUND zur Wiederherstel-
lung der Durchgängigkeit des In-
ns. 2013 wurden bei den Kraft-
werken Feldkirchen und Neuöt-
ting derartige Fischwanderhilfen
umgesetzt, 2014 ging jene am
Kraftwerk Teufelsbruck in Betrieb
und bis 2015 sollen die Kraftwer-
ke Wasserburg und Stammham
fischpassierbar gemacht werden.
Spätestens 2020 wird die ökologi-
sche Durchgängigkeit von Rosen-
heim bis Stammham wiederherge-
stellt sein.

Weitere Informationen unter:
www.verbund.com/gars und
www.verbund.com/inn
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Fachamtsleiter Gerald S. ist oft 
auf Außentermin und auch privat viel 
unterwegs. Dass er je nach Situation 
auf Arbeitsplatz-PC, Tablet oder Smart-
phone zurückgreift, ist für ihn längst 
gelebte Realität. 

Die Zeiten ändern sich. Unsere Technologien auch: Internetfähige Endgeräte wie Tablets und 
Smartphones revolutionieren Gewohnheiten und Nutzerverhalten. Dienste und Informationen wer-
den zunehmend online, mobil und rund um die Uhr abgerufen. Diese Erwartungshaltung macht 
weder vor Rathäusern noch vor Landratsämtern und Bezirksverwaltungen halt. Ob mobiler Zugriff 
auf kommunale Kennzahlen und Dokumente während der Gemeinderatssitzung, medienbruchfreie 
Inventarisierung per Tablet oder nahtlos integrierte eGovernment-Dienste über das Bürgerservice-
Portal – die neu entwickelte SYNERGO®-Produktgeneration bringt Fachverfahren und Online-Dienste 
immer besonders einfach und anwenderfreundlich auf alle Geräte: vom stationären Arbeitsplatz für 
den professionellen kommunalen Anwender bis zur Bürgerservice-App. 

Neugierig? Dann überzeugen Sie sich, wie lebensnah und zukunftssicher die Fachverfahren 
der SYNERGO®-Generation sind. 

www.akdb.de/synergo Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Tausendsassa.
Auf allen Geräten zuhause: 
Generation SYNERGO®

NEU
Entdecken Sie jetzt die neuen 
Fachverfahren OK.GEWERBE, 

OK.JUS, OK.VERKEHR und viele 
weitere zukunftssichere 

Lösungen auf Basis SYNERGO®.

Europäischer Verwaltungskongress 2015:

Verwaltungsmanagement
im Wandel 

Ganz im Zeichen von Veränderungen stand der 20. Europäische
Verwaltungskongress in Bremen.  Zahlreiche Vertreter aus kom-
munalen oder staatlichen Verwaltungen sowie aus dem Hochschul-
bereich trafen zusammen, um in vier Fachforen mit verschiedenen
Referenten über „Kommunikation, Kooperation und Digitalisie-
rung - Impulse für ein Verwaltungsmanagement im Wandel“ zu
diskutieren. In vierForen – Personal, Strategie und Steuerung, Bür-
gerorientierung, E-Government - wurden dabei die Anforderungen
an eine zukunftsfähige Verwaltung erörtert.

Das Personal-Forum themati-
sierte die interne Kommunikation
und unterstrich ihre Bedeutung.
Dabei ging es auch um die interne
Kommunikation in Veränderungs-
prozessen. Außerdem wurden Pra-
xisbeispiele vorgestellt, wie inter-
ne Kommunikation umgesetzt
wird. 

KGSt-Modell

Wie schon in den Vorjahren war
auch dieses Mal die Kommunale
Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement (KGSt) mit
Beiträgen vertreten. Matthias Wie-
liki, Referent im Programmbe-
reich Personalmanagement der
KGSt, informierte über die Res-
source Wissen in der Verwaltung.
Unter der Überschrift „Wissen sy-
stematisch managen“ stellte er ein
Modell der KGSt vor, das bei den
unterschiedlichen Anlässen aus
Sicht einer Organisation ansetzt.
Dabei beginnt die Systematik bei
der Definition einer Wirkung und
geht über Methoden und Werk-
zeuge des Wissensmanagements
bis hin zur Ressourcenausstattung
und der notwendigen Evaluation. 

Ein Schwerpunkt des Vortrags
lag auf den Social-Media-Werk-
zeugen wie Wikis, Blogs und so-
zialen Netzwerken. Sie können im
internen Einsatz neue Formen
der Zusammenarbeit darstellen,
wenn sie richtig genutzt werden.
Immer wieder wurde deutlich,
dass die Wissenskultur eine zen-
trale Rolle spielt. Denn Wissen ist
zwar die wichtigste Ressource bei
der Erstellung von (kommunalen)
Leistungen, darf aber nicht als

Machtfaktor eingesetzt werden.
Im Forum Strategie und Steue-

rung wurde diskutiert, was Men-
schen in Organisationen zu Verän-
derungen bewegt, wie sich erfolg-
reiches Organisationsmanagement
in den vergangenen Jahren bereits
verändert hat und wie moderne
Strategien, Werkzeuge und Bera-
tungsansätze aussehen können.

Organisationsmanagement

Hortense Klein und Ines Han-
sen, Referentinnen im Programm-
bereich Organisationsmanage-
ment der KGSt, beschäftigten sich
mit dem gewandelten Verständnis
des Organisationsmanagements in
der kommunalen Praxis „zwi-
schen Ressourcenausstattung und
Strategiegestaltung“. Dabei gin-
gen sie zunächst der Frage nach,
wie ein modernes Organisa-
tionsmanagement ausgerichtet ist
und was es zu wirkungsorientier-
ten, qualitativ hochwertigen und
wirtschaftlichen Leistungen der
Kommunalverwaltung beitragen
kann. Auch gingen sie darauf ein,
wer für „das Organisieren“ verant-
wortlich ist und welches Rollen-
verständnis Organisatoren haben
können. 

Im Anschluss folgten drei prak-
tische Beispiele aus der Landes-
hauptstadt München, aus Kassel
und aus Radolfzell am Bodensee.
Alle drei Kommunen haben die
Möglichkeiten eines modernen
Organisationsmanagements ge-
nutzt, um innovative (aufbauorga-
nisatorische) Lösungen zu ent-
wickeln. Die KGSt stellte die
Grundprinzipien und Leitgedan-

ken des jeweiligen Konzeptes vor
und verknüpfte sie mit der Steue-
rungs- und Strategieperspektive.

Auf dem Europäischen Verwal-
tungskongress erfolgte nicht nur
eine Standortbestimmung zur Bür-
gerkommune, sondern es wurden
auch moderne konzeptionelle und
praktische Weiterentwicklungen
vorgestellt. Das Spektrum ist pra-
xisorientiert und bietet die Chance,
auch vom Anderen zu lernen.

Initiative „Ich bin dabei!“

Mit der 2013 ins Leben gerufe-
nen rheinland-pfälzischen Initiati-
ve „Ich bin dabei!“ will Minister-
präsidentin Malu Dreyer das bür-
gerschaftliche Engagement weiter
stärken und dabei aktiv auf Bürge-
rinnen und Bürger zugehen. Wie
der Beauftragte für ehrenamt-
liches Engagement, Bernhard
Nacke, berichtete, besteht seine
Aufgabe darin, vor allem ältere
Menschen direkt vor Ort zu  moti-
vieren, sich zu engagieren. Der
demografische Wandel stelle alle
vor grundlegende Herausforde-
rungen, denen mit einer lebendi-
gen sozialen Kultur begegnet wer-
den könne. 

Die Initiative „Ich bin dabei!“
geht mittlerweile in die dritte Run-
de. Nachdem bereits elf Kommu-
nen an den Staffeln 1 und 2 teilge-
nommen hatten, sind nunmehr
sechs Kommunen in der dritten
Staffel am Start. Mittlerweile ha-
ben sich durch die Initiative über
90 Projektgruppen gebildet. Mehr
als 550 Menschen sind bislang in

AKDB auf der CeBIT:

Sicheres eGovernment
per Smartphone 

Auf der weltweit größten Computermesse, der CeBIT in Han-
nover, präsentierte die AKDB neue eGovernment-Lösungen.
Besucher konnten sich dabei von der Innovationskraft und
Leistungsfähigkeit des bundesweiten Marktführers für Kom-
munalsoftware überzeugen. Dabei zeigt die AKDB unter ande-
rem, wie einfach und sicher Online-Verwaltungsdienstleistun-
gen auch mobil genutzt werden können.

Am Messestand A58 / H7 des
Bundesinnenministeriums prä-
sentierte die AKDB unter dem
Begriff „abgeleitete Identität“
die Möglichkeit, die vertrauens-
würdige Identität des Personal-
ausweises (eID) sicher auf ein
mobiles Gerät wie Smartphone
oder Tablet zu „übertragen“.
Praxisnah erklärt wurde dies an
einem Automaten der Firma
Nixdorf, wie er im SB-Bereich
von Sparkassen zum Einsatz
kommt, und über den der Nut-
zer Zugriff auf verschiedene
Verwaltungsdienstleistungen in
Verbindung mit dem Bürgerser-
vice-Portal der AKDB erhält.

Projekt i-Kfz

An selber Stelle zeigte die
AKDB außerdem gemeinsam
mit der Stadt Ingolstadt und der
Audi AG im Rahmen des Pro-
jekts i-Kfz die internetbasierte
Kfz-Außerbetriebsetzung. Der
vorgestellte Fachprozess de-
monstrierte eine Online-Fahr-
zeugabmeldung in Verbindung
mit der eID-Funktion und den
neuen Sicherheitscodes auf den
Nummernschildern, die seit dem

1. Januar 2015 ausgegeben wer-
den. 

Das breite Produkt-Portfolio
der AKDB stellte die AKDB-
Vertriebstochter kommIT GmbH
auf dem Messestand A62 / H7
aus. Im Fokus standen in die-
sem Jahr eGovernment-Servi-
ces in den Bereichen Melde-,
Verkehrs-, Finanz- und Perso-
nenstandswesen sowie das Bür-
gerservice-Portal als zentrale
Kommunikationsplattform mit
den Basisdiensten Bürgerkonto,
Postkorb und ePayment. 

Neuentwicklungen

kommIT und AKDB prä-
sentierten außerdem Software-
Neuentwicklungen in den Be-
reichen Sozial- und Verkehrs-
wesen, Controlling-Werkzeuge
für die Finanzverwaltung sowie
effektive elektronische Akten-
ablagen, eingebunden in Work-
flows unterschiedlicher Fachbe-
reiche. Komplettiert wurde der
Auftritt durch Lösungsangebote
für die Verwaltung von Kita-
plätzen sowie für das Gebäu-
demanagement und das kom-
munale Bauwesen.

den 11 Projekte-Werkstätten oder
bei den Projektgruppen in den
Ortsgemeinden aktiv geworden. 

Parallel dazu beschäftigten sich
die im Rahmen der Initiative ge-
bildeten Moderationsteams der
Kommunen mit den übergeordne-
ten Themen Bestandsaufnahme,
Anerkennungskultur, Stärkung der
Vereine, Beteiligung von Unter-
nehmen und Verbesserungen an
der Schnittstelle zwischen Verwal-
tung und freiwilligem Engage-
ment, um die Entwicklung der
kommunalpolitischen Ehrenamts-
förderung weiter voranzubringen,
stellte Bernhard Nacke fest.

Bremer Senior Service 

Wie Wirtschaftsförderung durch
ehrenamtliche Beratung aussehen
kann, zeigten Klaus D. Klasen und
Reiner Stoll anhand des Bremer
Senior Service (BSS) auf. Entstan-
den aus der bundesweiten Initiati-
ve „Alt Hilft Jung“ besteht der
BSS als gemeinnütziger Verein
seit 1998. Zweck des Vereins ist
die Aktivierung und Nutzung der
Lebens- und Berufserfahrung und
des Praxiswissens älterer Men-
schen im Sinne einer Zusammen-
arbeit der Generationen. Die mehr
als 50 Vereinsmitglieder sind ehe-
malige Führungskräfte und Selbst-
ständige aus Industrie, Handwerk,
Handel und Dienstleistung, die ihr
Kenntnisspektrum ständig aktuali-
sieren. Sie waren in verschiedenen
Branchen tätig - vom Flugzeug-
und Anlagenbau über Import, Ex-
port, Logistik, Marketing, Control-
ling bis hin zu Werbefilmproduk-
tionen. Als Gesprächspartner - oh-
ne eigene wirtschaftliche Interes-
sen - erarbeiten sie mit und für ihre
Klienten Lösungen anstehender
Fragen, ohne sich in das Tagesge-
schäft einzuschalten.

Der Bremer Senior Service ar-
beitet mit den Agenturen für Ar-

beit und den Jobcenter der Regi-
on zusammen. Er hilft Arbeit su-
chenden Menschen die Alternati-
ve einer selbständigen Existenz
zu ermöglichen. Der Verein erhält
staatliche Unterstützung aus Bre-
men und den kooperierenden
Landkreisen.

Eine effiziente Organisation der
Verwaltungs-IT ist für die Umset-
zung von modernem E-Govern-
ment von grundlegender Bedeu-
tung. Interkommunale Kooperati-
onsformen gewinnen für die prak-
tische Verwaltungsarbeit zuse-
hends an Bedeutung. Ein beson-
ders prägendes Beispiel sind dabei
die Kooperationsformen im Be-
reich der Schul-IT. Die maßgebli-
che Frage lautet: „Wieviel Koope-
ration braucht IT?“. Im Forum E-
Government wurden die wesentli-
chen aktuellen IT-Themen im Hin-
blick auf Nutzengewinne durch
Kooperationen analysiert und
Best-Practice Beispiele vorgestellt.

Neuer Erprobungsraum

Daniela Berger (Stadt Olden-
burg), Mitglied der Steuerungs-
gruppe Virtuelle Region Nord-
west, informierte darüber, dass im
vergangenen Jahr Vertreter des 
interkommunalen E-Government
Netzwerkes Virtuelle Region
Nordwest, das aus Kommunen,
Kreisen, IT-Dienstleistern, Ver-
bänden und wissenschaftlichen
Einrichtungen im Nordwesten
Deutschlands besteht, die Grün-
dung eines „Erprobungsraums
Nordwest“ vereinbart hatten. Un-
ter der Geschäftsführung der Stadt
Bremen setze sich der neugegrün-
dete Erprobungsraum zum Ziel,
eng mit den bereits bestehenden
Erprobungsräumen Rhein-Neckar
und Rheinland zusammenzuarbei-
ten, um die Entwicklung und Er-
probung innovativer IT-Angebote
des Staates für Wirtschaft und Ge-

sellschaft voranzubringen. Unter-
stützt werde das Vorhaben durch
die Arbeitsgruppe 3 des Nationa-
len IT-Gipfels „Innovative IT-An-
gebote des Staates“ unter Vorsitz
von Karl-Heinz Streibich (Soft-
ware AG) und Staatssekretärin
Cornelia Rogall-Grothe (Bundes-
ministerium des Inneren). 

Die Region Nordwest sei eine
starke Wachstumsregion für die
wichtigen Zukunftsfelder Logi-
stik, maritime Wirtschaft, Auto-
mobilindustrie, Luft- und Raum-
fahrt, erneuerbare Energien und
Ernährung. Sie biete damit sehr
gute Bedingungen für die Zusam-
menarbeit zwischen Wirtschaft und
Verwaltung. Hier setze die „ViR-
Nordwest“ an: durch interkommu-
nale E-Government-Anwendun-
gen wolle sie die Attraktivität des
Standortes weiter steigern. 

Interkommunale
Zusammenarbeit 

Als Teil des IT-Gipfelprozesses
strebt der „Erprobungsraum Nord-
west“ den Erfahrungsaustausch
mit der Metropolregion Rhein-
Neckar (MRN) und dem Rhein-
land an. Schwerpunkte dafür sind
die „Verbesserung der Zugänge zu
den Verwaltungsleistungen“ für
Bürger und Unternehmen sowie
die Beschleunigung der Prozesse
innerhalb der Verwaltung und zwi-
schen Verwaltung, Bürgern und
Unternehmen. 

Daniela Berger zufolge führt in-
terkommunale Zusammenarbeit
gerade auch bei E-Government-
Projekten zu Kostenersparnis, Ver-
besserung der Qualität von Ver-
waltungsleistungen und zur be-
schleunigten Umsetzung von Mo-
dernisierungsvorhaben. Sie trage
zur Erhaltung der Selbstständig-
keit von Kommunen bei und stär-
ke damit letztlich auch die kom-
munale Selbstverwaltung. DK
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Bayerischer Städtetag / Bezirksversammlung Mittelfranken:

Die Zeit drängt
Die Themen Ganztagsschule, Gemeindeverkehrsfinanzierung so-
wie Unterbringung von Flüchtlingen standen auf derAgenda der
Bezirksversammlung Mittelfranken des Bayerischen Städtetags
in Baiersdorf unter der Leitung des Bezirksvorsitzenden der
kreisfreien Verbandsmitglieder in Mittelfranken, Erstem Bürger-
meister Alfons Brandl, Herrieden und dem Bezirksvorsitzenden
der kreisangehörigen Verbandsmitglieder, Erstem Bürgermeister
Andreas Galster, Baiersdorf. 

Bei einem Pressegespräch im
Anschluss an das Arbeitstreffen
bezeichnete der Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Nürn-
bergs Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly, die Vereinbarung über
die offene Ganztagsschule zwi-
schen Staatsregierung und kom-
munalen Spitzenverbänden als ei-
nen wichtigen Schritt zur Verbes-
serung des schulischen Ganztags-
angebots. In schwierigen Verhand-
lungen mit Kultusministerium und
Sozialministerium sei ein guter
Kompromiss für die offene Ganz-
tagsgrundschule erreicht worden.
„Es ist gut, dass nun gemeinsame
Angebote von Schule und Jugend-
hilfe für Rand- und Ferienzeiten
mit einer verbesserten staatlichen
Förderung gemacht werden kön-
nen. Auch die Kommunen leisten
künftig höhere Beiträge für offene
und gebundene Angebote“, erklär-
te Maly. 

Mit der Vereinbarung ebne sich
auch der Weg für eine neue Ko-
operationskultur zwischen Kul-
tusministerium und Sozialmini-
sterium sowie zwischen Schule
und Jugendhilfe. Die Kommunen
würdigten auch, dass der Freistaat
nun zu einem deutlich höheren
Mitteleinsatz bereit ist. Nun sei
die Tür geöffnet und weitere
Schritte auch für die gebundenen
Angebote und die Jahrgangsstu-
fen 5 bis 8 müssten folgen, damit
Kinder und Eltern die Ganztags-
angebote erhalten, die sie brau-
chen, so der Städtetagschef.

Positive Neuerungen

Aus Sicht der Kommunen ent-
hält die Vereinbarung viele positi-
ve Neuerungen: Die bisher unter-
schiedlichen Formen der Halb-
tagsschule mit Mittagsbetreuung,
verlängerter Mittagsbetreuung
oder Nachmittagsbetreuung kön-
nen zu einem schulischen Angebot
vereinheitlicht werden. Kultusmi-
nisterium und Sozialministerium
überwinden erstmals ihre Zustän-
digkeiten und Fördergrenzen, um
ein gemeinsames Angebot von
Schule und Jugendhilfe zu schaf-
fen, auch für die Randzeiten an al-
len Schultagen bis 18:00 Uhr und
in den Ferien (sog. Integrierte
Gruppen). Schule und Jugendhilfe
übernehmen gemeinsam Pla-
nungsverantwortung auch für die
Rand- und Ferienzeiten.

Bedarf besteht Maly zufolge
für die Weiterentwicklung von
Ganztagsangeboten: Für das
kommende Schuljahr sind 300
Gruppen bayernweit vorgesehen,
davon 100 integrierte Gruppen
mit Rand- und Ferienzeitenab-
deckung. Hier sei ein schneller
quantitativer Ausbau erforderlich.
Die integrierten Gruppen sind
zunächst nur für die offene Ganz-
tagsschule an Grundschulen ge-
plant. Der Bedarf, die Rand- und
Ferienzeiten abzudecken, besteht
aber auch an gebundenen Ganz-
tagsgrundschulen und an offenen
und gebundenen Ganztagsschu-
len für die Jahrgangsstufen nach
dem Grundschulalter. Hier sei
ebenfalls ein schneller quantitati-
ver Ausbau erforderlich. 

Für die notwendige gemeinsa-
me Planung von Jugendhilfe und
Schule sind in der dazu eingesetz-
ten staatlich-kommunalen Ar-
beitsgruppe schnell gemeinsame
Eckpunkte und Handlungsemp-
fehlungen zu erarbeiten. Der für
die Ganztagsschule notwendige
Raumbedarf, auch für integrierte
und inklusive Angebote, ist nach
Auffassung des Städtetags in der
dazu eingesetzten staatlich-kom-

munalen Arbeitsgruppe einver-
nehmlich zu erarbeiten. Die noch
offenen administrativen Fragen
der Organisation der Mittagsver-
pflegung seien schnell zu klären.
Die grundsätzliche Zuständigkeit
der Schule dürfe nicht in Frage
gestellt werden.

Als Schicksalsjahr für die Fi-
nanzbeziehungen zwischen Bund
und Ländern bezeichnete Maly
das Jahr 2019: Dann nämlich en-
de das Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz. Auch wirke das
Verfallsdatum des Länderfinanz-
ausgleichs – ungeachtet der Kla-
ge von Bayern und Hessen. 2019
laufe zudem der Solidarpakt aus.
Die Schuldenbremse wirke ab
2019 und stelle einige Bundeslän-
der vor Herausforderungen, „was
auch zu Lasten kommunaler
Haushalte gehen kann“.

„Die Zeit drängt“, mahnte der
Verbandsvorsitzende. Das Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsge-
setz müsse über 2019 hinaus ver-
längert werden. Kommunen stell-
ten schon jetzt wichtige Projekte
zur Verkehrsinfrastruktur zurück,
weil die Rechtslage und die Fi-
nanzierung unsicher sind. Die
Kommunen benötigten Planungs-
sicherheit, „ansonsten droht heute
schon ein Stillstand bei Großpro-

jekten“. Der Vorlauf von Bauvor-
haben sei lang. Maly: „Keine
Stadt kann mehr ein großes Nah-
verkehrsprojekt anpacken, das
nach 2020 beginnen soll. Allein
die Planungszeiten für Großpro-
jekte beim Bau von Straßen, U-
Bahnen, Straßenbahnlinien oder
S-Bahnen brauchen einen Vor-
lauf, die Bauzeiten strecken sich
über Jahre hin; von der ersten Pla-
nung bis zur Inbetriebnahme
kann es ein Jahrzehnt dauern.“

Enormes Engagement

Mit Blick auf die Unterbrin-
gung von Asylbewerbern und
Flüchtlingen meinte Maly: „Das
Engagement der Bürgerschaft ist
enorm, in Städten und Gemein-
den erleben wir eine Welle der
Hilfsbereitschaft. Menschen mit
traumatischen Kriegserlebnissen,
die an den Folgen von Verfol-
gung, Folter und Vergewaltigung
tragen, brauchen warme Räume,
sie brauchen Verpflegung und
Gesundheitsversorgung. Und sie
brauchen mehr: Bislang haben
Staat und Gemeinden sich um die
humanitäre Erstversorgung in den
ersten Monaten gekümmert, doch
nun müssen wir stärker an ihre In-
tegration in den nächsten Jahren
denken.“

Nach dem Asylverfahren habe
ein nicht kleiner Teil dieser Men-
schen Bleiberecht. Dann stünden
diese Menschen, die aus der Ge-
meinschaftsunterkunft ziehen
müssen, vor dem Rathaus und
suchten Obdach. Sie benötigten

auf die Schnelle bezahlbaren
Wohnraum, Kindergarten und
Schule, Sprachkurse und Integra-
tionskurse. „Die Kommunen
können das schaffen, wenn Bund
und Länder die Kommunen nicht
im Stich lassen.“

Der Bund hat im November
2014 für die Jahre 2015 und 2016
jeweils 500 Millionen Euro zuge-
sagt – diese Mittel müssen die
Länder an die Kommunen wei-
terleiten. Maly: „Der Freistaat hat
noch nicht signalisiert, dass er mit
diesen Mitteln die Kommunen
unterstützen will. Bayern muss
diese Mittel des Bundes für eine
bessere Unterstützung der Kom-
munen verwenden.“

Der Städtetagsvorsitzende ver-
wies darauf, dass Kompetenzran-
geleien in Asylfragen zwischen
Bund, Ländern und Kommunen
fehl am Platz seien. Jetzt sei we-
niger ein perfekter bürokratischer
Ablauf gefragt, sondern rasche
Hilfe. Nötig sei eine schnelle me-
dizinische Versorgung. Bürokrati-
sche Hürden, ungeklärte Zustän-
digkeiten und Finanzierungsfra-
gen stünden häufig einer pragma-
tischen und menschlichen Lö-
sung im Weg - sei es im Baurecht,
im Vergaberecht, im Ausländer-
recht oder im Asylrecht. „Mit
schnellen Verfahren und unbüro-
kratischen Genehmigungen, etwa
zur Nutzung von Gebäuden wäre
geholfen.“

Auch bräuchten unbegleitete
Minderjährige einen unkompli-
zierten Zutritt zur Schule – dies
dürfe allerdings nicht an den
Schuljahresanfang gebunden sein,
sondern müsse auch während des
Schuljahres möglich sein. Oft
stünden rechtliche Hürden und
Verwaltungsvorschriften einer
schnellen Lösung im Weg, mo-
nierte Maly. DK

Jugendveranstaltung im Nördlinger Klösterle:

Standortbestimmung
und neue Impulse

Engagiert, kritisch, heimatbewusst 
und unter Druck

Jugend im Donau-Ries im Jahr 2014: Engagiert, kritisch, heimat-
bewusst und unter Druck! Das ist die Quintessenz einer Jugend-
befragung, an der sich im vergangenen Jahr über 1.600 Schüle-
rinnen und Schüler im Donau-Ries beteiligt hatten - und so laute-
te auch der Titel einer Veranstaltung im Nördlinger Klösterle, zu
der vor kurzem die Jugendhilfeplanung im Landkreis geladen
hatte. Etwa 140 Gäste waren der Einladung gefolgt, um zu hören
wie die Jugend im Landkreis Donau-Ries tickt. 

Landrat Stefan Rößle betonte
zum Auftakt der Veranstaltung,
wie wichtig es sei, den Blick auf
Jugend und die Jugendarbeit in
unserer Region zu richten. Ge-
sellschaft und Medien befassten
sich mit Jugend häufig nur dann,
wenn Sie Probleme mache oder
wenn es um – tatsächliche oder
vermeintliche – Bildungsdefizite
gehe. Rößle betonte, es sei fatal,
wenn die Jugend aus dem Blick-
feld gerate, denn: „Wer die Ju-
gend hat, hat die Zukunft!“ Er
versprach: „Planung muss sein,
aber wir werden den Worten und
Papieren auch Taten folgen las-
sen!“. Die Zuhörerinnen und
Zuhörer rief er dazu auf: „Beglei-
ten und unterstützen Sie uns wei-
terhin auf dem Weg zu einem kin-
der- und jugendfreundlichen Do-
nau-Ries.“

Wie verbringen Jugendliche im
Donau-Ries ihre Freizeit, wo
drückt sie der Schuh und was er-
warten Sie von den Politikerinnen
und Politikern in der Region? Ant-
worten dazu lieferte die „Jugendbe-
fragung 2014“, deren wichtigste
Ergebnisse Jugendhilfeplaner Gün-
ter Katheder-Göllner vorstellte. Er
konnte Erfreuliches präsentieren:
„80 % der befragten Jugendlichen
fühlen sich wohl in ihrer Heimatge-
meinde; zwei Drittel können sich
vorstellen, dauerhaft im Donau-
Ries zu leben.“ 

Kritische Anmerkungen

Die Studie brachte aber auch
Kritisches zu Tage. So möchten
junge Menschen in unserer Regi-
on besser beteiligt werden; die
Freizeitmöglichkeiten sind für 
ein Drittel der Befragten nicht
zufriedenstellend; Leistungs-
druck und Zeitstress bestimmen
den Alltag vieler junger Men-
schen. „Ticken junge Menschen
im Donau-Ries anders als im
Rest der Nation?“ mit dieser Fra-
ge leitete Katheder-Göllner zu ei-
nem – wie sich zeigen sollte –
hochspannenden und fesselnden
Impulsreferat über. 

„Die Jugend“ gibt es nicht

„Wenn zwei junge Menschen
auf eine Frage die gleiche Antwort
geben, dann sind sie zwar stati-
stisch in einem Topf, aber sie kön-
nen sich dennoch in ganz unter-
schiedlichen Lebenswelten bewe-
gen“, erläuterte Wiebke Jessen
den Ansatz der SINUS-Jugend-
studie 2012. Deren  Ziel sei es
aufzuzeigen, welche jugendlichen
Lebenswelten es in Deutschland

gebe und wie Jugendliche in die-
sen verschiedenen Welten ihren
Alltag (er)lebten. Sieben solche
Lebenswelten werden in der Stu-
die „Wie ticken Jugendliche“ ski-
zziert. Die Heidelberger Referen-
tin verstand es, das Publikum mit-
zunehmen in diese Welten, die
sich hinter so sperrigen Fachbe-
griffen wie „materialistisch-hedo-
nistisch“ oder „adaptiv-pragma-
tisch“ verbergen. Die Forscherin
blickte dazu in das Jugendzimmer
von heimatorientierten bodenstän-
digen Jugendlichen, sie spielte die
Musik der szeneorientierten Non-
konformisten und sie zeigte an-
hand von Werbespots, wie große
Firmen junge Menschen lebens-
weltorientiert ansprechen – oder
auch mal daneben liegen können.

„Da hätte ich auch zwei Stun-
den zuhören können“, „Spannen-
des Thema, da müssen wir dran
bleiben“: Die Kommentare wa-
ren einhellig und dementspre-
chend viel Applaus erhielt Wieb-
ke Jessen auch am Ende  ihres
faszinierenden Vortrags.

Statt der bei ähnlichen Veran-
staltungen üblichen Podiumsdis-
kussion war im vorletzten Pro-
grammpunkt dieses Nachmittags
das Publikum gefragt. „Teilen Sie
uns Ihre Ideen und Anregungen
mit!“ ermunterte Katheder-Göll-
ner die Besucher zum Mitmachen. 

Und sie machten mit! Zahlrei-
che gelbe Kärtchen hingen inner-
halb kürzester Zeit an den bereit-
gestellten Pinwänden, darauf jede
Menge Ideen und Anregungen,
auf denen stand, was getan werden
könnte, sollte und müsste.  „Wir
werden Ihre Vorschläge auswerten
und dann packen wir es an“, ver-
sprach der Familienbeauftragte.

Zum Schluss kamen drei junge
Menschen zu Wort. „Findet Ihr
Euch in diesen Lebenswelten
wieder?“, wollte Moderator Ka-
theder-Göllner zum Auftakt der
kurzen Gesprächsrunde wissen.
„Naja, mich selbst einzuordnen ist
schwierig, aber viele meiner
Freunde könnte ich sofort in eine
der Kategorien stecken“, lassen
sich die Antworten von Carmen
Lechner, Julia Schwarzländer und
Arian Trieb zusammenfassend auf
den Punkt bringen. Im Großen und
Ganzen stellten sie der Region ein
positives Zeugnis aus, redeten aber
auch Klartext, als es um mögliche
Verbesserungen ging: „Mehr Mit-
wirkung ermöglichen; das Enga-
gement von Mädchen und jungen
Frauen besser unterstützen; Politi-
ker, die auf die Jugend zugehen;
die Angebote der Jugendarbeit
auch für behinderte junge Men-
schen zugänglich machen…“.

Mit ihren Vorschlägen schlos-
sen die drei jungen Menschen den
Kreis zum Grußwort von Landrat
Stefan Rößle. Der hatte in seinem
Eingangsstatement nämlich fest-
gestellt: „Es gibt viele Angebote
und Einrichtungen für Kinder
und Jugendliche. Junge Men-
schen können sich in unserem
Landkreis wohlfühlen. Und trotz-
dem: Man könnte immer noch
mehr tun!“. Fazit: Die Standort-
bestimmung im Klösterle lieferte
viele Impulse und Vorschläge.
Jetzt geht es nochmal um Ant-
worten auf Fragen. Die lauten:
Was ist gut? Was passt? Was wol-
len wir beibehalten? Was müssen
wir verändern, anpassen und wei-
terentwickeln? Welche neuen An-
gebote müssen wir schaffen? 

Energietage Fürstenfeldbruck:

Lösungen von morgen
Energetische Bausanierung, innovative Baulösungen und ge-
setzliche Rahmenbedingungen für Bauprojekte in Bayern bil-
deten heuer die zentralen Themen der 8. Fürstenfeldbrucker
Energietage im Kloster Fürstenfeld.  Im Zentrum stand auch
dieses Jahr wieder die Nachhaltigkeit, eine Entwicklung, die
den Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die
Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden. 

Als Partner der Energietage
fungierten der Verein ZIEL 21
mit seinen regionalen Partner-
firmen, die an ihren Ständen
und im abwechslungsreichen
Vortragsprogramm umfangreich
informierten und die Stadtwer-
ke Fürstenfeldbruck, der regio-

nale Energieversorger im Land-
kreis Fürstenfeldbruck.

Nachhaltigkeit

Zahlreiche Aussteller, unter ih-
nen öffentliche Stellen und Ver-
bände wie der Verein ZIEL 21,
das Landratsamt mit der Agen-
da21 und die Stadt Fürstenfeld-
bruck, gaben in den Bereichen
Wohnungsbau, Sanierung, För-
dermöglichkeiten, Energie und
Nachhaltigkeit Einblicke in die
Lösungen von morgen. Gezeigt
wurden unter anderem die Wind-
anlage fürs Eigenheim und die

neuesten Anlagen im Bereich der
Solarenergie für Firmen und Ver-
braucher. 

Photovoltaik

Den Möglichkeiten der Photo-
voltaik widmeten sich gleich

mehrere der 45 Stände auf den
Energietagen. Dass die neuen En-
ergiegewinnungstechniken wie
Photovoltaik auch einen hohen
architektonischen Anspruch er-
füllen können, zeigte die in der
Messe integrierte Wanderausstel-
lung des Solarenergieförderver-
eins Bayern mit Aufnahmen von
Beispielen, die einen Architektur-
preis für gebäudeintegrierte So-
lartechnik erhalten hatten.

Ebenso präsentiert wurden
Wärmepumpen als Energie-
quelle. Die Einsteuerung und
Speicherung des Stroms über
intelligente Gebäudesteuerung,

Speichersysteme und Smart-
Home Lösungen eröffnet Kom-
binationsmöglichkeiten, die auf
den Energietagen allesamt ver-
treten waren. Den eigenen vier
Wänden widmete sich der Be-
reich Bauen mit energetischer
Sanierung, nachhaltigen Bau-
materialien und innovativen
Bautechniken. 

Hybridtechnologie

TESLA Motors, BMW und
Honda präsentierten Elektro- und
Hybridfahrzeuge der aktuellen
Generation. Insbesondere die
ständig verbesserte Infrastruktur
und effiziente Lösungen in den
Fahrzeugen punkten mit Mehr-
werten, bei denen herkömmliche
Fahrzeuge das Nachsehen haben. 

Beratung und Service waren
zentrale Bausteine der Energieta-
ge. Fachvorträge von Experten,
persönliche Energieberatung und
Fördermöglichkeiten für Energie-
Projekte aller Art waren 2015
noch umfangreicher und größer
als je zuvor. Architekten und
Makler berieten zu Neubau,
Kauf/Verkauf, Sanierung und Re-
novierung und gaben wertvolle
Hinweise. DK

Stadtwerke FFB:

TOP-Lokalversorger 2015
Das Energieverbraucherportal hat die Stadtwerke Fürstenfeld-
bruck zum TOP-Lokalversorger 2015 gekürt. Seit 2008 nimmt
das unabhängige, von der Stiftung Warentest geprüfte
Verbraucherportal das Angebot von Energieversorgern unter
die Lupe und verleiht das begehrte Gütesiegel. Die Stadtwerke 
Fürstenfeldbruck, die zum ersten Mal teilgenommen hatten,
bewarben sich neben rund 250 weiteren Energieversorgungs-
unternehmen um das anerkannte Siegel.

Enno Steffens, Geschäftsführer der Stadtwerke Fürstenfeldbruck
GmbH, zeigte sich sehr stolz darauf, auf Anhieb ausgezeichnet wor-
den zu sein – „ganz besonders auch, weil hierbei nicht ausschließlich
der Preis im Vordergrund steht, sondern auch gesellschaftliche Ver-
antwortung und ökologisches Engagement“. Als Partner vor Ort bö-
ten die Stadtwerke nicht nur Energie zu fairen Preisen, sondern schlü-
gen auch neue Wege hinsichtlich der Erzeugung Erneuerbarer Ener-
gien ein und übernähmen dabei Verantwortung für die Region. DK

Zahlreiche Aussteller gaben bei den Energietagen in Fürstenfeld-
bruck Einblicke in die Lösungen von morgen. 
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Alexandra Englmaier-Manger, die Ehefrau des Geschäftsführers
Dr. Florian Englmaier, besichtigte mit Bürgermeister Christian
Kiendl und Landrätin Tanja Schweigerdie Werkstatt derStickerei-
Leiterin Doreen Heidemüller (v. l.). 

Fahnen Kössinger:

Blick hinter
die Kulissen 

Regensburgs Landrätin Tanja Schweiger
besuchte die Werkstätten der Traditionsfirma

Tausende Stiche und eine Vielzahl weiterer Arbeitsschritte sind
nötig, bis aus einem Stück Stoff das feierliche gestickte Aushän-
geschild eines Vereins wird. Landrätin Tanja Schweiger und
Bürgermeister Christian Kiendl machten sich beim Besuch 
von Fahnen Kössinger selbst ein Bild vom Traditionshandwerk 
Fahnenstickerei. 

Beim Besuch der Werkstätten in
Schierling konnten sie aus näch-
ster Nähe einen Eindruck davon
erhalten, wie aus einem von Hand
gezeichneten Entwurf eine neue
Fahne wird oder wie aufwändig es
ist, ein in die Jahre gekommenes
Schmuckstück wieder zu restau-
rieren. „Es ist beeindruckend, wie
hier Tradition gelebt wird“, sagte
Landrätin Schweiger. „Gestickte
Fahnen sind ein wichtiger Teil un-
serer Kultur.“

Mit feierlicher Musik holte die
Musikkapelle Pleß ihre neue
Fahne ab. Alle 35 Musiker des
Vereins sowie mehrere Gäste ka-
men. „Wir sind sehr zufrieden
mit der Herstellung der Fahne“,
sagte Vorstand Gerhard Lent-
schig. „Die Mitarbeiter waren
immer da, wenn wir Fragen hat-
ten.“ Die Freiwillige Feuerwehr
Eschlbach konnte zudem ihre re-
staurierte Fahne wieder in Emp-
fang nehmen.

„Wir setzen auf den Landkreis
Regensburg und den Standort
Schierling“, sagte Fahnen-Kös-
singer-Geschäftsführer Florian
Englmaier. Das mittelständische
Traditionsunternehmen beschäf-
tigt derzeit etwa 60 Mitarbeiter.
Ab September kommen zwei
Auszubildende dazu. „Für uns
stehen Investitionen in die Zu-
kunft an erster Stelle, und dazu

gehören in erster Linie gut aus-
gebildete Mitarbeiter“, sagte
Englmaier. Auch neue Vertriebs-
wege über das Internet werden
im Moment entwickelt.

Fahnen Kössinger ist fest mit
Schierling verbunden und ein
Aushängeschild der Gemeinde.
Zum Angebot des 1928 gegrün-
deten Unternehmens gehören al-
le Arten von Fahnen, Fahnenma-
sten, Vereinsbedarf sowie Ver-
eins- und Berufskleidung.

Die Fahnen Kössinger GmbH
in Schierling (Bayern) ist der
führende Hersteller von hochwer-
tigen Vereinsfahnen im deutsch-
sprachigen Raum. Zum Angebot
des 1928 gegründeten Traditions-
unternehmens mit etwa 60 Mitar-
beitern gehören alle Arten von
Fahnen, Fahnenmasten, Vereins-
bedarf sowie Vereins- und Be-
rufskleidung. Neben der Be-
stickung von Fahnen finden alle
gängigen Druckarten (vor allem
Sieb- und Digitaldruck) Anwen-
dung. Im Bereich der textilen
Werbung kann damit ein umfas-
sendes Spektrum für die optimale
Präsentation von Unternehmen,
Produkten und Marken angebo-
ten werden. Zum breiten Kun-
denstamm zählen namhafte
Adressen aus Industrie, Gewerbe
und dem öffentlichen Sektor, so-
wie eine Vielzahl von Vereine.

Tourismustag der Region Passau:

Daheim unterwegs
Heimat erleben, Heimat kennenlernen, von der Heimat begei-
stert sein: Dies waren die wesentlichen Ziele des Tages des Tou-
rismus 2015, einer gemeinsamen Initiative von Stadt und Land-
kreis Passau. Unter dem Motto „Daheim unterwegs“ richtete
sich der Aktionstag sowohl an Einheimische als auch Gäste. 

Rund 20 Freizeiteinrichtungen
und Museen nahmen am Akti-
onstag teil und warteten mit Er-
mäßigungen von 50 Prozent und
mehr auf. Wie reich und vielfäl-
tig sich das Angebot gestaltete,
zeigte sich gleich bei der Auftakt-
veranstaltung im Kloster Schweikl-
berg, das mit dem Schwarz-
afrikamuseum ein einzigartiges
Juwel beherbergt. 

Entstanden ist dieses Museum
durch Objekte aus dem schon seit
vielen Jahrzehnten bestehenden
Missionsmuseum, die sämtlich
aus „Mitbringsel“ von heimkeh-
renden Missionaren aus Ost- und
Südafrika stammen. Erst in den
vergangenen Jahren wurde die
Kollektion durch Geschenke von
Gönnern und Erwerbungen aus
Privatsammlungen derart erwei-
tert, dass das Schwarzafrikamu-
seum heute als größtes Museum
für afrikanische Kunst und Völ-
kerkunde im süddeutschen Raum
gelten kann. Hinzu kommen
neue Übernachtungsmöglichkei-
ten und damit noch zusätzliche

Attraktivität als touristischer und
meditativer Anziehungspunkt.

Vor diesem Hintergrund unter-
strich Landrat Franz Meyer, dass
erfolgreiche Tourismusarbeit auf
viele Säulen baue. Wie tragfähig
diese im Passauer Land sind, be-
wiesen die Zahlen der Saison
2014 eindrucksvoll: Mit fast
4.665.000 Übernachtungen ver-
zeichne der Landkreis Passau ein
Plus von 0,8 Prozent gegenüber
2013 und rangiere  als Tourismus-
region in Bayern an dritter Stelle
nach der Landeshauptstadt Mün-
chen und dem Landkreis Oberall-
gäu. In Niederbayern stehe der
Landkreis nach wie vor mit wei-
tem Abstand an der Spitze.

Besonders erfreulich stelle sich
die Zahl der Gästeankünfte dar, die
sich um 3,5 Prozent auf 796.233 er-
höht hat. „Damit ist der Landkreis
Passau mit einer durchschnittlichen
Aufenthaltsdauer von 5,4 Tagen er-
neut Primus im Freistaat, der
bayerische Schnitt liegt hier bei 2,6
Tagen“, so der Landrat.

Meyer zufolge kommt dieser

Erfolg nicht von ungefähr, sondern
ist das Ergebnis von Kreativität,
Engagement und Unternehmer-
geist. 2010 bereits habe das
Bayerische Wirtschaftsministeri-
um den „Tag des Tourismus“ als
vorbildliches Projekt der Zusam-

menarbeit Stadt-Land ausgezeichnet.
„Für mich ist diese Aktion ein

starkes Zeichen einer starken Al-
lianz, in der wir uns als große ge-
meinsame Tourismusregion be-
greifen“, machte Meyer deutlich
und ergänzte: „Dieser Tag ist
längst zur festen Einrichtung und
zur festen Größe im touristischen
Jahresprogramm geworden.“ Die
Beteiligten setzten Zeichen für
einen innovativen und zukunfts-
gerichteten Tourismus. DK

Sonderausstellung „Wasserspiele“ in Augsburg:

Marionetten als 
Kulturbotschafter

Was wäre Augsburg ohne die Augsburger Puppenkiste? Oder die
Augsburger Puppenkiste ohne Augsburg? Mit der Sonderaus-
stellung „Wasserspiele“ kommt diese Symbiose eindrucksvoll
zum Ausdruck.

Das Augsburger Puppenthea-
termuseum „die Kiste“ verbindet
viele Geschichten und Märchen
der Augsburger Puppenkiste
rund um das Thema Wasser mit
den Sehenswürdigkeiten der 
historischen Wasserwirtschaft
Augsburgs.

So erklärt zum Beispiel „Der
kleine Wassermann“die Funktion
des Wasserrades oder die der
Wassertürme am Roten Tor,
„Kaiser Augustus“ erzählt von
der römischen Wasserversorgung
und „Monty Spinnerratz“ ist
nicht nur im New Yorker Kanal-
system aktiv, sondern erforscht
auch das Abwassersystem der
Stadt Augsburg. Die Schildbür-
ger erfahren auf der Suche nach
ihrer versenkten Glocke viel über
die Trinkwassergewinnung im
Siebentischwald.

Zahlreiche Leihgaben 
und Anschauungsobjekte

Die Sonderausstellung „Was-
serspiele“ lebt nicht nur von den
Marionetten der Augsburger
Puppenkiste, sondern auch durch
Leihgaben anderer bekannter
Puppentheater und insbesondere
durch die Anschauungsobjekte,
die das Tiefbauamt der Stadt
Augsburg, die Stadtwerke und
die Kunstsammlungen und Mu-
seen Augsburg der „Kiste“ zur
Verfügung gestellt haben.

Vielfältige Workshops 
rund um‘s Wasser

Wie immer wird auch dieses
Ausstellungsthema mit kindge-
rechten Workshops umrahmt: So
kann man „Ein Aquarium für’s

Kinderzimmer“ bauen, mit dem
Lehrstuhl für Grundschul-
pädagogik und -didaktik der Uni-
versität Augsburg „erstaunliche
Experimente mit Wasser“ ma-
chen und wie man „Wasserkraft
gekonnt nutzt“ erfährt man von
Professor Sperrmüller.

Wasserspiele und 
Wassergeschichten zum
Zuhören und Mitmachen

Anlässlich der Sonderausstel-
lung „Wasserspiele“ hat die
Dresdner Sprecherin und Mode-
ratorin Ines Hommann für die
kleinen und großen Hörer die
Grimmschen Hausmärchen „Der
Froschkönig“, „Das Wasser des
Lebens“ und „Die Wassernixe“
mitgebracht. Dazu erzählt sie ei-
ne wahre Geschichte über die
Entstehung der Hausmärchen der
Brüder Grimm und lädt alle Kin-
der zu kleinen Märchenrätsel-
spielen ein.

In einer weiteren Vorlese- und
Mitmachgeschichte lauschen die
Kinder Auszügen aus der Kin-
dergeschichte „Der Löwenbrun-
nen“. Sie erleben mit den vier
Helden der Erzählung spannende
Abenteuer und dürfen bei einigen
Kapiteln sogar mitspielen.

Durch die gelungene Verknüp-
fung von Geschichten und Mär-
chen rund um das Thema Wasser
und der Augsburger Wasserwirt-
schaft wird die Ausstellung
„Wasserspiele“ ein Erlebnis für
die ganze Familie.

Die Sonderausstellung „Wasser-
spiele - Marionetten als Kulturbot-
schafter“ wurde mit der Schirm-
herschaft der Deutschen UNES-
CO Kommission bedacht. 

Landkreis Schweinfurt:

Energietage für die Region 
Die Mainbogengemeinden Gochsheim, Grafenrheinfeld,
Grettstadt, Röthlein, Schwebheim und Sennfeld luden bereits
zum 5. Mal zu den Regionalen Energietagen in die Franken-
halle Sennfeld ein. 

Die Besucher erhielten Informationen über erneuerbare Energi-
en, Solartechnik, Photovoltaik, Erdwärme, Dämmung/Isolation,
neueste Heiztechniken, Wasserversorgung, Energieberatung, Fi-
nanzierung und Förderung. Dafür standen 22 Aussteller aus dem
Landkreis Schweinfurt, der Stadt Schweinfurt und darüber hinaus
sowie eine Ausstellung der Regierung von Unterfranken zum The-
ma Energiewende bereit.

Schwerpunkt dieser Ausstellung war die Umsetzung des
„Bayerischen Energie-3-Sprungs“ mit den Themenbereichen
„Energiebedarf senken“, „Energieeffizienz steigern“ und „Er-
neuerbare Energien ausbauen“. Gezeigt wurden unter anderem
Module zur Windenergie, energieeffiziente Beleuchtungssyste-
me sowie Fenster und hoch gedämmte Hauswandmodelle. Diese
Ausstellung wurde vom Bayerischen Landesamt für Umwelt
entwickelt und vom Bayerischen Wirtschaftsministerium finan-
ziert. 

Auf der Agenda der Regionalen Energietage standen zudem
Fachvorträge über die Notwendigkeit der Energiewende im Fo-
kus der ländlichen Entwicklung sowie über konkrete Beispiele
für Energiesparen im Haushalt. Den Standpunkt des Landkreises
zur Stromtrasse erläuterte Landrat Florian Töpper in seiner Eröff-
nungsansprache. Der ehemalige Bundestagsabgeordnete Hans-
Josef Fell referierte seinerseits zum Thema „Erneuerbare Energi-
en – Die Lösung für Energiesicherheit und Klimaschutz“. DK

Windkraft im „Naturpark Bayerischer Odenwald“:

„Ja“ zum Zonierungskonzept
Einen Monat lang können nun Gegenargumente erhoben werden

Würzburg. Windkraft wird im „Naturpark Bayerischer Oden-
wald“ künftig womöglich kein Tabu mehr sein. Gegen zwei
Stimmen leitete der Bezirkstag von Unterfranken in einer Son-
dersitzung nach mehr als zweistündiger Debatte das Verfahren
zur Veränderung der Landschaftsschutzgebietsverordnung ein.
Einen Monat lang werden Gemeinden und Bürger ihre Einwän-
de gegen den Entwurf vorbringen können. Danach wird defini-
tiv über eine Änderung der Verordnung beschlossen.

Seit mehr als zwei Jahren be-
schäftigt sich der Bezirk mit der
Frage, ob Windkraft in unterfrän-
kischen Landschaftsschutzgebie-
ten zugelassen werden soll und,
falls ja, auf welchen Flächen dies
in Zukunft erlaubt wird. Zunächst
wurde die Regierung von Unter-
franken mit einer Vorprüfung des
Naturparks Bayerischer Oden-
wald beauftragt. Die kam zum Er-
gebnis, dass 15 Zonen mit einer
Gesamtfläche von rund 4.850
Hektar für Windkraft geeignet
wären. Daraufhin wurde ein Fach-
büro mit der Detailanalyse beauf-
tragt. Die ergab, dass unter
Berücksichtigung aller Kriterien
weniger als die Hälfte der Ge-
samtfläche in zwölf Zonen für
Windkraft in Frage kommt.

Seit kurzem nun regt sich hef-
tiger Protest gegen das Zonie-
rungskonzept. Was die Bezirks-
räte im Vorfeld der Sondersit-
zung deutlich zu spüren beka-
men. „Wir erhielten mehrfach
Anrufe und Mails“, so Grünen-
Bezirksrätin Bärbel Imhof aus
Lohr. Sie fasste die elf wichtig-
sten Einwände in einem Fragen-
katalog mit elf Punkten zusam-
men, der im Bezirkstag erörtert
wurde. Fachleute von der Regie-
rung von Unterfranken sowie
Landschaftsplaner Anton Pirkl
vom Fachbüro, das die Detail-
analyse erstellte, konnten die meis-
ten Befürchtungen entkräften.

So regten sich bei den Wind-
kraftgegnern Zweifel an den Da-
ten zum Kriterium „Arten-

schutz“. „Doch wir haben aus-
schließlich amtlich oder von aus-
gewiesenen Fachverbänden ab-
gesicherte Daten verwendet“,
versicherte Pirkl.

Später Protest

Für Imhof ist das Aufbegehren
gegen einen bereits so weit fort-
geschrittenen Verfahrensprozess
ärgerlich: „Warum regte sich der
Protest nicht schon vor einem
Jahr?“ Auch der aus Wörth stam-
mende Bezirkstagspräsident Er-
win Dotzel (CSU) will die Pla-
nungen, in die bereits viel Geld
floss, vorantreiben: „Jetzt stehen
zu bleiben, wäre der falsche
Weg.“

Offenheit für
alle Einwendungen

Alle bislang bereits vorgetra-
genen Gegenargumente sollen
jedoch im Anhörungsverfahren
noch einmal zum Tragen kom-
men. „Wir sind offen für alle
Einwendungen, die schon da

sind, und alle, die noch kommen
werden“, unterstrich auch CSU-
Fraktionsvorsitzender Peter
Motsch (CSU). Nach der einmo-
natigen Anhörung werden alle
Gegenargumente von der Regie-
rung von Unterfranken aufgear-
beitet. Dotzel: „Auf dieser
Grundlage werden wir entschei-
den, ob wir die Einsprüche aner-
kennen oder die Verordnung un-
verändert in Kraft setzen.“

Gemeinden entscheiden

Mehrfach betonten die Be-
zirksräte, dass der Entwurf der
Änderungsverordnung noch lan-
ge nicht bedeutet, dass sich im
Naturpark tatsächlich Windräder
drehen werden. „Es bleibt den
Gemeinden überlassen, im Wege
der eigenen Bauleitplanung im
Gemeindegebiet Zonen auszu-
weisen“, betonte Thomas Schie-
bel, Landrat von Main-Spessart,
der für die Freien Wähler im Be-
zirkstag sitzt. Das sollten sie
auch „möglichst schnell ange-
hen“. Genehmigt werden müs-
sen die Anlagen dann von den
Landratsämtern.

Ungeordneter Ausbau

Schiebel wies weiter darauf
hin, dass sich der Bezirk das

Thema „Windkraft“ nicht selbst
ausgesucht habe. Regionale Pla-
nungsverbände, Gemeinden und
Bürger seien auf das Gremium
zugekommen, nachdem allein
der Bezirk Landschaftsschutzge-
bietsverordnungen ändern kann.
Würde er die Änderung ableh-
nen und kein Zonierungskonzept
zur Debatte stellen, bestünde die
Gefahr eines ungeordneten Aus-
baus der Windkraft im Oden-
wald: „Dann kann es passieren,
dass Teilstücke aus dem Land-
schaftsschutzgebiet herausge-
nommen werden. Das ist für
mich der schlechtere Weg.“

Mengenbeschränkung

Das im Bezirkstag diskutierte
Zonierungskonzept enthält keine
Angaben darüber, wie viele
Windkraftanlagen in den zwölf
Zonen maximal aufgestellt wer-
den können. „Dies zu prüfen,
war nicht unsere Aufgabe“, er-
klärte Planer Pirkl. Aus diesem
Grund konnte die Frage nach ei-
ner möglichen „Umzingelung“
einzelner Ortschaften bisher
noch nicht erörtert werden.

Keine Zustimmung fand das
Zonierungskonzept bei Adelheid
Zimmermann, Vertreterin der
FDP aus Bad Brückenau, sowie

bei CSU-Bezirksrat Johannes Sit-
ter (Gräfendorf in Main-Spessart).
Für ihn ist noch lange nicht erwie-
sen, dass die Windkraft einen po-
sitiven Beitrag zur Energiewende
leistet. Ähnliche Zweifel hegt
Thomas Habermann, CSU-Land-
rat aus Rhön-Grabfeld. „Niemand
weiß, ob Windkraft im Naturpark
Odenwald die Voraussetzung
dafür ist, dass die Energiewende
gelingt“, meinte er. Zugleich kriti-
sierte er, dass es kein deutschland-
weites Konzept zur Energiewende
gibt: „Niemand hat es bisher ge-
schafft, aufzuzeigen, welche Vor-
aussetzungen wir aus technischer
und wissenschaftlicher Sicht
dafür brauchen.“

Lebensumfeld

Windkraft beeinträchtige na-
türlich das Lebensumfeld der
Menschen in erheblichem Maße,
so der Landrat: „Deshalb verste-
he ich auch die Einwendungen
der Bürger aus Rüdenau.“ Oh-
nehin stünden in Unterfranken
deutlich mehr Windräder als in
anderen Regionen Bayerns.
Dennoch stimmt Habermann für
den Entwurf der Veränderungs-
verordnung: „Aus Gründen des
Respekts gegenüber den Pla-
nungsträgern.“ Pat Christ
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25 Jahre Fränkisches 
Freilandmuseum Fladungen

Zu einer Zeitreise in die Vergangenheit laden heuer nach einem
Vierteljahrhundert Aufbauarbeit rund 20 Bauernhäuser, Wirt-
schaftsgebäude und Bauten der Dorfgemeinschaft in das Frei-
landmuseum Fladungen ein. Sie zeigen anschaulich, wie die Vor-
fahren in Unterfranken sowie angrenzenden Gebieten früher ge-
lebt und gewirtschaftet haben.

Belebt wird das am 30.9.1990
eröffnete Freilandmuseum durch
alte Nutztierrassen, die hier ihr
Zuhause gefunden haben sowie
durch Sonderausstellungen,
Handwerksvorführungen, Aktio-
nen und Feste. Zum Jubiläum
gibt es monatliche Sonderveran-
staltungen, die jeweils einem
Kernthema gewidmet sind. Auf
dem Programm steht auch das
Museumsfest, bei dem jeder, der
in diesem Jahr 25 Jahre alt wird,
freien Eintritt hat.

Ganz im Zeichen leiblicher
Genüsse stand das Freilandmuse-
um zum Saisonstart im April.
Zum Auftakt war dort der histori-
sche Backofen in Betrieb. Über
Ostern folgten „Aktionen rund
ums Ei“ und kurz darauf die
Eröffnung des Nordheimer
„Kalthauses“ mit seinem einzig-
artigen Karussell zur Kühlung
von Lebensmitteln.

Historisches „Kalthaus“

In den 1950er Jahren gab es Ge-
frieranlagen in beinahe jedem
Dorf, mittlerweile findet man sie
kaum noch - und sie sind stark in
ihrem Bestand gefährdet. So stellte
das Angebot der Gemeinde Nord-
heim an den Zweckverband Frän-
kisches Freilandmuseum zur Über-
nahme ihres „Kalthauses“ einen
besonderen Glücksfall dar. Denn
es war bis zum 31.12.2009 funkti-
onsfähig und seit seiner Erbauung
kaum verändert worden. In seiner
Vollständigkeit dürfte es unterfran-
kenweit einer der letzten Vertreter
dieses Funktionstyps sein.

Die Übertragung des Kühlhau-
ses im Ganzen auf das Museums-
gelände ist eine Meisterleistung
aller Beteiligten und wiederum
ein Glücksfall für das Freiland-
museum. Denn durch diese Ver-
setzungsmethode war es mög-
lich, die Originalbausubstanz der
1950er Jahre einschließlich sämt-
licher Oberflächen und Materia-
lien zu erhalten. Alles blieb so,
wie es am alten Standort war. Die
Kosten für das Projekt belaufen
sich auf rund 280.000 Euro. An
der Finanzierung beteiligte sich
die Landesstelle für die nicht-
staatlichen Museen in Bayern mit
35.000 Euro und die Bayerische
Landesstiftung mit 30.000 Euro.

„Diese Gefrieranlagen prägten
nicht nur das Ortsbild vieler Dör-
fer, sondern stehen für eine kur-
ze, aber wichtige Modernisie-
rungsphase in der Entwicklung
des Dorflebens in Unterfranken.
Sie sind aber auch Zeugnis des
dörflichen, gemeinschaftlich aus-
gerichteten Wirtschaftslebens der
1950er und 1960er Jahre“, erläu-
tert Landrat Thomas Habermann.
Daher, so der Zweckverbands-
vorsitzende, verdiene das Nord-
heimer Kühlhaus zu Recht einen
Platz in einem unterfränkischen
Museum für dörfliche Kultur.

Der Mai wird mit einem
„Technik-Tag“ (3.5.) begangen.
Nicht nur Errungenschaften auf
dem Gebiet der Landwirtschaft
werden den Besuchern vorge-
führt, sondern auch Entwicklun-
gen im Bereich der Eisenbahn.
Das Beispiel „Rhön-Zügle“
macht deutlich, wie stark das
neue Verkehrs- und Transport-
mittel den Alltag der Landbevöl-
kerung einst veränderte. Im Juni
wird  mit dem „Tag der alten
Haustierrassen“ (14.6.) das The-
ma Tiere in den Vordergrund
gerückt. Zusammen mit dem
„Naturpark und Biosphärenreser-
vat Bayerische Rhön e.V.“ und
weiteren Partnern informiert das
Museum über das Rhönschaf

und viele weitere Nutztierrassen,
die fast schon in Vergessenheit
geraten sind. 

Dem Thema ländliche Klei-
dung ist der Juli gewidmet. Der
Infotag „Trag mal Tracht“ (12.7.)
soll vor allem jungen Leuten zei-
gen, wie attraktiv und alltagstaug-
lich erneuerte fränkische Tracht
sein kann. Im August wiederum
wird Rückschau auf die vergange-
nen 25 Jahre gehalten. Das große
Museumsfest (29.8./30.8.) am

letzten Augustwochenende bildet
gleichzeitig den Saisonhöhe-
punkt. Wer in diesem Jahr seinen
25. Geburtstag feiert, kann sich an
beiden Tagen über freien Eintritt
freuen.

„Haus und Handwerk“

Was brauche ich – außer gutem
Wetter – für eine reiche Ernte?
Diese Frage wird am 27. Septem-
ber beantwortet. Anhand der Mu-
seumsgärten und Streuobstwiesen
erfahren Interessierte, wie Beete
angelegt und Früchte verarbeitet
werden. Das Thema „Haus und
Handwerk“ rückt im Oktober in
den Blickpunkt. Zum Abschluss

der Jubiläumssaison steht die
„Eröffnung der Büttnerei aus
Sulzthal“ (11.10.) auf dem Pro-
gramm. Das Gebäude wird samt
eingerichteter Werkstatt der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht.

Während der gesamten Mu-
seumssaison ist die Sonderaus-
stellung „Griffel, Füller, Tintenkil-
ler - Volksschulen im ländlichen
Bayern 1945 bis 1970“ geöffnet.
Was zuweilen aus der Rückschau
idyllisch erscheint, barg in den
1960er Jahren jede Menge bil-
dungspolitischen Sprengstoff. Es
folgte ein beispielloser Aufbruch
in die Moderne. Die Schule im ei-
genen Dorf gab es bald nicht mehr
- es kam die Verbandsschule, die
mehrere Schulen der umliegenden
Dörfer zusammenfasste. Auch die
Gegenstände, die Schüler und
Lehrer täglich umgaben, wandel-
ten sich sehr. Die Sonderausstel-
lung stellt die Bandbreite und das
Ausmaß dieses enormen Wand-
lungsprozesses vor. DK

Gleichstrompassage
Süd-Ost

Ministerpräsident Horst Seehofer antwortet 
den beiden Landräten Leo Schrell (Dillingen) 

und Stefan Rößle (Donau-Ries)
Ohne ein zukunftsfähiges und mit den Zielen der deutschen En-
ergiepolitik kompatibles Konzept für die konventionelle Strom-
erzeugung in Deutschland und Bayern kann über Stromnetze
nicht entschieden werden, da der Bedarf an neuen Leitungen
ganz entscheidend davon abhängt, wo Strom produziert wird.
Dies hat der Bayerische Ministerpräsident Horst Seehofer in ei-
nem Antwortschreiben an die beiden Landräte Leo Schrell (Dil-
lingen) und Stefan Rößle (Donau-Ries) zum Ausdruck gebracht
und gleichzeitig hinzugefügt, dass Bayern beim Bund darauf po-
chen wird, dass alle Entscheidungen im Gesamtzusammenhang
verhandelt und entschieden werden. 

Schrell und Rößle hatten sich
zu Beginn des Jahres vor dem
Hintergrund des seinerzeit laufen-
den Energiedialogs sowohl an
Seehofer als auch an die bayeri-
sche Wirtschaftsministerin Ilse
Aigner gewandt und beide um
Unterstützung im Widerstand ge-
gen einen geplanten Verlauf der
Gleichstrompassage Süd-Ost quer
durch die beiden Landkreise Do-
nau-Ries und Dillingen gebeten.

Die beiden Landräte begründe-
ten ihre ablehnende Haltung da-
mit, dass vor mehr als drei Jahr-
zehnten der Bau der Bundesauto-
bahn A 7 durch Teile der beiden
Landkreise u.a. an stichhaltigen
Belangen des Natur- und Land-
schaftsschutzes gescheitert seien.
„Der Bau einer Stromtrasse durch
hochsensible Landschaftsteile
würde wertvollste zusammen-
hängende Ökosysteme durch-
schneiden und zu schweren Ein-
griffen führen, die nicht ausgegli-
chen werden könnten“, betonen
Schrell und Rößle übereinstim-
mend. Beide sprechen sich auch
nach dem Energiedialog eindeu-
tig gegen den Verlauf der Strom-
trasse durch Nordschwaben aus
und fordern, falls sich die Not-
wendigkeit weiterer Trassen in
den laufenden Konsultationen
überhaupt bestätigen sollte, eine
Bündelung mit vorhandener In-
frastruktur wie beispielsweise mit
Autobahnen. Zudem sollte die
Nutzung bestehender Stromtras-
sen sowie die Erdverkabelung ei-
ner vertieften Prüfung unterzogen
werden. 

Auch Ministerpräsident Horst
Seehofer sieht in neuen Stromtras-
sen einen empfindlichen Eingriff
in Landschaft und Lebensumfeld
der Menschen. In seinem Schrei-
ben an die beiden Landräte führt

er aus: „Zu Recht weisen Sie auf
den hohen Wert des nordschwäbi-
schen Kultur- und Naturraumes
hin. Derartige Belastungen sind
nur vertretbar, wenn ihre unbe-
dingte Notwendigkeit erwiesen
ist“. Seehofer hat Schrell und
Rößle zudem versichert, dass sich
die Staatsregierung in Berlin mit
Nachdruck in diesem Sinne ein-
setzen werde und eine Verständi-
gung mit dem Bund im Laufe des
Jahres anstrebe. Dabei ist für See-
hofer die entscheidende Frage,
wie in Deutschland nach Abschal-
ten der Kernkraftwerke im Jahr
2022 die konventionelle Energie-
erzeugung sichergestellt werden
kann. 

LEW Energieeffizienzpreis 2015:

Umwelt- und Klimaschutz
im Sportverein

Der Bayerische Landes-Sportverband (BLSV) und die Lechwerke
AG (LEW) haben die Sieger des LEW Energieeffizienzpreises
gekürt. Der SV „Pfeil“ Burk, der TSV Perchting-Hadorf und der
SSVHöchstädt erhalten Preisgelderin Höhe von insgesamt 7.500 Eu-
ro, die zweckgebunden für weitere Maßnahmen an den vereinseige-
nen Sportstätten in den Bereichen Energieeffizienz und Klimaschutz
genutzt werden. 2015 riefen LEW und der BLSV den Wettbewerb
bereits zum vierten Mal aus. Gemeinsames Ziel ist die Verbesserung
der Energie- und Ressourcenbilanz von Sportstätten in Bayern. 

Im Rahmen der BLSV-Fach-
messe „bau@blsv“ in Ingolstadt
gratulierten BLSV-Vizepräsident
Jörg Ammon und LEW-Vor-
standsmitglied Norbert Schür-
mann den Siegern des Wettbe-
werbs. 80 Sportvereine aus ganz
Bayern nahmen 2015 am Wettbe-
werb teil und bewarben sich um
den LEW Energieeffizienzpreis.
Das spricht für ein stetig wachsen-
des Verständnis der Vereine für
Klimaschutz, Energieeffizienz so-
wie Ressourcenoptimierung. Die
Jury, bestehend aus Vertretern der
Obersten Baubehörde im Bayeri-
schen Innenministerium, des
BLSVund einem Energieexperten
der Lechwerke, wählte die über-
zeugendsten Maßnahmen aus. 

„Damit die Energiewende in der
Region weiter vorankommt, inve-
stieren die Lechwerke viel in den
Ausbau und die Erneuerung des

Stromnetzes – im vergangenen Jahr
sogar so viel wie nie zuvor“, sagte
Norbert Schürmann. „Doch wird
die Energiewende von einer weite-
ren wichtigen Säule getragen: der
Energieeffizienz. Die wollen wir
stärker in den Vordergrund rücken,
zum Beispiel indem wir vorbildli-
che Projekte von Sportvereinen mit
dem LEW Energieeffizienzpreis
auszeichnen und belohnen.“ 

„Die Sportlandschaft in Bayern
hat hier Vorbildfunktion“, betonte
Jörg Ammon. „Die Sportvereine
haben erkannt, dass ihnen Energie-
effizienz in allen Bereichen des Ver-
eins wirtschaftliche Vorteile bringt.
Vorreiter im Bereich Klima- und
Umweltschutz zu werden, das muss
das langfristige Ziel sein“, so Am-
mon weiter. „Mit Projekten wie
dem ökologischen Bundesfreiwilli-
gendienst im Sport geht der Ver-
band mit gutem Beispiel voran.“ 

Landkreis Fürstenfeldbruck:

Ehrenamtskoordination 
im Bereich Asyl

Dem Landkreis FFB sind aktuell rund 740 Personen zur dezen-
tralen Unterbringung zugewiesen. Darüber hinaus sind in der
Außenstelle der Erstaufnahmeeinrichtung im Fliegerhorst  circa
560 und in Germering rund 70 Personen untergebracht. Die Be-
treuung der Asylbewerber und Asylbewerberinnen ist fachlich
und strukturell aufgeteilt, um die personellen und finanziellen
Ressourcen möglichst effizient zu verwenden.

Der Landkreis hat für alle Ob-
jekte Außendienstmitarbeiter an-
gestellt. Deren Aufgabe ist die
Hausverwaltung und Objektbe-
treuung, die soziale Betreuung
gehört nicht dazu, wenngleich
sie sich in der Praxis – auch – um
viele der alltäglichen Belange
der Asylbewerber kümmern. 

Die eigentliche soziale Betreu-
ung insbesondere im Hinblick
auf berufliche, soziale und schu-
lische Integration, Akzeptanz bei
den Bürgern im Landkreis sowie
Selbsthilfepotential der Asylbe-
werber hat im Landkreis Für-
stenfeldbruck in erster Linie die
Caritas übernommen; hier küm-
mern sich Sozialpädagogen auch
um die spezifischen Bedürfnisse
Einzelner. 

Die Caritas ist bereits seit vie-
len Jahren im Bereich der Asyl-
sozialbetreuung im Landkreis
aktiv. Der Landkreis erbringt in
diesem Zusammenhang seit
2013 freiwillige finanzielle Lei-
stungen für die direkte Betreu-
ung von Asylbewerbern unab-
hängig von der Form ihrer Un-
terbringung. Da in diesem Be-
reich die finanzielle Förderung
der Asylsozialberatung durch
den Freistaat Bayern wesentlich
erhöht wurde, ist eine Änderung
der Förderstruktur des Landkrei-
ses im Bereich der Asylsozialbe-
treuung geplant. 

Der Landkreis beabsichtigt,
sich in den Bereichen unterstüt-
zend zu engagieren, die von der
staatlichen Förderung weniger
berücksichtigt werden, sich aber
gleichwohl vor Ort als äußert
wichtig erwiesen haben. Dies

sind beispielsweise nicht ge-
deckte Sach- und insbesondere
Fahrtkosten, die bei der Asylso-
zialberatung bei dezentraler Un-
terbringung in großem Umfang
anfallen, sowie die Finanzierung
von Deutschkursen. 

Im Landkreis Fürstenfeld-
bruck gibt es derzeit 15 Asylbe-

werberhelferkreise  und sehr vie-
le weitere ehrenamtliche Akteu-
re in der Betreuung und Versor-
gung von Asylbewerberinnen
und Asylbewerbern. Neben den
Wohlfahrtsverbänden und Ein-
richtungen der Kirchen gibt es in
Städten und Gemeinden eine
Vielzahl an Helfer-, Unterstüt-
zer- und Arbeitskreisen und an-
dere private Initiativen. Eine
hauptamtliche Stelle zur Koordi-
nierung des ehrenamtlichen En-
gagements, das hier im Land-
kreis beeindruckend groß ist, ist
sehr sinnvoll. Wie sich in der
praktischen Arbeit zeigt, besteht
großer Bedarf an Koordinierung
und struktureller Unterstützung
für den ehrenamtlichen Bereich.
Der Landkreis Fürstenfeldbruck
wird daher entsprechende Tätig-
keiten der Caritas für den Be-
reich der Koordinierung des eh-
renamtlichen Engagements fi-
nanziell unterstützen.

Ein Unterstützungsbedarf zeigt
sich auch bei der Begleitung und
Unterstützung der zahlreichen eh-
renamtlichen Sprachpaten im
Landkreis und der (begrenzten)
Durchführung von hauptamtlich
geleiteten Deutschkursen. Derzeit
gibt es schon einige Fortbildungs-
angebote für Ehrenamtliche, die
ausgeweitet und regelmäßig ange-

boten werden sollen wie z.B. Pra-
xiskurse, Deutsch als Fremdspra-
che zu unterrichten (in Kooperati-
on mit der Bürgerstiftung) oder
Workshops zum Thema „Interkul-
turelle Kommunikation“. Darüber
hinaus ist geplant, regelmäßige
Austausch- und Vernetzungstref-
fen im „Kolleginnenkreis“ wie
auch Angebote zum Thema Ge-
sunderhaltung und Abgrenzung
im Ehrenamt anzubieten.

Deutschkurse

Auch das Angebot der
Deutschkurse unter der Leitung
hauptamtlicher Lehrkräfte soll
bei Bedarf ergänzt und erweitert
werden, soweit Mittel dafür vor-
handen sind, auch ist geplant, bei
Bedarf Frauenkurse mit Kinder-
betreuung aufzustellen. Priorität
hat aber die Koordination des
ehrenamtlichen Angebots. 

Es wird deshalb dem Kreis-
ausschuss zur Kenntnis gegeben,
dass der Landkreis das Brucker
Forum - Kath. Erwachsenenbil-
dung im Landkreis Fürstenfeld-
bruck e.V. - in seinem Engage-
ment, im Bereich Deutschkurse
und Ehrenamtskoordination fi-
nanziell unterstützen wird. Im Bild (v. l.): Helmuth Stolle (Bürgerstiftung für den Landkreis

FFB), Landrat Thomas Karmasin, Dieter Müller (Amt für So-
ziales), Susanne Pütz (Brucker Forum), Wolfgang Schachtner
(Siftung der Sparkasse FFB), Christine Höppner (Brucker Fo-
rum), Andrea Gummer und Claudia Ramminger (beide Cari-
tas). Bild: Landratsamt Fürstenfeldbruck
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„Haben wir eigentlich kei-
ne Jubilare mehr in der Stadt?
Ich habe ewig keinen Gratula-
tionstermin bei einem betag-
ten Ehepaar oder einer char-
manten älteren Dame absol-
viert.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, hat ja so richtig
Spaß an seinem Amt und sol-
che netten Termine, um je-
manden zu einem besonderen
Geburts- oder Jahrestag zu
gratulieren, machen ihm rich-
tig Laune.

Natürlich ist das eine Temperamentsfrage,
denn es ist sicher nicht jedermanns Sache, bei
fremden und nicht mehr ganz jungen Leuten
aufzutauchen, mit ihnen ein Schwätzchen zu
halten und das obligatorische Foto für die Hei-
matzeitung zu machen. Etwas eintönig ist die
Berichterstattung über solche Besuche ja dann
auch, denn die Jubilare haben sich wahlweise
durch Arbeit, viel Schlaf oder die unverdrossen

und diszipliniert jeden Abend genossene Maß
Bier (so der ehemalige Wirt vom „Goldenen
Lamm“ an seinem 95. Geburtstag) so fit und rüs-
tig gehalten, wie der Reporter sie/ihn jetzt sieht.

Aber mein Chef mag Menschen, findet stets
schnell einen Draht zu ihnen und immer auch
ein Thema oder einen Anknüpfungspunkt, von
dem aus sich ein Gespräch entspinnen lässt,
auch wenn es manchmal, das gibt er zu, zu einer
rechten Geduldsprobe ausartet, wenn der Geist
(oder das Gehör) doch nicht so gut funktioniert,
wie es der Lokalblattleser am nächsten Morgen
eingeredet bekommt. 

In der ersten Zeit, als er kurz Bürgermeister
und noch nicht so bekannt war, mag es auch ei-
ne Rolle gespielt haben, auf diese Weise doch
regelmäßig mit Foto in der Zeitung zu sein, aber
mit der Zeit hat er eine echte Liebe zu diesen
Terminen entwickelt und lässt sich nur sehr un-
gern vom Zweiten Bürgermeister vertreten. 

Natürlich hat sich dieses Geschäft gewandelt.
Der Vorgänger vom Bürgermeister hat noch die
80-Jährigen und die Jubilare mit Goldener
Hochzeit besucht. Gott sei Dank werden die
Leute ja heutzutage immer älter und fitter. Des-
halb gibt es jetzt zu diesen Anlässen nur noch ei-
nen schönen Brief samt Bocksbeutel mit spezi-
ellem Etikett (Stadtsilhouette und -wappen). 

Besuche gibt’s zum 90., 95.,
100. und dann jedes Jahr. Ehe-
paare werden ab der Diaman-
tenen Hochzeit beglückt, wo-
bei es immer mehr Eiserne
gibt und wir sogar schon zwei
Gnadenhochzeiten (70 Jahre)
hatten.

Interessant und für mich im-
mer wieder spannend ist es,
dass kaum mal einer der Jubi-
lare bittet, von solchen Besu-
chen oder zumindest von der

Erwähnung in der Zeitung verschont zu werden.
Nicht einmal ein engagierter Leserbriefschrei-
ber, der im Jahr seines 90. Geburtstages auch 60
Jahre Mitgliedschaft in der zum Bürgermeister
in der Opposition stehenden Partei feierte und
ihn im Zusammenhang mit der Diskussion um
ein Baugebiet als „kommunalpolitischen Gei-
sterfahrer“ bezeichnet hatte, wollte es sich ent-
gehen lassen, zusammen mit jenem Geisterfah-
rer, dem Pfarrer und dem Bocksbeutel in die
Zeitung zu kommen.

Offensichtlich gibt es einen starken Drang der
Menschen, freudige Ereignisse mit anderen zu
teilen. Das zeigen auch die vielen Glück-
wunschanzeigen in der Zeitung, in denen mit
holprigen Versen (85 Jahre sind vorbei/nicht al-
le waren sorgenfrei) und unter Nennung aben-
teuerlicher Kosenamen (was darf man sich bitte
unter Hasenpupsi vorstellen?) zu Geburtstagen
oder bestandenen Führerscheinprüfungen gratu-
liert oder unter Beifügung peinlichster Kinder-
fotos die Volljährigkeit der Sprösslinge ange-
zeigt wird.

Mein Chef, der Bürgermeister, sah mich et-
was strenger an als gewöhnlich. Er fand es nicht
sehr passend von mir, über die kleinen Freuden
der Menschen zu spotten, auch wenn sie einer
gewissen Eitelkeit entspringen mögen. Aber
was wäre menschlicher, als ein wenig Selbst-
verliebtheit? Und schließlich sei doch so ein bis-
schen Tamtam rund um einen großen Tag nichts
im Vergleich zu dem ungehemmten Narzismus,
dem man täglich in den sozialen Netzwerken
begegnen könnte. Diesmal war  also mein Chef
an der Reihe, mir etwas ins Stammbuch zu mai-
len, nämlich einen Satz von Hans Christian An-
dersen: „Der große Reichtum unseres Lebens,
das sind die kleinen Sonnenstrahlen, die jeden
Tag auf unseren Weg fallen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Die Freuden 
des Jubiläums

Oberpfälzischer Integrationspreis 2015:

Kontakte knüpfen, 
Barrieren abbauen

Im Rahmen einer Feierstunde würdigte der oberpfälzische Regie-
rungspräsident Axel Bartelt in Regensburg die Sieger der „Aktion
Integration“. Geehrt wurden insgesamt sieben Oberpfälzer
Preisträger, die die Integration nachhaltig und erfolgreich unter-
stützen und in besonderer Weise fördern. 

Das Preisgeld belief sich auf
insgesamt 5.000 Euro. Neben der
Pfarrei St. Andreas Schwandorf
wurden die Clermont-Ferrand-
Mittelschule, der Club „Kinder-
welt“ die Studenteninitiative „uM
die ecKe“ und die Tanzschule Ex-
pressia (alle Regensburg), die
CJD Neumarkt, der Jugendmi-
grationsdienst Neumarkt/Roth
und der Arbeitskreis Asyl Weiden
e.V. ausgezeichnet.

Viele Bewerbungen

„Die Vielzahl an Bewerbungen
zeigt, dass Integration in der
Oberpfalz nicht nur ein Wort ist,
sondern aktiv gelebt wird“, be-
tonte Bartelt. Gerade in Zeiten, in
denen tausende Menschen in
Deutschland Zuflucht suchen, sei
es wichtiger denn je, diesen Men-
schen eine neue Heimat zu geben
und sie bestmöglich in die Gesell-
schaft zu integrieren. Integration
sei keine Frage des Alters, son-
dern betreffe alle. Hervorzuheben
sei besonders das Engagement
von Kindern und Jugendlichen,
so der Regierungspräsident.

Der erste Preis ging an die Stu-
denteninitiative „uM die ecKe!“
Universität Regensburg, einem
zehnköpfigen, multikulturellen/in-
ternationalen Organisationsteam,
bestehend aus Studentinnen und
Studenten internationaler Studi-
engänge. Durch seine kostenlo-
sen Aktivitäten wie dem
„Sprachcafe“ und dem „Buddy-
Programm“ werden nicht nur in-
ternationale Kontakte geknüpft
und soziale Integration erreicht,
sondern auch Sprach- und Kul-
turkenntnisse gefördert. Die Akti-
vitäten im Sprachcafe´ sprechen
Personen jeden Alters und jeder
Herkunft an. Das Sprachspek-
trum ist groß, es umfasst über 20
Sprachen oder Dialekte.

Tandem im
„Buddy-Programm“

Im Rahmen des Buddy-Pro-
gramms wird wiederum ein „Tan-
dem“ gebildet, bei dem ein deut-
scher Muttersprachler als „Bud-
dy“ (sprich Kumpel) einen ande-
ren Studenten mit Deutsch als
Fremdsprache im (Uni)Alltag be-
gleitet und unterstützt. Dabei pro-
fitieren beide Seiten.

Den zweiten Preis erhielt die
Pfarrgemeinde St. Andreas in
Fronberg in Schwandorf. Mit
zahlreichen ehrenamtlichen Hel-
fern hat sie sich weit über das nor-
male Maß hinaus für die Integra-
tion der drei syrischen Familien,
die im Übergangswohnheim in
Fronberg seit Dezember 2013
bzw. Januar 2014 wohnen, enga-
giert. Um den Familien in
Schwandorf eine neue Heimat zu
geben, haben sie nicht nur zusätz-
liche Möbel beschafft, Fahrdien-
ste eingerichtet und Sachspenden
gesammelt, sondern die Men-
schen vor allem mit offenen Ar-
men empfangen. Die Unterstüt-
zung bei Arztbesuchen, Behör-
dengängen, der Schulanmeldung
und beim Erlernen der deutschen
Sprache und den Hausaufgaben
erleichterte ihnen die Eingewöh-
nung in dem fremden Land. 

Mit dem dritten Preis bedacht
wurde der Club „Kinderwelt“ Re-
gensburg, dessen Hauptaugen-
merk in der Sprachförderung, der
Schaffung einer kulturbindenden
Plattform für Kinder mit russisch-
sprachigem Migrationshinter-
grund und der frühkindlichen
Förderung unter Berücksichti-
gung der zweisprachigen Erzie-

hung liegt. Neben der Sprachför-
derung sollen die Kinder spiele-
risch an die Schule herangeführt
und vorbereitet werden. 

Das Angebot umfasst verschie-
denste Kurse, gestuft nach dem
Alter und unter Einbeziehung der
soziokulturellen, psychomotori-
schen, der kognitiven und der
sprachlichen Entwicklung. Zu-
sätzlich gibt es beispielsweise ei-
ne Mutter-Kind-Gruppe, einen
Kurs „Happy English“ mit drei
Gruppen, einen Entspannungs-
und Konzentrationskurs sowie ei-
nen Bastel- und Malkurs. 

Der 1. Anerkennungspreis ging
an Terre des hommes und Ar-
beitskreis Asyl, Weiden. Seit
mehr als 27 Jahren bemüht sich
dieser um die Lebenssituation
von Flüchtlings- und Migranten-
kindern. Mit dem Angebot einer
täglichen umfassenden und ge-
zielten Hausaufgabenhilfe für
derzeit rund 220 Schülerinnen
und Schüler und der damit ver-
bundenen sozialpädagogischen
Betreuung leistet das Projekt ei-
nen Beitrag zur Verbesserung der
Integration junger Menschen in
das bayerische Schulsystem und
in die deutsche Gesellschaft. Da-
bei wird der Vermittlung der deut-
schen Sprache als Grundstein er-
folgreicher Integrationsarbeit
überragende Bedeutung beige-
messen. Die soziale Integration
der Kinder und Jugendlichen
spielt jedoch eine ebenso wichti-
ge Rolle und wird durch Freizeit-
aktivitäten gefördert. 

Die Tanzschule Expressia,
Neutraubling, wurde mit dem
zweiten Anerkennungspreis ge-
ehrt. Die Tanzgruppen bestehen
aus Kindern mit vor allem russi-
schem Migrationshintergrund
und deutschen Kindern, die die
Freude am gemeinsamen Tanzen
und der Bewegung teilen. Durch
die Kurse und gemeinsamen Auf-
tritte werden nicht nur die Kinder,

sondern die gesamten Familien
dazu motiviert, aktiv am gesell-
schaftlichen Leben in der Stadt
und im Landkreis teilzunehmen. 

Mit dem 3. Anerkennungspreis
gewürdigt wurde die Jugendorga-
nisation des Fördervereins „Je-
dem seine Chance“, Neumarkt,
bestehend aus zwölf Mädchen
zwischen 16 und 20 Jahren, die
zum Teil selbst einen Migrations-
hintergrund haben. Die Gründung
der Jugendabteilung wurde von
den Jugendlichen in Eigeninitiati-
ve bewerkstelligt. Durch ihre ei-
genen Erfahrungen wollen die
Mitglieder jungen Menschen mit
Migrationshintergrund helfen,
sich in der neuen Heimat besser
zurechtzufinden. Dabei setzen
sich die Jugendlichen für Migran-
tenkinder ein, indem sie Unter-
stützung in Form von Hausaufga-
benhilfe und Deutschübungsge-
spräche anbieten und daneben
Freizeitaktivitäten veranstalten. 

Den 4. Anerkennungspreis er-
hielt die Clermont-Ferrand-Mit-
telschule Regensburg Projekt:
„miteinandR-Garten“, ins Leben
gerufen in Kooperation mit der
Integrationsstelle der Stadt Re-
gensburg und dem Stadtgarten-
amt. Beteiligt sind neben der
Schule und der Stadt auch der
Kleingartenverein, die Städtische
Berufsschule II für Bau- und
Holztechnik, die BayWa-Stiftung
und das Schulamt. Im mitein-
andR-Garten können die Über-
gangsklassen der Clermont-Fer-
rand-Mittelschule auf zwei Gar-
tenparzellen in einer Kleingarten-
anlage einen Unterricht anderer
Art erleben. In erster Linie sollen
die Schüler dieser Klassen
Deutsch erlernen. Es gilt, Schüler
aus 15 verschiedenen Nationen
zu unterrichten. 

Ziele sind dabei die anwen-
dungsbezogene Vermittlung der
deutschen Sprache und die För-
derung des Teamgeistes. Die
Schüler profitieren nicht erst vom
fertigen Garten, sondern können
bereits bei der Planung einbezo-
gen werden. Holzblockhütten sol-
len gebaut, Gartenbeete und ein

Eidechsenbiotop angelegt wer-
den. Geplant ist, einen wöchentli-
chen Gartentag in den Stunden-
plan mit aufzunehmen. DK

Forschungs-Praxis-Projekt:

Willkommenskultur in
ländlichen Regionen

Bayerische Modellkommune: Bad Kissingen 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und des sich
abzeichnenden Fachkräftemangels haben die Themen Zuwande-
rung und Integration in Kommunen des ländlichen Raums an
Bedeutung gewonnen. So lassen sich in entwicklungsstrategische
Planungen auch Elemente einbauen, die die Attraktivität der
Stadt für Menschen mit Migrationshintergrund steigern. 

In Zusammenarbeit mit dem
Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge, dem Deutschen Städ-
te- und Gemeindebund und dem
Deutschen Landkreistag sowie
dem Hessischen Ministerium für
Soziales und Integration führte die
in Darmstadt beheimatete Schader-
Stiftung in den Jahren 2012 bis
2014 das Forschungs-Praxis-Pro-
jekt „Integrationspotenziale ländli-
cher Regionen im Strukturwandel“
durch, an dem von bayerischer Sei-
te die Stadt Bad Kissingen teil-
nahm. Ergebnisse und Praxisbei-
spiele aus den Modellkommunen
sind in der Publikation „Interkultu-
relle Öffnung und Willkommens-
kultur in strukturschwachen ländli-
chen Regionen – Ein Handbuch
für Kommunen“ dargestellt, das
kostenlos über www.schader-stif-
tung.de zu beziehen ist.

In Bad Kissingen hat das For-
schungs-Praxis-Projekt einen
wichtigen Beitrag dazu geleistet,
den Querschnittscharakter des

Themas Integration in ganz unter-
schiedlichen Verwaltungsabtei-
lungen zu forcieren. In der unter-
fränkischen Kommune beträgt der
Anteil der Bevölkerung mit Mi-
grationshintergrund 21,1 Prozent,
wovon etwa drei Viertel (Spätaus-
siedler und ein weiteres Viertel
Ausländer sind. Die zahlenmäßig
größten Herkunftsgruppen bilden
Zugewanderte aus Kasachstan
(1.210 Personen), der Russischen
Föderation (1.020 Personen)und
Polen (430 Personen). Der Aus-
länderanteil im Landkreis ist mit
knapp vier Prozent vergleichswei-
se niedrig; aufgrund des hohen
Anteils an (Spät-)Aussiedlern in
Stadt und Landkreis jedoch be-
trägt die Quote der Bevölkerung
mit Migrationshintergrund 12,8
Prozent. Auch im Landkreis bil-
den Kasachstan, die Russische
Föderation, Polen sowie Rumäni-
en die zahlenmäßig wichtigsten
Herkunftsländer von Zugewan-
derten.

Die Integrationsarbeit in Stadt
und Landkreis begann in den
1990er Jahren. Damals wurden in-
nerhalb weniger Jahre zahlreiche
(Spät-)Aussiedler in leer stehenden
Kasernen untergebracht (Bad
Brückenau, Wildflecken, Stadt Bad
Kissingen). Eine erste aktive Inte-
grationsarbeit entstand aus der
kommunalen Jugendarbeit heraus;
Auslöser waren hauptsächlich Pro-
bleme mit jugendlichen (Spät-)
Aussiedlern im öffentlichen
Raum. Auf Kreisebene ist seit 2008
ein Integrationsbeauftragter einge-
setzt, dessen Arbeitsschwerpunkt
die Leitung und Koordinierung des
„Netzwerks für Migrationsarbeit
im Landkreis Bad Kissingen“ ist.
Dieses Netzwerk besteht seit 1999
und umfasst im Kreis tätige Organi-
sationen, Behörden, Verbände und
Privatpersonen. Ziel des Netzwerks
ist es, bessere Integrationsbedin-
gungen für Migranten im Land-
kreis zu schaffen.

Bad Kissingen verfügt über ei-
nen Integrationsbeirat, der 2009
gegründet wurde. Dieser wurde in
einer Urwahl konstituiert und soll
die Interessen und Anliegen der
Migrantinnen und Migranten ver-
treten und als Bindeglied zwischen

diesen und den kommunalen Ein-
richtungen fungieren. Der Beirat
besteht aus gewählten Mitgliedern
aus dem Kreis der in der Stadt le-
benden Ausländer und (Spät-)Aus-
siedler sowie aus vier kommunal-
politischen Vertretern, die über
kein Stimmrecht verfügen. 

Laut Analyse bieten die Struk-
tur der zugewanderten Bevölke-
rung sowie die gegenwärtige Si-
tuation von Stadt und Landkreis
mit Blick auf wirtschaftliche und
demografische Entwicklungen
vielfältige Erschließungschan-
cen. Insgesamt verfügt Bad Kis-
singen mit den zugewanderten
Menschen über ein gutes demo-
grafisches Potenzial, um die Zu-
kunftsthemen von Stadt und
Landkreis aktiv gestalten zu kön-
nen. Die Migrationsbevölkerung
weist eine hohe Homogenität
auf, verfügt über hohe Bildungs-
potenziale und ist auf eine dauer-
hafte Niederlassung in der Regi-
on hin orientiert. Da in Bad Kis-
singen Überlegungen zu einer
stärkeren wirtschaftlichen Orien-
tierung auf Zielgruppen aus Russ-
land hin bestehen, könnte sich
beispielsweise ein kommunales
Konzept der bilingualen Erzie-
hung (deutsch-russisch) anbieten.

Trotz verschiedener Ansätze für
eine Integrationspolitik ist es bis-
lang nicht gelungen, Integration
als ein Querschnittsthema in Ver-
waltung und Politik zu verankern.
Zur Stärkung der lokalen Demo-
kratie könnten Zugewanderte stär-
ker in die kommunale Politik ein-
gebunden werden. Ein wichtiger
Schritt, der von Seiten der Kom-
mune aus gegangen werden kann,
wäre eine interkulturelle Öffnung
der örtlichen Parteien – dies umso
mehr, als die meisten Zugewan-
derten in Bad Kissingen durch

Einbürgerung das aktive und pas-
sive Wahlrecht besitzen – aber
auch der örtlichen Vereine und
Verbände. Auch die gezielte För-
derung bürgerschaftlichen Enga-
gements könnte Zugewanderten
zu stärkeren Aktivitäten in den öf-
fentlichen Angelegenheiten der
Kommune anregen. 

Laut Analyse sollte die Förde-
rung des ehrenamtlichen Engage-
ments gezielt an Themen anknüp-
fen, die für Zuwanderer wichtig
sind, so zum Beispiel am Thema
Bildung, das für viele zugewan-
derte Eltern von hoher Bedeutung
ist. Ein Ansatzpunkt für mehr Be-
teiligung könnte eine gezielte Wer-
bung für mehr Elternbeteiligung in
Kitas und Schulen sein. 

In Diskussionsforen zu den
Themen „Bürgerengagement“,
„Sprache und Bildung“, „Will-
kommenskultur“ und „Wirtschaft“
wurden Zielsetzungen für eine
verbesserte Integration von Zuge-
wanderten sowie für die Verknüp-
fung der integrationsrelevanten
Bereiche mit einer lokalen Strate-
gie zur künftigen Fachkräftesiche-
rung diskutiert. 

Ebenfalls konnten im Projekt-
verlauf die Wirtschaftsförderer
von Stadt und Landkreis erfolg-
reich für die Thematik Integration
und Zuwanderung sensibilisiert
werden. Eingerichtet wurde eine
Arbeitsgruppe, die über Integrati-
onspotenziale in der Wirtschaft
berät. Thematisch erfolgte dabei
eine Konzentration auf den Ge-
sundheitsbereich. Beraten wurden
Möglichkeiten, einen förderlichen
Umgang mit „Vielfalt als Chance“
im Kur- und Gesundheitssektor zu
verankern und Netzwerke und
Partnerschaften in die Herkunfts-
länder von Zugewanderten zu eta-
blieren. DK
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Beilage der LfA Förderbank Bayern bei. Wir bitten
um freundliche Beachtung. 

Vorschau auf GZ 9
In unserer Ausgabe Nr. 9, die am 7. Mai 2015 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Wasser . Abwasser . Gewässerschutz
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge
Garten- und Landschaftsbau . Grünanlagen
Bestattungswesen . Friedhof

Immobilienberatung

Immobilien Kaeser, Metropolregion Nürnberg 
Tel.: 0911 / 99 288 12, Mobil: 0160-812 81 73

iug.kaeser@optimhome.de

In der Metropolregion Nürnberg:
1 - 2 Zi. Mini-Apartments, ideal für Anleger
2 - 4 Zi. Eigentumswohnungen, teilweise mit 

Gartenanteil, sowie großzügige Penthouses-Wohnungen.
Wir suchen für Vermietung und Verkauf 

Wohnungen und Häuser in gutem bis bestem Zustand. 
Kostenlos: Aktuelle Verkehrswertermittlung, Photoshooting,

Werbung in allen bekannten Internetportalen sowie eine
Betreuung bis zum Notartermin.

Wir bieten an:

3. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

Wärme-
Contracting

Heizanlage Brennstoff Service

www.baywa-edl.d
eWärme-Contracting.

Energie

Wärme-Contracting

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner

für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 

86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 
Constanze von Hassel
Telefon 08171.9307-13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:
Theresa von Hassel
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim    •    www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gebäudedienstleistungen Kommunale Energieberatung

Herbst 2015

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Präsente

Computer Netzwerke

Ihr Partner für kommunale Finanzierungen

www.bayernlabo.de

Kommunalfinanzierung

8. BAYERISCHES
ENERGIEFORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
Bürgerhaus Stadt Garching bei München
www.bayerisches-energieforum.de

25. Juni 2015

3. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

23. April 2015

Stadtwerke Augsburg Graffiti-Projekt:

Dschungelstraßenbahn
schmückt Stromstation

Im Rahmen des swa Graffiti-Projekts bekommen immer mehr
Technikgebäude der Stadtwerke Augsburg ein kreatives buntes
Aussehen. Jetzt haben 15 Jugendliche vom Jugendhauses Fabrik,
Eltern und Kinder der Elterninitiative Kindernest e. V. sowie swa-
Mitarbeiter und deren Kinder ein Technikgebäude in der Elisa-
bethstraße in Lechhausen mit Graffiti gestaltet.

Gemeinsam und unter Anlei-
tung von Christian Ostler und
Matthias Weißenböck vom Graf-
fiti-Verein „Die Bunten e.V.“ ha-
ben die Jugendlichen und Er-
wachsenen zunächst in einem
Workshop die Motive für die Ge-
staltung entwickelt: Eine fantasie-
volle Dschungellandschaft mit
Straßenbahn, Tieren, Häusern
und Windrädern. Dann wurde
endlich zur Spraydose gegriffen
und das Motiv auf die Hauswän-
de gesprüht.

Kreative Gestaltung

In Kooperation mit dem Verein
„Die Bunten e.V.“ haben die swa

vor drei Jahren das Graffiti-Pro-
jekt gestartet, um illegalem Be-
sprühen der rund 500 Technikge-
bäude vorzubeugen und die oft-
mals verunstalteten Fassaden
kreativ zu gestalten. Bei den lega-
len Sprüh-Aktionen der swa wer-
den gemeinsam mit Gruppen wie
etwa dem FCA- oder AEV-Fan-
projekt, Jugendzentren oder
Schulklassen die Motive in
Workshops entwickelt und an-
schließend auf dem Gebäude um-
gesetzt.

14 Gebäude bemalt

Für die Gestaltung lassen die
Stadtwerke den Bunten und Teil-

nehmern weitgehend freie Hand.
Die Motive sollen etwas mit den
Stadtwerken, also mit Energie,
Wasser oder Verkehr zu tun ha-

Jugendliche vom Jugendhaus Fabrik, Eltern und KinderderEltern-
initiative Kindernest e. V. sowie swa-Mitarbeiter und deren Kinder
haben beim swa-Graffiti-Projekt die Trafostation in der Elisabeth-
straße in Lechhausen gestaltet. Bild: swa/Thomas Hosemann

ben, sich in die Umgebung ein-
passen und dürfen natürlich nicht
anstößig oder beleidigend sein.
Mittlerweile wurden 14 Gebäude
im Rahmen des swa Graffiti-Pro-
jekts gestaltet. Der nächste
Workshop ist schon in Planung:
Mit Schülern des Jakob-Fugger-
Gymnasiums wird in Rahmen
des Kunstunterrichts die Trafosta-
tion direkt an der Schule gestaltet.
In diesem Jahr sind vier Aktionen
vorgesehen. 

Wettbewerb Zukunftsstadt: 

Fünf bayerische 
Gewinnerkommunen

Insgesamt 168 Städte, Gemeinden und Landkreise quer durch
Deutschland hatten sich für den bundesweiten Wettbewerb „Zu-
kunftsstadt“ beworben. Jetzt gab Bundesforschungsministerin
Johanna Wanka die 52 Gewinner bekannt, darunter die fünf
bayerischen Vertreter Bad Hindelang, Erlangen, Freyung, Gra-
fing und Landkreis Rottal Inn. Dort werden nunmehr Bürger-
dialoge zur zukünftigen Stadtentwicklung gefördert.

Jede der Zukunftsstädte erhält
in der nun beginnenden ersten
Phase bis zu 35.000 Euro, insge-
samt unterstützt das BMBF die
Städte mit bis zu 1,75 Millionen
Euro. Der Wettbewerb ist die
zentrale Initiative im Wissen-
schaftsjahr 2015 zur Zukunfts-
stadt sowie Teil der Nationalen
Plattform Zukunftsstadt (NPZ). 

In den 52 geförderten Zukunfts-
städten entwickeln Bürgerinnen
und Bürger gemeinsam mit Stadt-
politikern, Ratsvertretern, Wissen-
schaftlern und Wirtschaftsvertre-
tern eine nachhaltige und umfas-
sende Vision für ihre Kommune.
Angesichts der großen Zukunfts-
aufgaben der Kommunen wie
Klimaanpassung, Energieversor-
gung, demografische Entwick-

lung oder sicheres Wohnen und
Arbeiten sind die Dialoge vor Ort
sehr wichtig für eine erfolgreiche
Stadtentwicklung. Die Prozesse in
den Kommunen sollen zudem als
Anregung für andere Städte die-
nen. 

Der Wettbewerb reicht dabei
weit über das Wissenschaftsjahr
hinaus: In einer zweiten und drit-
ten Phase des Wettbewerbs, in
den Jahren 2016 sowie 2017 und
2018, sollen die Pläne weiterent-
wickelt und bis zur Umsetzung
begleitet werden. Der Deutsche
Städte- und Gemeindebund,
Deutscher Städtetag und Deut-
scher Landkreistag sind Partner
des Wettbewerbs und werden
auch die weiteren Projektphasen
aktiv begleiten. DK


